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Wenn man die Weltge-
schichte seit dem zwei-
ten Weltkrieg betrach-

tet, zieht sich eine fundamentaler 
roter Faden hindurch: Bei fast je-
dem größeren Kriegseinsatz sind 
wir vorher von den USA angelo-
gen worden. Es geht nicht um Feh-
ler oder Verwechslungen – es geht 
jedes Mal um eine Lüge und die 
Lüge ist „Made in USA“. Hier nur 
einige Beispiele:

Vietnam: So hat der ehemalige 
Verteidigungsminister McNama-
ra zugegeben, dass es den zweiten 
Angriff auf die USS Maddox nie 
gab, er fand nie statt. Die Pentagon-
Papiere (erschienen 1971) und die 
Memoiren von Robert McNamara 
(1995) belegen, dass die US-Regie-
rung die Vorfälle durch bewusste 
Falschdarstellung zum Durchset-
zen ihres seit 1963 geplanten di-
rekten Kriegseintritts in den Viet-
namkrieg benutzte.

Irak I: Die damals fünfzehn-
jährige Tochter des kuwaitischen 
Botschafters in den USA gab am 
10. Oktober 1990 vor einem infor-
mellen Menschenrechtskomitee 
des US-Kongresses unter Tränen 
eine Erklärung ab: „Ich habe ge-
sehen, wie die irakischen Soldaten 
mit Gewehren in das Krankenhaus 
kamen …, die Säuglinge aus den 
Brutkästen nahmen, die Brutkästen 
mitnahmen und die Kinder auf dem 
kalten Boden liegen ließen, wo sie 
starben.“ Präsident Bush erwähnte 
diese Geschichte in wenigen Wo-
chen mindestens zehnmal, und die 
USA gingen in Kuwait rein. Heute 
weiß man, dass die ganze Geschich-
te eine Erfindung der amerikani-
schen PR-Agentur Hill & Knowlton 
war, um eine Berechtigung für den 
Kriegsein satz herzustellen.

Irak II: Es gab keine Massenver-
nichtungswaffen im Irak, abgese-
hen von den Giftgas-Anlagen, die 
die USA in den 80er Jahren Sad-
dam Hussein für den Einsatz ge-
gen die Kurden geliefert haben, 
und Saddam war dadurch keine 
Bedrohung für „alle europäischen 
Hauptstädte“, wie es von westli-
chen Top-Politikern synchron und 
wiederholt vermittelt wurde. Heute 
wissen wir, dass z.B. der ehemali-
ge dänische Staatsminister Anders 
Fog Rasmussen schon ein Jahr zu-
vor Präsident Bush seine Zusage für 
eine Invasion gegeben hatte. Wir 

wissen Dank des „Downing Street 
Memo“ (2005), wie der Krieg von 
Bush, Blair und Fog geplant wur-
de – und mit den Lügen über ira-
kische Massenvernichtungswaffen 
durchgeführt wurde.      

Jugoslawien: Kriegslügen wer-
den immer wieder in die Welt ge-
setzt, um die Unterstützung der 
Öffentlichkeit aufrechtzuerhalten. 
Auch die Zerstörung Jugoslawiens 
fing mit einer Lüge an, wie der 
WDR schon im Februar 2001 in 
einer hervorragenden Dokumen-
tation gezeigt hat. Da der Film mit 
Steuergeldern finanziert wurde und 
der Inhalt für die Aufklärung der 
Bevölkerung von größter Bedeu-
tung ist, haben wir die ganze Doku 
jetzt zu Papier gebracht.

Wir dürfen die Geschichte nicht 
vergessen. Der Urheber der Lügen 
spielt die Leitrolle als Welt-Poli-
zist und zieht den Rest der Welt 
in wechselnde Angriffskriege hi-
nein, und kein Politiker im Westen 
traut sich, an den USA zu zweifeln. 
Neue Kriege und Waffenlieferun-
gen gehen Hand in Hand. Genau 
so haben wir – die Guten – allein 
in den letzten 20 Jahren Millionen 
von Menschen umgebracht und 
viele mehr noch verletzt und ih-
rer Heimat beraubt.

Wir wissen schon lange, wie die 
Geheimdienste der USA überall 
auf der Welt extreme Gruppen ge-
züchtet und unterstützt haben, um 
Gewalt auszulösen. Die CIA, NSA 
und Hunderte von anderen gehei-
men „Offices“ in den USA sind seit 
Jahrzehnten außerhalb der demo-
kratischen Kontrolle. Dies ist das 
Nest für den Militärisch-Industri-
ellen Komplex, der sich seit John F. 
Kennedy massiv in den Entschei-
dungsprozess in Washington hin-
eingedrängt hat. Genau vor diesen 
„Geistern“ hat Präsident Eisenhow-
er schon 1961 deutlich gewarnt.

Die Geschichte nie vergessen, 
wahrnehmen und Konsequenzen 
ziehen, das ist der einzige Weg, 
sie nicht zu wiederholen!

Power to the paper!

Tommy 
Hansen, 
Chef- 
redakteur  
free21.org
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Zuvor eine Erinnerung an  
   Jugoslawien. Wie USA und 

EU aufeinander abgestimmt mit 
Bomben und Wirtschaftssankti-
onen ein Volk ins Elend stürzten 
und seinen Zusammenhalt aufbra-
chen, habe ich in den Jahren 1999 
und 2000 in Jugoslawien miterlebt. 
Nach dem Ende der monatelangen 
Luftangriffe der NATO brachten 
wir aus Pfaffenhofen mehrmals 
Sattelzüge mit Kleidung, Lebens-
mitteln und Medikamenten in die 
serbische Stadt Valjevo. Auf den 
Fahrten über Subotica, Novi Sad 
und Belgrad konnten wir sehen, 
wie die NATO mit ihren Bom-
benangriffen systematisch die zi-
vile Infrastruktur, also Verkehrs-
netz, Brücken, Ölraffinerien, Öl- 
und Gaslager, Stromversorgung 
und viele der wichtigsten Fabriken 
des Landes, zerstört hatte. An den 
Straßenrändern boten Händler in 
Kanistern Benzin und Diesel zum 
Verkauf an. Sie machten den Man-
gel an Treibstoff und Heizöl sicht-
bar, der im ganzen Land herrschte. 
In Valjevo mit seinen 60.000 Ein-
wohnern lag das Rüstungskombi-
nat Krušik in Schutt und Asche. 
Mit 8.500 Beschäftigten war es der 
wichtigste Arbeitgeber gewesen. 
Nach langen Wochen, die sie we-
gen der Luftangriffe in den Kel-
lern verbracht hatten, litten viele 
Menschen an Herz- und Kreislauf-
erkrankungen, Medikamente aber 
waren kaum zu bekommen. Selbst 
in Krankenhäusern fiel häufig der 
Strom aus. In den Klassenzim-
mern saßen die Schüler frierend 
in Mänteln. Die NATO hatte ge-
zielt Kraftwerke und Stromversor-
gung bombardiert. Die Lebensmit-
tel waren teuer geworden, und das 
Land war voll mit Flüchtlingen 
aus anderen Teilen Jugoslawiens.

Trotz dieser Not hielten die 
NATO-Staaten nach dem Waf-
fenstillstand ihre Wirtschafts-
sanktionen aufrecht: Erdöl und 
Erdölerzeugnisse durften nicht an 
die Bundesrepublik Jugoslawien 
verkauft werden; Landwirtschaft 

und Lebensmittelversorgung soll-
ten lahmgelegt werden. Die Aus-
landsguthaben der Bundesrepublik 
Jugoslawien blieben eingefroren, 
um Importe für Wirtschaft und 
Bevölkerung unmöglich zu ma-
chen. Die Lieferung von „Gütern, 
Dienstleistungen, Technologie und 
Gerät zur Wiederherstellung oder 
Reparatur von durch die Luftein-
sätze beschädigtem Material“ wa-
ren laut Beschluss des EU-Rates 
untersagt. Die Bevölkerung sollte 
erkennen, dass ihr ein Wiederauf-
bau des zerbombten Landes nicht 
erlaubt werde, solange die Regie-
rung Milošević im Amte war. Sie 
hatte die „freie“ Wahl.

Der US-Diplomat William 
Mont gomery hatte von seiner Re-
gierung den Auftrag erhalten, den 
„regime change“ von seinem Büro 
in Budapest aus zu organisieren. 
In seinen Memoiren („Struggling 
with Democratic Transition“) ver-
gießt er Krokodilstränen über das 
Leid, das die Sanktionen für Mil-
lionen Serben bedeuteten, und er 
unterstreicht, was ich in vielen 
Gesprächen selbst beobachten 
konnte: die wachsende Demora-
lisierung durch die anhaltenden 
Sanktionen. „Wenn auch ungern“, 
schreibt Montgomery, „so muss ich 
doch einräumen, dass die Serben 
durch die jahrelangen Sanktio-
nen erschöpft waren. Sie waren es 
leid, als Paria-Staat behandelt zu 
werden. Sie sehnten sich nach ei-

nem normalen Leben mit besseren 
wirtschaftlichen Möglichkeiten. 
Sie wussten, dass eine Niederla-
ge von Milošević [bei den Wah-
len und dem Putsch im Septem-
ber 2000; B. D.] dazu beitragen 
würde. Man muss deshalb sagen, 
dass diese Einstellung ein ent-
scheidender Faktor für den Sturz 
von Milošević war.“ (Überset-
zung: B. D.)

Der Krieg gegen Syrien 
war von langer Hand 
geplant

Kriege werden langfristig geplant 
und sorgfältig vorbereitet. Niemals 
geht es dabei um Menschenrech-
te. Das gilt auch für den Krieg ge-
gen Syrien. Die USA hatten das 
Land bereits viele Jahre vor den 
Unruhen in Dar‘ā im März 2011 
ins Visier genommen. Zahlreiche 
Dokumente belegen dies. Zum 
Beispiel berichtete der ehema-
lige NATO-Chef Wesley Clark 
(Global Research, 12.7.14), man 
habe ihm 2001 eine Liste mit den 
Staaten vorgelegt, die die USA in 
den kommenden Jahren angreifen 
würden. Auf dieser Liste, so Clark, 
stand neben dem Irak, Libyen und 
dem Iran auch Syrien.

Wikileaks veröffentlichte ein 
aufschlussreiches Schreiben des 
früheren stellvertretenden Lei-
ters der US-Botschaft in Damas-

kus, William Roebuck, vom De-
zember 2006 an das Weiße Haus. 
Darin machte Roebuck Vorschlä-
ge, was zu tun sei, um die syrische 
Regierung in Schwierigkeiten zu 
bringen. Er empfahl, die Angst der 
Sunniten vor zu großem Einfluss 
schiitischer Kräfte zu schüren, 
den Problemen der Kurden brei-
te Aufmerksamkeit zu widmen, 
Regierungsgegnern Zugang zu 
arabischen Medien zu verschaf-
fen, Reformanstrengungen der Re-
gierung zu diffamieren, Gerüchte 
über Putschvorbereitungen zu ver-
breiten und damit die Regierung zu 
Überreaktionen zu verleiten, ihre 
innere Führungsgruppe aufzubre-
chen und die für Syriens Wachs-
tum wichtigen ausländischen In-
vestitionen zu verhindern.

Die USA und die NATO-
Staaten führen seit 2011 
verdeckt einen blutigen 
Krieg gegen Syrien. Dass 
es dabei zu keinem Zeit-
punkt um ein Mehr an 

demokratischen Rechten 
für die syrische Bevöl-

kerung ging, macht ihre 
enge Zusammenarbeit 
mit den reaktionären 

Regimen in Saudi-Arabien 
und Katar deutlich.

Im März 2007 informierte der 
renommierte Journalist Seymour 
Hersh seine Leser in „The New 
Yorker“, dass sich die Regierung 
Bush mit Saudi-Arabien und Isra-
el über eine Neuausrichtung ihrer 
Nahostpolitik verständigt habe. 
Sie beabsichtige, mit den sunniti-
schen Staaten zusammenzuarbei-
ten, um dem wachsenden schiiti-
schen Einfluss in der Region und 
insbesondere dem des Iran entge-
genzuwirken. Saudi-Arabien wer-
de dabei finanzielle Mittel und lo-
gistische Hilfe zur Schwächung 
der Assad-Regierung leisten. Die 
Saudis, zitierte Hersh den US-Re-
gierungsberater Vali Nasr, hätten 
enge Verbindungen zur Moslem-
bruderschaft und den Salafisten. 
Ihre Botschaft an das Weiße Haus 
hinsichtlich der Fundamentalis-
ten sei: „Wir haben diese Bewe-

Unser Krieg gegen Syrien
Bernd Duschner

1999 und 2000 – die NATO bombardiert monatelang in Jugoslawien.
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gung geschaffen, und wir kön-
nen sie kontrollieren. Es ist nicht 
so, dass wir nicht wollen, dass sie 
Bomben werfen. Entscheidend ist, 
auf wen sie Bomben werfen, auf 
Hisbollah, Muqtada al-Sadr, den 
Iran und auf die Syrer, sollten diese 
weiter mit der Hisbollah und dem 
Iran zusammenarbeiten.“ (Über-
setzung: B. D.) Am 6. März 2011, 
unmittelbar vor dem Ausbruch der 
Unruhen in Dar‘ā verabschiedete 
der US-Kongress bereits den „Sy-
rian Freedom Support Act“. Dar-
in wurde der US-Präsident aufge-
fordert, Sanktionen zu verhängen 
und Maßnahmen für einen „demo-
kratischen Übergang“ in Syrien 
zu unterstützen. Am 24. Oktober 
2011 veröffentlicht das Council 
on Foreign Relations, ein einfluss-
reicher US-Think-Tank, konkrete 
Empfehlungen für den Umsturz 
in Syrien: Druck auf die Opposi-
tionsgruppen, sich im „Syrischen 
Nationalrat“ zusammenzuschlie-
ßen, der Verhandlungen ablehnte 
und auf den bewaffneten Sturz 
der syrischen Regierung orien-
tierte; Kontaktaufnahme mit syri-
schen Generälen und Drohung mit 
dem Internationalen Gerichtshof, 
um sie zu „überzeugen“, sich der 
„Opposition“ anzuschließen; Wirt-
schaftssanktionen, um die Unter-
nehmerschaft gegen die eigene Re-
gierung aufzubringen, Druck auf 
die „Verbündeten“, sich diesem 
Embargo anzuschließen, Flug-
verbote und Sicherheitszonen für 
die Opposition an den syrischen 
Grenzen.

Das russische Eingreifen, 
so die Financial Times 
am 5. Oktober, erfolgte 
gerade noch rechtzeitig, 
bevor die USA die von 

ihnen geplanten und mit 
der Türkei und Jordanien 

abgestimmten „Flug-
verbotszonen“ in Syrien 

errichten konnten.

Die Bundesregierung als 
Kriegspartei in Syrien
Die USA und die NATO-Staaten 
führen seit 2011 verdeckt einen 

blutigen Krieg gegen Syrien. Dass 
es dabei zu keinem Zeitpunkt um 
ein Mehr an demokratischen Rech-
ten für die syrische Bevölkerung 
ging, macht ihre enge Zusammen-
arbeit mit den reaktionären Regi-
men in Saudi-Arabien und Katar 
deutlich. Die Türkei und Jordani-
en haben islamistischen Terror-
gruppen ihr Territorium als Auf-
marsch- und Rückzugsgebiet zur 
Verfügung gestellt, Saudi-Ara bien 
und Katar finanzieren Rekrutie-
rung und Waffenkäufe, und die 
USA sorgen für Bewaffnung, Aus-
bildung und logistische Unterstüt-
zung. Tonangebende Zeitungen in 
Deutschland machen daraus kein 
Geheimnis. Nicht bewusst ist der 
deutschen Bevölkerung, dass die 
Bundesregierung in Syrien Kriegs-
partei ist: Deutschland hat von An-
fang an mit den USA, Großbritan-
nien, Frankreich, Saudi-Arabien 
und Katar im Rahmen der Kon-
taktgruppe der „Freunde Syriens“ 
mit dem „Syrischen Nationalrat“ 
zusammengearbeitet und sich ab-
gestimmt. Im Gegensatz zu Op-
positionskräften wie dem „Nati-
onalen Koordinationskomitee für 
Demokratischen Wandel“ hat der 
„Syrische Nationalrat“ Verhand-
lungen mit der syrischen Regie-
rung stets abgelehnt und auf deren 
gewaltsamen Sturz orientiert. Ge-
meinsam haben die „Freunde Syri-
ens“ bei ihrem Treffen in Doha im 
Mai 2013 beschlossen, den „Re-
bellen“ Waffen zu liefern (s. Neue 
Zürcher Zeitung, 24.6.13). Wie sie 
hat die deutsche Regierung den sy-
rischen Botschafter ausgewiesen, 
den „Syrischen Nationalrat“ als le-
gitimen (!) Vertreter des syrischen 
Volkes anerkannt und schon 2012 
mit syrischen Oppositionellen in 

Berlin ein Programm für den Um-
bau der syrischen Wirtschaft zu 
einer liberalen Marktwirtschaft 
nach dem Sturz Assads erstel-
len lassen (Stiftung Wissenschaft 
und Politik: „The Day After. Sup-
porting a Democratic Transition 
in Syria“). Den entscheidenden 
Beitrag zum Krieg gegen Syrien 
leistet die Bundesregierung aber 
mit ihren Sanktionen, die darauf 
abzielen, das syrische Volk aus-
zuhungern.

Aushungern als Mittel 
zum Regime Change
Schon im Oktober 2011 jubelte 
das Council on Foreign Relations, 
Auslandsinvestitionen und Touris-
mus hätten sich in Syrien im lau-
fenden Jahr bereits halbiert, seine 
Exporte um zwei Drittel reduziert. 
95 Prozent seiner Ölexporte ver-
kaufe Syrien an Europa und ver-
diene damit ein Drittel seiner De-
visen. Entscheidend sei, dass die 
EU ihre Wirtschaftsbeziehungen 
mit Syrien vollständig abbreche. 
Druck sei auf die Türkei auszu-
üben, damit sie sich den Sanktio-
nen anschließe. Die Ölproduzenten 
vom Golf müssten jede weitere 
Investition einstellten. Der syri-
schen Geschäftswelt müsse klar-
gemacht werden, dass sich ihre 
Lage nur weiter verschlechtern 
werde, solange Assad an der Re-
gierung bleibe. Je mehr Verbünde-
te sich an dieser wirtschaftlichen 
Kriegsführung beteiligten, des-
to wirkungsvoller werde sie sein.

In diesem Sinne gingen EU und 
Bundesregierung im Verlauf des 
Jahres 2011 vor: Die Auslandsgut-
haben Syriens und seiner Firmen 
wurden „eingefroren“. Die Impor-

te aus Syrien, besonders von Roh-
öl, wurden verboten. Jeder Geld-
verkehr wurde unterbunden, um 
dem Land seine Einnahmen zum 
Einkauf der Güter zu entziehen, 
die es zur Versorgung seiner Be-
völkerung und seiner Wirtschaft 
benötigt. Selbst Überweisungen 
syrischer Gastarbeiter an ihre Ver-
wandten sind nicht möglich. Lie-
ferungen nach Syrien, vor allem 
von Treibstoff und Heizöl sowie 
von Technologie und Ausrüstung 
zur Förderung und Raffination 
von Erdöl oder Verflüssigung von 
Erdgas und für Kraftwerke zur 
Stromgewinnung, wurden unter-
sagt. Ohne Treibstoff und Strom 
aber kommen Landwirtschaft und 
Lebensmittelproduktion, Hand-
werk und Industrie zum Erliegen.

Muss man betonen, dass sich 
die „Freiheitskämpfer“ von An-
fang an bei ihren Anschlägen be-
sonders für die Stromversorgung, 
die beiden Ölraffinerien und die 
Treibstofflager interessierten und 
dass die Gebiete, die sie kontrol-
lieren, vom Waffen- und Ölembar-
go der EU ausgenommen wurden? 
(Die Welt, 27.5.13: „EU lässt Waf-
fenlieferungen an syrische Rebel-
len zu.“; Spiegel online, 22.4.13: 
„EU lockert Ölembargo gegen Sy-
rien.“)

Schon am 30. August 2011 ver-
kündete die „Tagesschau“ die Aus-
wirkungen des Embargos: „So 
treffen Sanktionen zunächst kleine 
Leute. Syriens Handel mit Ländern 
der Region ist seit Beginn der Kri-
se um 30 bis 40 Prozent gesunken. 
Ein zumindest zeitweiliger Stopp 
der bisher rund eineinhalb Milliar-
den Einnahmen jährlich aus dem 
Öl lässt den Staat aber nicht un-
berührt. Er muss möglicherwei-
se Leistungen für öffentlich Be-
schäftigte kürzen – immerhin 30 
Prozent aller Syrer. Und ebenfalls 
30 Prozent lebten bereits vor den 
Protesten unter der Armutsgrenze 
von weniger als zwei Dollar am 
Tag.“ Dann machte die „Tages-
schau“ deutlich, warum Bundes-
regierung und EU dem syrischen 
Volk die Daumenschrauben anle-
gen: „Langfristig könnten fehlende 
Einnahmen aus dem Verkauf der 
wichtigsten syrischen Ressource 
auch Menschen zum Protest trei-

MEINUNG

Ende 2014 lebten 64,7 Prozent der Syrer in extremer Armut nach jahre-
langen Sanktionen und Kriegszustand. (Foto: Freenet.de)
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ben, die bislang loyal zum System 
Assad standen oder schwiegen – 
staatlich Beschäftigte und erfolg-
reiche Geschäftsleute.“

Wenige Monate später, im Feb-
ruar 2012, schrieb die regierungs-
nahe Stiftung Wissenschaft und 
Politik (SWP) über die Folgen der 
Sanktionen: „Die Bevölkerung lei-
det unter der Knappheit von Ben-
zin, Heizöl und Bhutangas; Strom-
sperren von bis zu sechs Stunden 
täglich treffen mittlerweile auch 
die Hauptstadt. Seit Beginn der 
Krise ist der Schwarzmarktkurs 
der syrischen Währung um rund 
50 Prozent gefallen. Importgü-
ter wie Weizen werden knapp; 
die Preise für lokal erzeugte Gü-
ter des täglichen Bedarfs, etwa 
Milchprodukte, steigen spürbar. 
Nach wie vor sind jedoch keine 
Anzeichen für die erhofften po-
litischen Wirkungen der Sank-
tionen zu sehen: Weder hat die Re-
gimespitze ihre Haltung geändert, 
noch hat die Unternehmerelite sich 
vom Regime abgewandt.“ Um die 
von ihnen gewünschte Implosion 
des „Regimes“ endlich zu errei-
chen, empfahlen die SWP-Auto-
ren Asseburg und Wimmen eine 
„stringente Umsetzung und wei-
tere Verschärfung der bestehen-
den Sanktionen“ (SWP: „Der ge-
waltsame Machtkampf in Syrien“).

Ende 2014 war das Sozialpro-
dukt des Landes verglichen mit 
2010 um 60 Prozent eingebrochen, 
die Arbeitslosigkeit von knapp 15 
auf 58 Prozent hochgeschnellt. 
64,7 Prozent der Syrer lebten in 
extremer Armut und konnten 
sich selbst die notwendigsten Le-
bensmittel nicht mehr kaufen. Die 

durchschnittliche Lebenserwar-
tung ist von 75,9 Jahren auf 55,7 
Jahre gesunken (s. Syrian Center 
for Policy Research: „Alienation 
and Violance Report“, 2014). In 
dieser verzweifelten Situation ge-
deihen Gewalt, Fanatismus, Krimi-
nalität, können Terrororganisatio-
nen, die wie IS und al-Nusra mit 
viel Geld ausgestattet sind, leicht 
rekrutieren.

Eine Kriegsherrin als 
Mutter Teresa
Im Frühsommer 2015 glaubten 
die NATO-Staaten und ihre Ver-
bündeten den Zusammenbruch der 
syrische Regierung zum Greifen 
nahe: Syriens Widerstandskraft 
schien nach vier Jahren Embargo 
und Krieg, rund 250.000 Toten und 
einer Million Verletzten erschöpft. 
Vier Millionen Syrer waren bereits 
aus ihrem Land geflohen, die Zahl 
der Binnenflüchtlinge erreichte 
fast acht Millionen. Idlib, Jisr al-
Shugur und Palmyra waren gefal-
len, und die Terrororganisationen 
IS und al-Nusra, bestens ausgerüs-
tet mit modernsten US-amerikani-
schen Waffen, näherten sich dem 
syrischen Kernland.

Jetzt auf einmal entdeckte An-
gela Merkel ihr Herz für die Sy-
rer und ließ sich von den Medien 
als neue „Mutter Teresa“ feiern, 
die gleiche Angela Merkel übri-
gens, die sich 2003 demonstrativ 
hinter den völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg gegen den Irak ge-
stellt hatte, der Hunderttausenden 
Menschen Tod brachte.

Syrische Asylbewerber wer-
den von den deutschen Behörden 
bevorzugt behandelt: Ihre Asyl-
anträge werden vorgezogen und 
deutlich schneller bearbeitet. Ihre 
Anerkennungsquote liegt nahe-
zu bei 100 Prozent. Sie können 
in der Regel ihre Familien nach-
kommen lassen. Im August 2015 
wurde ausschließlich für Syrer 
das Dublin-Verfahren ausgesetzt, 
und ihnen wurden beste Zukunfts-
aussichten in Deutschland sug-
geriert. Die Nachricht verbreite-
te sich in Syrien in Windeseile. 
Zehntausende machten sich auf 
den Weg. Die Bundesregierung 
wusste genau: Die Flucht aus Sy-

rien nach Mitteleuropa ist kost-
spielig. Nur Angehörige der Mit-
tel- und Oberschichten, die über 
gute Ausbildung und Qualifikati-
onen verfügen, haben dafür noch 
das notwendige Geld. Unter ihnen 
sind viele junge Menschen mit 
Studium, Ärzte, Computer-Spe-
zialisten, Ingenieure und andere 
Fachkräfte, auf die das Land, sei-
ne Verwaltung, sein Bildungs- und 
Gesundheitswesen nicht verzich-
ten können. Unter ihnen sind auch 
viele junge Männer, die mit ihrer 
Einberufung rechnen mussten. 
Mit ihrer „Einladung“ an die Sy-
rer, für deren Aufnahme keinerlei 
Vorbereitungen getroffen wurden, 
sollte der Zusammenbruch Syri-
ens forciert werden. Die Kriegs-
herrin wollte dem ausgebluteten 
Land sein noch verbliebenes „Hu-
mankapital“ entreißen. Der Flücht-
lingsstrom sollte gleichzeitig zur 
Rechtfertigung für das langersehn-
te direkte militärische Eingreifen 
in Syrien instrumentalisiert wer-
den. „Wer sich dazu nicht auf-
rafft“, so der einflussreiche Leiter 
der „Münchener Sicherheitskonfe-
renz“, Wolfgang Ischinger, „darf 
sich nicht wundern, wenn weitere 
Hunderttausende oder Millionen 
Flüchtlinge bei uns landen“ (faz.
net, 15.9.15: „Ischinger für Mili-
täreinsatz Deutschlands.“).

Wie oben bereits geschrieben: 
Das russische Eingreifen, so die 
„Financial Times“ am 5. Oktober, 
erfolgte gerade noch rechtzeitig, 
bevor die USA die von ihnen ge-
planten und mit der Türkei und 
Jordanien abgestimmten „Flug-
verbotszonen“ in Syrien errich-
ten konnten …

Wo bleibt unsere  
Solidarität mit dem  
syrischen Volk?

Seit über vier Jahren sind wir Zeu-
gen, wie die USA, die NATO-
Staaten und die EU mithilfe von 
Terrorgruppen und einem mörde-
rischen Embargo versuchen, das 
syrische Volk zu zwingen, sich ih-
rem Diktat zu beugen. Wir wissen 
von den Hunderttausenden Toten, 
von Millionen Flüchtlingen, dem 
Elend und der planmäßigen Zer-

störung eines ganzen Volkes. Ist 
es nicht höchste Zeit zu verlangen, 
dass das Recht des syrischen Vol-
kes, seine politischen und gesell-
schaftlichen Verhältnisse selbst 
zu bestimmen, respektiert wird? 
Wann wollen wir beginnen, unse-
re Mitbürgerinnen und Mitbürger 
mit Infoständen, Flugblättern, Le-
serbriefen, Kundgebungen und De-
monstrationen über das systema-
tische Aushungern der syrischen 
Bevölkerung zu informieren?

Wann endlich reist eine Dele-
gation aus der Friedensbewegung, 
den Gewerkschaften, der Links-
partei nach Damaskus, nimmt 
Gespräche mit der dortigen Re-
gierung auf und hilft, ihre Aus-
grenzung zu beenden? Wieso wur-
de bis heute im Bundestag kein 
einziges Mal ein Antrag auf Auf-
hebung der Sanktionen gestellt?

Wenn wir die Bevölkerung 
unseres Landes nicht gegen die 
Kriegspolitik der Herrschen-
den mobilisieren, die Millionen 
Menschen zu Flüchtlingen macht, 
werden diese Herrschenden die 
Flüchtlinge instrumentalisieren, 
um in großem Umfang soziale 
und demokratische Rechte abzu-
bauen und die gesellschaftlichen 
Verhältnisse weiter nach rechts zu 
verschieben.

MEINUNG

<http:// 
free21.
org?p=17349>

Autor:
Bernd Duschner
ist Vorsit-
zender des 
Vereins 
„Freundschaft 
mit Valje-
vo“ aus Pfaf-
fenhofen, der 
unter dem Eindruck der wo-
chenlangen Bombardierung 
serbischer Städte 1999 gegrün-
det wurde.

CROWDFUNDING-Konto:
Kontoinhaber: Tommy Hansen,   
Verwendungszweck: FREE21
GLS Bank, BIC: GENODEM1GLS, 
IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
oder auf das Paypal-Konto: 
tommy.hansen@free21.org

Unterstütze .org
Dieser Text wurde unter der URL 
<http://www.ossietzky.net/22-
2015&textfile=3280> veröffentlicht.



6 Publiziert am 8.12.2015, 19:47 Uhr, von Helmut Scheben, Original: http://www.infosperber.ch/Artikel/Politik/Syrien-ein-Krieg-um-Gas-und-Ol/

ArtIkEl

Die Hauptakteure der auslän-
dischen Parteien, die in Sy-

rien Krieg führen, sind Gas-Ex-
porteure mit Interessen in einem 
von zwei umkämpften Pipeline-
Projekten. Dabei geht es um die 
Ausbeute der weltgrößten Erd-
gasreserven, nämlich des Gas-
feldes South Pars/North Dome, 
welches auf dem Grund des Per-
sischen Golfs liegt und zum Teil 
dem Iran, zum Teil Katar gehört. 
Beide Länder begannen 1989 mit 
der Förderung.

Gas aus Katar:  
Alternative zum  
russischen Monopol

2009 schlug Katar vor, eine Pipe-
line zu bauen, die Erdgas durch 
Saudi-Arabien, Jordanien und Sy-
rien in die Türkei und nach Eu-
ropa bringen sollte (siehe Karte). 
Es galt, hohe Produktions- und 
Verschiffungskosten zu senken 
und katarisches Gas auf dem eu-
ropäischen Markt konkurrenzfä-
higer zu machen. Die westlichen 
Industrieländer unterstützen die-
ses Projekt mit der Absicht, Russ-
lands Position im Energiesektor 
zu schwächen und die europäische 
Abhängigkeit von russischem Gas 
zu vermindern.

Russland versuchte, dies zu 
verhindern. Moskau machte sich 
stark für ein Konkurrenzprojekt, 
welches eine Pipeline vorsah, in 
der iranisches Gas durch den Irak 
und Syrien nach Latakia und wei-
ter nach Europa gepumpt werden 
sollte. Die Russen sahen in ei-
nem Deal mit dem Iran und ih-
rem engen Verbündeten Syrien 
offensichtlich größere Chancen 
für Einfluss auf die Preise, aber 
auch für die Vermarktung von 
Vorkommen am Kaspischen Meer 
und in Zentralasien. Dieses Szena-
rio beschrieb Mitchell Orenstein 
im vergangenen Oktober in „For-
eign Affairs“, einem der renom-
miertesten Hefte zur amerikani-
schen Außenpolitik. Orenstein hat 
einen Lehrstuhl für Osteuropäi-
sche Politik an der University of 
Pennsylvania.

Assad weigerte sich, beim 
Katar-Pipeline-Projekt mitzu-

machen. „Russland übte starken 
Druck auf seinen Verbündeten 
Assad aus, denn es wollte nicht, 
dass seine Position auf dem eu-
ropäischen Gasmarkt geschwächt 
würde“, schreibt Orenstein. Assad 
ging schließlich auf den Deal mit 
dem Iran ein. Im Juli 2011 wurde 
ein 10-Milliarden-Dollar-Projekt 
für eine Pipeline vom Iran durch 
den Irak und Syrien angekündigt, 
im Juli 2012 kam es zur Unter-
zeichnung des Abkommens.

Katar und Saudi- 
Arabien: Drahtzieher 
des Aufstands

Doch zu diesem Zeitpunkt hatte 
der sogenannte Arabische Früh-
ling die Verhältnisse im Nahen 
Osten bereits ins Schleudern ge-
bracht. Fest steht, dass Katar be-
reits 2011 begonnen hatte, einen 
bewaffneten Aufstand zu finan-
zieren, um Assad zu stürzen, und 
dass mindestens Großbritannien, 
die USA, Frankreich und die Tür-
kei in diese Pläne eingeweiht wa-
ren und sie unterstützten.

Selbstverständlich kann dies 
nicht monokausal auf den Kon-

flikt um Pipelines und Erdgasver-
marktung zurückgeführt werden. 
Der Pipeline-Streit war wohl nicht 
mehr als ein gewichtiger Faktor 
unter vielen, die Syrien in den 
Krieg trieben. Auch aus Saudi-
Arabien flossen hohe Summen 
in den Aufbau von bewaffneten 
Einheiten. Die Strategie war, Sy-
rien durch Terror zu destabilisie-
ren, um einen Regimewechsel zu 
erreichen. Die Saudis schmiede-
ten seit Langem Pläne zum Sturz 
Assads, weil sie den iranisch-
schiitischen Einfluss in der Re-
gion eindämmen und die Achse 
Teheran-Damaskus-Hisbollah de-
montieren wollten.

Türkei: Transitland  
für Geld, Waffen und 
„Gotteskrieger“

Eine Schlüsselrolle spielte von 
Anfang an das NATO-Land Tür-
kei. Man kann davon ausgehen, 
dass Präsident Erdoğan sich von 
einer Pipeline durch die Türkei 
hohe Einnahmen an Transitge-
bühren ausrechnete, und dass er 
hoffte, die Abhängigkeit von rus-
sischen Energielieferungen zu 

mindern. Das mag einer der Grün-
de sein, warum er geradezu fa-
natisch den Sturz der Regierung 
Assad betrieben hat.

Die Türkei war ab 2011 Tran-
sitland und Transportdrehschei-
be, über die Waffen und Kombat-
tanten nach Syrien eingeschleust 
wurden. Das wird zwar von An-
kara offiziell dementiert, doch die 
Beweise für die Zusammenarbeit 
türkischer Militärs und türkischer 
Geheimdienstleute mit radikal-is-
lamischen Milizen in Syrien sind 
erdrückend. Sorgfältig dokumen-
tierte Studien über diese Zusam-
menarbeit wurden zum Beispiel 
vorgelegt von Nafeez M. Ahmed, 
einem britischen Journalisten, der 
an der Sussex University lehrte 
und für den „Guardian“ schrieb. 
Er berichtet, dass die Türkei dem 
Islamischen Staat (IS) Öl abkauft 
und so für eine wichtige Einnah-
mequelle der Gotteskrieger sorgt. 
Den Wert der Öleinkäufe schätzt 
Ahmed laut zuverlässigen Quel-
len auf bislang rund eine Milli-
arde Dollar.

Militärische Destabi-
lisierung von langer 
Hand geplant

Die Regierung Barack Obama und 
ihre westlichen Alliierten waren 
zu einem sehr frühen Zeitpunkt 
des Konfliktes genauestens orien-
tiert über den Terror dschihadisti-
scher Milizen in Syrien. Wer die 
offiziellen Verlautbarungen des 
amerikanischen Außenministe-
riums aufmerksam studiert, stößt 
zum Beispiel am 11. Dezember 
2012 auf einen Pressetext, in dem 
es heißt, dass bereits im Jahr 2011 
Terrorgruppen in Syrien operier-
ten. Eine dieser Gruppen, die al-
Nusra-Front, habe allein seit No-
vember 2011 die Verantwortung 
für 600 Angriffe übernommen.

Im Wortlaut: „Since November 
2011, al-Nusra Front has claimed 
nearly 600 attacks – ranging from 
more than 40 suicide attacks to 
small arms and improvised explo-
sive device operations – in major 
city centers including Damascus, 
Aleppo, Hamah, Dara, Homs, Id-
lib and Dayr al-Zawr. During the-

Syrien, ein Krieg 
um Gas und Öl
Der „Bürgerkrieg“ in Syrien ist vor allem ein Rohstoffkrieg. 
Es geht um die Vormacht im globalen Energiemarkt. Die 
Hintergründe.

von Helmut Scheben

Wer blinzelt zuerst? Machtkampf um Gas aus dem Persischen Golf (Quelle: 
countercurrents.org)
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se attacks numerous innocent Sy-
rians have been killed.“

In derselben Pressemitteilung 
wird eine Reihe von radikal-isla-
mischen Gruppen in Syrien aufge-
zählt, die per Executive Order zur 
Liste der „Foreign Terrorist Or-
ganizations“ hinzugefügt werden.

Wenn festgestellt wurde, dass 
bewaffnete Extremisten seit No-
vember 2011 in Syrien operier-
ten, dann heißt das nicht, dass sie 
im November 2011 vom Himmel 
gefallen wären. Wer auch nur ru-
dimentäre Kenntnisse über In-
surgency-Operationen hat, der 
weiß, dass es Monate, wenn nicht 
Jahre dauert, bis eine aufständi-
sche Truppe rekrutiert, bewaff-
net und ausgebildet ist. Es dau-
ert nochmals geraume Zeit, bis 
sie Stützpunkte und Nachschub-
wege aufgebaut hat und in ihrem 
Operationsgebiet funktioniert. 
Es kann also kein Zweifel beste-
hen, dass die gezielte militärische 
Destabilisierung Syriens bereits 
2011 in vollem Gange war, als in 
westlichen Medien noch täglich 
die Erzählung wiederholt wur-
de, Assad bombardiere friedli-
che Demonstranten.

Laut Mitchell A. Orenstein fi-
nanzierte allein Katar aufständi-
sche Milizen in Syrien von 2011 
bis 2013 mit etwa drei Milliar-
den Dollar. Es bot jedem Deser-
teur der syrischen Armee über-
dies 50.000 Dollar Belohnung. 
Die amerikanische CIA trainier-
te „Rebellen“ im US-Stützpunkt 
in Katar, und der katarische TV-
Sender Al Jazeera verbreitete die 
Stimmen der syrischen Oppo-
sition.

Arabischer Frühling als 
Katalysator für interne 
Konflikte

Selbstverständlich wurden die 
Kämpfe nicht nur von außen nach 
Syrien getragen, sondern es gab 
interne, historisch gewachsene 
Konflikte zwischen dem Macht-
geflecht um Baschar al-Assad 
und vielfältigen oppositionellen 
Gruppen, Clans und Stammes-
führern. Früheres Unrecht und 
alter Hass zwischen ethnisch-re-

ligiösen Gruppen sind im Spiel. 
Der politische Tsunami des Ara-
bischen Frühlings war der Kata-
lysator, der diese Konflikte zum 
Ausbruch brachte. Die Moslem-
brüder hatten nicht vergessen, 
dass die syrischen Streitkräfte 
1982 ihren Aufstand in Hama blu-
tig niedergeschlagen hatten. Eine 
Facebook-Seite unter dem Namen 
„Syrische Revolution 2011“ war 
seit Anfang des Jahres 2011 akti-
viert. Kaum jemand wusste, dass 
sie von Schweden aus eingerich-
tet worden war: von Leuten der 
in Syrien verbotenen Moslembru-
derschaft. (vgl. Karin Leukefeld: 
Flächenbrand, Köln 2015, S. 15)

Es gab Demonstrationen in 
verschiedenen Landesteilen, die 
von Polizei und Geheimdienstleu-
ten im Keim erstickt wurden. Und 
es gab wirtschaftlich vernach-
lässigte und verelendete Rand-
gruppen, die nur darauf warte-
ten, sich dem Ruf zum Aufstand 
anzuschließen, der in vielen Mo-
scheen ertönte. Bei all dem tak-
tierte Assad zwischen Repression 
und Reformangeboten. Repressi-
on war Wasser auf die Propagan-
da-Mühlen der Opposition, Re-
formangebote wurden dagegen 
von der bewaffneten Opposition 
in Bausch und Bogen abgelehnt.

Wenn die Lage innert Kürze 
zu einem blutigen Bürgerkrieg es-
kalierte, dann lag das daran, dass 
die Regierung in Damaskus kei-
nen anderen Ausweg mehr sah, 
als den Terrorgruppen mit mas-
siven militärischen Schlägen zu 

begegnen. Damit tat sie genau 
das, was diese Gruppen beab-
sichtigt hatten. Der Plan ist auf-
gegangen: Die Opposition konnte 
der Weltöffentlichkeit ein Regime 
vorführen, welches mit Artillerie 
und Luftwaffe ganze Stadtviertel 
unter Feuer nahm.

Schmutzige  
Propaganda-Schlacht
Die öffentliche Wahrnehmung des 
Syrien-Konfliktes in westlichen 
Medien ist die Geschichte einer 
großen Illusion und Desillusionie-
rung namens Arabischer Frühling. 
Es ist auch die Geschichte massi-
ver Falschinformationen. Als der 
Konflikt im März/April 2011 ins 
Blickfeld der großen Medien ge-
riet, ließen die Gegner des Assad-
Clans kein Mittel unversucht, um 
eine Wiederholung des Szenarios 
zu erreichen, das in Libyen zum 
Sturz Gaddafis geführt hatte.

„Ein Volk erhebt sich gegen 
den Tyrannen“, so hieß die Pro-
paganda-Parole. Ein Diktator 
massakriere unbewaffnete De-
monstranten, so verlautete aus 
Washington, Paris, London, Riad 
und Ankara. So tönte es täglich 
auf allen Fernsehkanälen, und 
so konnte man es in großen Ta-
geszeitungen lesen. Es gab wohl 
keinen Radio-Moderator, keine 
Fernsehmoderatorin, die nicht 
den in Libyen erprobten Text-
baustein „der Diktator schießt auf 
sein eigenes Volk“ im Repertoire 
hatte. Im Sommer 2011 metasta-

sierte die Story von der Unterdrü-
ckung friedlicher Oppositioneller 
zu einem wahren Medien-Taifun. 
Amnesty International forderte, 
das syrische Regime müsse vor 
den Internationalen Gerichtshof 
in Den Haag gebracht werden, 
weil es versuche, „friedliche Pro-
teste durch den Einsatz von Pan-
zern und scharfer Munition zu 
ersticken“.

Das syrische Staatsfernsehen 
zeigte indessen niedergebrannte 
Gerichtsgebäude, die Ruinen von 
gesprengten Polizeistationen und 
Telefonzentralen, zeigte Bilder 
von Massenexekutionen in Dör-
fern, die in die Hand der Aufstän-
dischen gefallen waren. Es gab 
systematische Vertreibungen in 
Regionen, die von Schiiten, Ala-
witen oder mutmaßlichen Sympa-
thisanten Assads bewohnt waren. 
Wissenschaftler, Ärzte, Ingenieu-
re, Offiziere, Gemeindevorsteher, 
die irgendwie in Verbindung mit 
der Regierung standen, wurden 
bedroht, vertrieben, ermordet.

In der westlichen Presse wurde 
all dies zunächst als billige Pro-
pagandalüge der syrischen Re-
gierung betrachtet. „Das Regime 
behauptet, es sei Opfer einer Ag-
gression radikal-islamischer Ter-
roristen“, war der Standard-Satz 
in Radio und Fernsehen. Doch 
bald kamen Zweifel auf. Diesel-
ben Medien, die die „Rebellen“ 
als heroische Kämpfer für Frei-
heit und Demokratie dargestellt 
hatten, gerieten in Erklärungsnot-
stand, als nach und nach bekannt 
wurde, dass in Syrien mehr als 
tausend verschiedene bewaffnete 
Gruppen operierten, viele von ih-
nen im Dunstkreis von al-Qaida. 
Es gab alle Sorten von Kombat-
tanten, von simplen Kriminellen 
bis hin zu Kopfabschneidern, die 
sich auf den Koran beriefen und 
ihre Videos ins Internet stellten.

Unabhängige Stimmen 
finden in Medien kaum 
Gehör

Die langjährige Nahost-Korres-
pondentin Karin Leukefeld lebte 
beim Ausbruch des Konfliktes in 
Syrien. In ihrem 2015 erschienen 

Pipeline-Projekte durch Syrien: Assad verhindert, dass Katar Gas nach 
Europa liefern kann (Illustration: oil-price.net)
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Buch „Flächenbrand“ beschreibt 
sie, wie unabhängige Journalisten 
mundtot gemacht wurden, wenn 
sie sich den Bildern widersetz-
ten, die die westlichen Leitme-
dien verbreiteten. Leukefeld bot 
dem deutschen Hörfunk im März 
2011 eine Reportage an, in der sie 
Syrer und Syrerinnen zum Ara-
bischen Frühling befragte. Das 
Ergebnis war, dass der Rückhalt 
der Regierung Assad in der Be-
völkerung größer schien als er-
wartet und dass die Leute auf der 
Straße sich mehrheitlich keinen 
Umbruch wie in Tunesien oder 
Ägypten vorstellen konnten. Ra-
dio-Redaktionen in Deutschland 
lehnten den Bericht, der zuvor 
vereinbart worden war, entrüstet 
ab. Man beschied der Journalis-
tin, dass sie sich gefälligst an den 
einschlägigen Agenturmeldungen 
zu orientieren habe, die besagten, 
dass Assad sein Volk unterdrücke 
und sich nicht mehr lange werde 
halten können.

„Agenturmeldungen, Blogs, die 
sozialen Medien und ‚Aktivisten‘ 
galten fortan als glaubwürdige 
Quelle für das Geschehen in Sy-
rien“, schreibt Leukefeld. „Ande-
re Stimmen fanden in Funk und 
Fernsehen kaum noch Gehör. Als 
in Syrien akkreditierte Journalis-
tin wurde ich von syrischen Op-
positionellen in Deutschland be-
schimpft, bedroht und als ‚Stimme 
des Regimes‘ bezeichnet.“

Ähnlich wie unabhängigen 
Journalisten erging es einigen 
westlichen Botschaftern in Da-
maskus, die dem aggressiven Kurs 
ihrer Regierung nicht folgen woll-
ten. Die beiden französischen 
Journalisten George Malbru-
not („Le Monde“) und Christian 
Chesnot (Radio France) enthüll-
ten ihrem Buch „Les chemins de 
Damas“ geheim gehaltene Infor-
mationen über die französische 
Syrienpolitik der Regierung Sar-
kozy. Von ihnen wird eine Szene 
geschildert, in der der französi-
sche Botschafter in Syrien, Eric 
Chevalier, bei einer Besprechung 
im Pariser Außenministerium 
auf schockierende Art abgefer-
tigt wurde, als er in Zweifel zog, 
dass es eine gute Politik war, den 
Sturz Assads zu betreiben.

Assad-Gegner verbrei-
ten gezielt Falschinfor-
mationen
Eine beherrschende Stellung als 
Informationsquelle hat seit Be-
ginn des Konfliktes die in Coven-
try (nördlich von London) ansäs-
sige „Syrische Beobachtungsstelle 
für Menschenrechte“, die – zu-
mindest in ihren Anfängen – nicht 
mehr und nicht weniger war als 
ein PR-Büro der Assad-Gegner. 
Vom ehemaligen CDU-Bundes-
tagsabgeordneten Jürgen Toden-
höfer wurde diese Beobachtungs-
stelle für Menschenrechte 2013 
folgendermaßen beschrieben: 
„Die besteht aus einem einzigen 
Mann, der mit ein oder zwei Teil-
zeitkräften zusammenarbeitet. 
Dieser Rami Abdul Rahman, der 
in Wirklichkeit Osama Ali Sulei-
man heißt […] versorgt die ganze 
Welt mit Nachrichten, die beson-
ders in den ersten zwei Jahren zu 
einem großen Teil aus Märchen 
bestanden.“

Die Informationen, die Ab-
dul Rahman bis heute verbreitet, 
stammen meist von „Aktivisten“, 
deren Namen aus Sicherheitsgrün-
den geheim bleiben müssen. Die 
„New York Times“ berichtete am 
9. 4. 2013, dass der Mann nach 
seinen eigenen Angaben von der 
„Europäischen Kommission“ und 
einem Land, welches er nament-
lich nicht nennen wollte, Unter-
stützung erhalte. Rahman, der 
nach eigenen Angaben in Syri-
en mehrmals im Gefängnis saß, 
kam im Jahr 2000 als politischer 
Flüchtling nach London. Belegt 
sind seine Kontakte mit dem bri-
tischen Außenminister William 

Hague. Zeitweise existierten meh-
rere „Syrische Beobachtungs-
stellen für Menschenrechte“ in 
Großbritannien, was auf interne 
Streitereien zurückzuführen war.

Breite Koalition gegen 
Assad
Im Februar 2012 traten auf Initi-
ative des französischen Präsiden-
ten Nicolas Sarkozy Vertreter von 
zahlreichen Staaten und interna-
tionalen Organisationen in Tunis 
zusammen, um eine Koalition zu 
bilden, die sich „Freunde Syriens“ 
nannte. Die Koalition wurde do-
miniert von den NATO-Staaten 
USA, Großbritannien, Frankreich 
und Türkei sowie den Golfstaaten, 
die Assad militärisch bekämpf-
ten. Da Russland und China sich 
weigerten, im UN-Sicherheits-
rat grünes Licht für eine Wie-
derholung des Libyen-Szenarios 
zu geben, versuchten die „Freun-
de Syriens“, Assad ohne Mandat 
der Vereinten Nationen mit poli-
tischem und militärischem Druck 
kurzfristig zu Fall zu bringen, wo-
bei Wirtschaftssanktionen den 
Zusammenbruch noch beschleu-
nigen sollten. Als Wortführerin 
der „Freunde Syriens“ tat sich die 
amerikanische Außenministerin 
Hillary Clinton mit scharfen An-
griffen gegen Assad und mit Dro-
hungen gegenüber dem syrischen 
Alliierten Russland hervor.

Obama und die „rote 
Linie“
Im August 2013 traf ein Team von 
UN-Chemiewaffen-Spezialisten 
(OPCW) in Damaskus ein, um 

Vorwürfe über Giftgasangriffe 
in verschiedenen Landesteilen zu 
untersuchen. Einen Tag nach Ein-
treffen der UN-Spezialisten kam 
es nicht sehr weit von ihrem Ho-
tel zu einem schweren Anschlag 
mit Sarin, bei dem mehrere Hun-
dert Menschen ums Leben kamen. 
Die syrische Opposition und die 
westlichen Regierungen, allen vo-
ran die Regierung in Washington, 
beschuldigten unverzüglich As-
sad. Sie taten dies, ohne Bewei-
se zu haben und ungeachtet der 
unmittelbar einleuchtenden Lo-
gik, dass Assad wohl nicht recht 
bei Sinnen sein müsste, wenn er 
den UN-Giftgasexperten zur Be-
grüßung Giftgas vor die Füße 
schießen würde. Und dies aus-
gerechnet zu einem Zeitpunkt, da 
Präsident Obama verkündet hat-
te, der Einsatz von chemischen 
Waffen sei die „rote Linie“, de-
ren Überschreiten nicht toleriert 
werden würde.

Obama hielt am 10. September 
2013 eine Rede an die Nation, in 
der er sagte, die Regierung Assad 
habe „mehr als tausend Menschen 
vergast“. Er machte explizite An-
spielungen auf den Holocaust im 
Zweiten Weltkrieg. Er kündigte 
einen Militärschlag gegen Syri-
en an, wurde aber offenbar von 
seinen eigenen Geheimdiensten 
und Generälen davon abgehalten. 
US-Generalstabschef Dempsey 
warnte vor einer „ungerechtfer-
tigten Aggression“, die einen Flä-
chenbrand im Nahen und Mittle-
ren Osten auslösen würde.

Giftgas-Einsatz – eine 
Propagandalüge?
Der militärische Geheimdienst 
Defense Intelligence Agency 
(DIA) hatte unter anderem im 
Juni 2013 in einem streng gehei-
men Papier darauf hingewiesen, 
dass die al-Nusra-Front eine Ab-
teilung zur Produktion von Sa-
rin habe und dabei von Agenten 
der Türkei und Saudi-Arabiens 
unterstützt werde. Innerhalb der 
Geheimdienste rumorte es, denn 
man hatte offenbar genug Hinwei-
se, die nahelegten, dass die ideo-
logisch bei al-Qaida angesiedelte 
al-Nusra Front den Anschlag ver-

Syrisches Flüchtlingslager an der türkischen Grenze (Foto: gemeinfrei)
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übt hatte, um einen Einmarsch der 
Amerikaner zu provozieren. Eini-
ge Geheimdienstleute entschlos-
sen sich, gegenüber einem renom-
mierten Journalisten wie Seymour 
Hersh auszupacken. (Seymor M. 
Hersh: The red line and the rat-
line, London Review of Books, 
April 2014)

Baschar al-Assad selbst sagte 
nach dem Giftgasanschlag in ei-
nem „Spiegel“-Interview: „Oba-
ma hat nichts zu bieten als Lügen. 
Wir haben keine Chemiewaffen 
eingesetzt. Und das Bild, das sie 
von mir zeichnen als einem, der 
sein Volk umbringt, ist genau-
so falsch.“

Auch Russland, das als en-
ger Verbündeter Syriens wohl 
über sehr gute Informationsquel-
len vor Ort verfügt, kam zu der 
Erkenntnis, dass nicht die Re-
gierung Assad für den Anschlag 
verantwortlich war, sondern die 
Aufständischen. Wladimir Putin 
persönlich schrieb dies in einem 
Artikel in der „New York Times“. 
Die führenden westlichen Medien 
ließen sich aber davon nicht be-
eindrucken, sondern folgten der 
amerikanischen Darstellung, der 
Täter sei Assad.

Als „Beweis“ wurde auf den 
Bericht der UNO-Chemiewaf-
fen-Experten hingewiesen. Diese 
hatten jedoch nicht die Aufgabe, 
die Täterschaft des Anschlags 
festzustellen, und taten dies in 
ihrem Bericht auch nicht. Sie 
wiesen ganz im Gegenteil ex-
plizit darauf hin, dass ihre Un-
tersuchung unter enormem Zeit-
druck stattfand und dass sie in 
einem Gebiet recherchierten, das 
unter Kontrolle der Aufständi-
schen stand. Ferner stellten sie 
fest, dass die Verhältnisse vor Ort 
nahelegten, dass Munitionshül-
sen und andere Beweistücke ma-
nipuliert worden sein könnten. 
Um all dies zu erfahren, hätte 
man allerdings den ganzen UN-
Bericht und das Kleingedruck-
te sorgfältig lesen müssen. Die 
meisten Journalisten hatten dafür 
offenbar keine Zeit und folgten 
schnellen Pressemeldungen und 
Darstellungen westlicher Regie-
rungen, die Assad als „Massen-
mörder“ bezeichneten.

Die Experten der UN-Orga-
nisation für das Verbot von Che-
miewaffen (OPCW) haben inzwi-
schen wiederholt festgestellt, dass 
aufständische Gruppen Chemie-
waffen in Syrien einsetzen, zuletzt 
zum Beispiel Anfang November 
2015. Die entsprechenden Be-
richte werden im Allgemeinen 
von westlichen Medien ignoriert 
oder erscheinen als winzige Mel-
dungen. Da gibt es offenbar Din-
ge, die man lieber nicht so genau 
wissen will.

Waffen und US-Dollar 
für Terroristen
Der amerikanische Vizepräsi-
dent Joe Biden sprach 2014 in ei-
ner Rede an der Universität Ha-
vard mit erstaunlicher Offenheit 
über die Ausgangslage bei Be-
ginn des Syrien-Krieges: „Unser 
größtes Problem waren unsere ei-
genen Verbündeten. Die Türken, 
die Saudis, die Emirate waren 
so entschlossen, Assad zu stür-
zen und einen sunnitisch-schiiti-
schen Stellvertreterkrieg zu star-
ten, dass sie Hunderte Millionen 
US-Dollar und mehrere Tausend 
Tonnen Waffen an jeden geliefert 
haben, der gegen Assad kämpfen 
wollte.“ Auf dieser Weise seien 
auch al-Nusra und al-Qaida aus-
gerüstet worden und „die Gottes-
krieger, die aus allen Teilen der 
Welt kommen“. (vgl. Leukefeld, 
S. 202 et al.)

Was Biden bei dieser Gelegen-
heit unerwähnt ließ, ist die Tatsa-
che, dass Washington von Anfang 
an beteiligt war an der Destabili-
sierung Syriens. So organisierte 
zum Beispiel das CIA-Personal 
in Benghasi den Transport von li-
byschen Waffen nach Syrien, wie 
bei einer Untersuchung des US-
Kongresses zur Ermordung des 
amerikanischen Botschafters in 
Benghasi ans Licht kam.

Die großen Fehler der 
westlichen Politik
Michael Lüders, langjähriger 
Nahost-Korrespondent der Ham-
burger Wochenzeitung „Die Zeit“, 
hat vor Kurzem ein Buch ver-
öffentlicht, das den Titel trägt: 
„Wer den Wind sät. Was west-
liche Politik im Orient anrich-
tet“. Lüders kommt darin zu dem 
Schluss: „Westliche Politik ge-
genüber der arabisch-islamischen 
Welt ist blind gegenüber den Ur-
sachen und der Komplexität ge-
sellschaftlicher Umbrüche, wie sie 
die Region durchlebt. Sie glaubt 
an das Allheilmittel direkter oder 
indirekter militärischer Interven-
tionen – ohne Rücksicht auf Ver-
luste.“

Lüders gibt zu bedenken, dass 
es in den meisten arabischen Staa-
ten keine Mittelschichten gibt, die 
stark genug wären, der Macht der 
Clans und Stämme, dem Einfluss 
von Religion und Ethnie ein neu-

es, eigenes Narrativ, eine neue 
Identität entgegenzusetzen. Lü-
ders entlastet die Regierung As-
sad nicht von dem Vorwurf, sie 
habe in der Krise keine andere Lö-
sung als Panzer und Luftbombar-
dierungen gesucht. Dennoch hält 
er fest: „Es war ein großer Feh-
ler, Assad um jeden Preis stürzen 
zu wollen. Spätestens nach den 
Erfahrungen im Irak, in Afgha-
nistan und in Libyen sollte klar 
geworden sein, dass sich ein de-
mokratisches Modell von außen 
nicht erzwingen lässt. Nüchtern 
besehen kam der syrische Auf-
stand mindestens zehn Jahre zu 
früh. Die Bedingungen für ei-
nen Machtwechsel waren nicht 
gegeben.“

<http://
www.free21.
org/?p=17540>
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Am 21. August 2015 gedachten Menschen in Hannover mit einer Mahn-
wache der Opfer des Bürgerkrieges in Syrien. Sie prangerten die aus ihrer 
Sicht „erwiesene“ Schuld der Assad-Regierung an den Giftgasangriffen 
an und informierten mit einer aus Trauerkerzen geformten Zahl über 
die bisher wohl mehr als 300.000 Toten. Zugleich baten sie damit auch 
um Solidarität mit den Flüchtlingen aus Syrien. (Foto: Bernd Schwabe, 
CC BY-SA 4.0)
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Auf die im November 2015 in 
der Bundespressekonferenz 

gestellte Frage, wessen Krieg die 
Bundesregierung in Syrien unter-
stützen möchte, antwortete eine 
Sprecherin der Regierung schlicht 
und im Ton der Selbstverständlich-
keit: „Wessen Krieg? Den Krieg 
gegen den Terror. Das Ziel ist de-
finiert und das Ziel ist der Krieg 
gegen den Terror.“ Die Bundes-
regierung ließ via Chefsprecher 
Steffen Seibert dann zur Frage 
der Kriegsgründe ergänzen:

„Der IS stellt eine Bedrohung 
des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit dar, und zwar 
wegen seiner extremistisch-sala-
fistischen Gewaltideologie, wegen 
seiner terroristischen Handlungen, 
seiner anhaltenden, schweren, sys-
tematischen und ausgedehnten 
Angriffe auf Zivilpersonen so-
wie seiner Anwerbung und Aus-
bildung ausländischer Kämpfer. 
Das sind die wesentlichen Grün-
de. (…) Wir wollen terroristische 
Handlungen durch den IS verhü-
ten und unterbinden. Man könn-
te auch sagen, wir wollen dem IS 
die Fähigkeit nehmen, aus Syri-
en Terrorangriffe zu steuern. Und 
vielleicht könnte man auch sagen, 
wir wollen ihn unschädlich ma-
chen. Und dafür muss man gegen 
den IS in seinem derzeitigen Herr-
schaftsgebiet vorgehen, in dem er 
ungehindert Menschen mordet, 
versklavt, vergewaltigt.„

Verteidigungsministerin Ursu-
la von der Leyen erklärte die be-
absichtigte deutsche Beteiligung 
an diesem Krieg am Donnerstag 
vor der Presse dann so:

„Wir führen entschlossen ei-
nen Kampf gegen das Phänomen 
des IS, das ja gelegentlich auch 
in anderen Bezeichnungen auf-
taucht, nämlich gegen das Ziel 
des IS, genau das im Kern unseres 
Lebens zu zerstören, was Freiheit 
mit sich bringt, was Pluralität mit 
sich bringt, was der Respekt vor 
der Menschenwürde und den Men-
schenrechten ist. Das ist ein sehr 
grundsätzlicher und grundlegen-
der Kampf, der dort geführt wird.„

Die Bundesregierung wieder-
holte also mehr oder weniger das 
14 Jahre alte Mantra, mit dem man 
auch schon 2001 in den (mittler-

weile komplett gescheiterten) Af-
ghanistankrieg gezogen war. Und 
in der Tat erscheint der aktuelle 
Syrienkrieg als eine Art schlech-
tes Hollywood-Sequel des Af-

ghanistan-„Blockbusters“: Der 
Westen kämpft gegen Islamis-
ten, die man zuvor in Teilen erst 
selbst für eigene Zwecke geschaf-
fen oder zumindest unterstützt 
hat. Am Hindukusch waren es in 

den 1980er Jahren die Mujahed-
din-„Freiheitskämpfer“, welche 
dann als Taliban umfirmiert ab 
2001 zur „Bedrohung des Welt-
friedens“ wurden.

An diesem Krieg ist sicherlich 
so einiges „vorbereitet“. So wur-
de etwa der Einsatz des französi-
schen Flugzeugträgers „Charles 
de Gaulle“ (der nun von einer 
deutschen Fregatte „beschützt“ 

werden soll) schon vor den Ter-
rorangriffen vom 13. November 
geplant. Das Schiff lief zwar fünf 
Tage nach den Anschlägen in 
Richtung östliches Mittelmeer 
aus, doch angeordnethatte Prä-
sident Hollande den Einsatz des 
Flugzeugträgers gegen den IS 
bereits eine Woche vor den Mor-
den von Paris. Damit wurde auch 
eine Lücke der Amerikaner ge-
schlossen, da der Flugzeugträger 
USS Theodore Roosevelt Mitte 
Oktober abgezogen worden war 
und der Ersatz, die USS Harry 
S. Truman, erst Anfang Dezem-
ber in das Mittelmeer eingefah-
ren ist. Wenige Stunden vor den 
Anschlägen wurde der genaue 
Auslauftermin 18. November über 
die Nachrichtenagentur AFP ge-
meldet.

In Syrien geht es um so man-
ches, aber vor allem auch um 
konkurrierende Transitrouten 
für Erdgas. Selbst das US-Eli-
tenblatt „Foreign Affairs“ gibt 
das inzwischen offen zu:

Die syrische Sackgasse
Terror, Menschenrechte und Pipelines: Deutschland stolpert unter fadenscheinigen Gründen 
in den nächsten Krieg um Öl, Gas und Vorherrschaft  von Paul Schreyer

Bombe in Kobane November 2014 (Foto: Aris Messinis_AFP_Getty Images - CC BY 2.0)
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„Die meisten der ausländischen 
Kriegsparteien im Krieg in Syri-
en sind Gas exportierende Länder, 
die Interesse an einer der beiden 
konkurrierenden Pipelineprojek-
te haben, welche das syrische Ge-
biet kreuzen.“

Eine der geplanten Pipelines 
führt von Katar am Persischen 
Golf durch Saudi-Arabien, Jorda-
nien und Syrien in die Türkei. Ka-
tar hatte diese Röhre 2009 geplant, 
war aber am Widerstand Assads 
gescheitert, der russische Inter-
essen vertrat. Für Russland wäre 
diese Pipeline eine Konkurrenz 
zur eigenen Gasversorgung Rich-
tung Europa. Die andere geplante 
Pipeline führt vom Iran über den 
Irak an die syrische Mittelmeer-
küste. Diese Röhre wurde 2011 
geplant und wird von Russland 
favorisiert, das den Iran als stra-
tegischen Partner sieht.

Soweit die Grundkonstellation 
(zu der seltsamerweise noch keine 
Titelgeschichte im Spiegel oder an-
derswo in den Leitmedien erschie-
nen ist). Der Bürgerkrieg in Syrien 
begann bekanntlich 2011. Durch 
die internationale Einigung beim 
Atomstreit mit dem Iran im Som-
mer diesen Jahres, in deren Folge 
auch wieder die Wirtschaftssank-
tionen gegen das Land gelockert 
werden sollen, was das Potenzi-
al für große Gasexporte eröffnet, 
bekommt die Pipelinefrage nun 
neues Feuer und damit auch der 
Syrienkrieg.

Der Konflikt dort sollte zu-
nächst als Stellvertreterkrieg ge-
führt werden, mittels der Aufrüs-
tung der Assad-Gegner, und wird 
nun, nachdem alle bis auf die Zäh-
ne bewaffnet worden sind und die 
Stellvertreter ihre eigene Agenda 
fahren, als direktes Gemetzel der 
Großmächte fortgeführt.

Geld an die syrische Oppositi-
on floss aus den USA bereits seit 
spätestens 2006. 2012 erschienen 
dann erste Berichte, denen zufolge 
die CIA direkt die Gegner Assads 
unterstützte und die USA gemein-
sam mit den IS-Sponsoren Katar 
und Saudi-Arabien eine Komman-
dozentrale in der Türkei betrieben, 
von wo aus die syrischen Aufstän-
dischen angeleitet und beliefert 
wurden (von denen heute viele 

als IS-Mitglieder bekämpft wer-
den). Auch in Jordanien gab es ein 
amerikanisches Trainingscamp für 
Anti-Assad-Kräfte, die später als 
IS firmierten.

Von 2012 stammt auch der in-
zwischen veröffentlichte (wenn 
auch stark geschwärzte) Bericht 
des US-Militärgeheimdienstes 
DIA, der glasklar die heutige Ent-
wicklung voraussah und insbeson-
dere die Bildung eines „Islami-
schen Staates“ in Irak und Syrien 
ankündigte. Der US-Geheimdienst 

betonte in dem nunmehr drei Jahre 
alten Papier, dass die Unterstützer 
der Assad-Opposition – dort defi-
niert als der Westen, die Golfstaa-
ten und die Türkei – die Entste-
hung eines solchen salafistischen 

Staatengebildes ausdrücklich be-
fürworten würden, „um das sy-
rische Regime zu isolieren“ und 
den Einfluss des Iran zurückzu-
drängen.

Der IS ist entstanden aus der 
mutwilligen Unterstützung einer 
terroristischen Gruppe als geopo-
litisches Werkzeug. An wesentli-
cher Stelle die Finger im Spiel hatte 
dabei der – bei „regime changes“ 
offenbar unvermeidliche – John 
McCain. McCain, öffentlich be-
kannt vor allem als konservativer 

US-Senator und Präsidentschafts-
kandidat von 2008, ist de facto ein 
vielbeschäftigter Unterhändler für 
die außenpolitischen Ziele einer 
neokonservativen Elitenfraktion 
in den USA. Im Frühjahr 2013 

traf er persönlich militante Assad-
Gegner in Syrien. Noch 2014 be-
teuerte McCain auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz, man habe 
„Gott zu danken“ für die Saudis 
und „unsere Freunde aus Katar“, 
welche bekanntlich den IS bzw. 
al-Nusra finanzierten, um gegen 
Assad zu kämpfen.

IS-Chef Baghdadi begann sei-
ne radikale Karriere 2004 als In-
sasse eines US-Knastes im Irak. 
Die New York Times schrieb 2014 
über den Terrorboss:

„In jeder Wendung wurde 
Baghdadis Aufstieg geformt durch 
die Verwicklung der Vereinigten 
Staaten im Irak. Die meisten der 
politischen Wandlungen, die sei-
nen Kampf befeuerten oder zu 
seinem Aufstieg beitrugen, ent-
stammten direkt amerikanischen 
Handlungen.“

Mit anderen Worten: Der IS 
bildet die dunkle Seite und Fort-
schreibung der US-Politik im Irak. 
Die Bombardierungen des IS durch 
US-Militär seit dem Herbst 2014 
sollten diese politische Kraft dann 
auch nicht völlig zerstören, son-
dern ihr lediglich Grenzen set-
zen, innerhalb derer die Terror-
truppe dann weiter gegen Assad 
agieren konnte und sollte. Erst der 
Kriegseintritt Russlands im Sep-
tember dieses Jahres mischte die 
Karten neu und veranlasste den 
Westen zu hektischer Betriebsam-

Frankreich entsendet Flugzeugträger in Persischen Golf, November 2015 (Foto: Pascal Subtil/CC BY-ND 2.0)

IS-Kämpfer mit schulterbasierter Luftabwehrrakete (Foto: RT Deutsch)
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keit, um in Syrien „im Spiel“ zu 
bleiben. In diesem Kontext sind 
die ungeklärten Paris-Anschläge 
zu betrachten.

Deutschlands Rolle in dem be-
schriebenen Sumpf bleibt diffus 
und die Bereitschaft von Merkel, 
Steinmeier und von der Leyen, hier 
ohne Not aktiv mitzumischen und 
den fragwürdigen Einsatz noch 
dazu im Eiltempo durchs Parla-
ment zu peitschen, offenbart mehr 
Hysterie und Orientierungslosig-
keit als Sachverstand.

Zumal über die grundlegenden 
Fragen nicht öffentlich gespro-
chen wird. Wessen Pipelines soll 
dieser Krieg am Ende nun eigent-
lich schützen? Und mit welcher 
Berechtigung wird über das syri-
sche Volk zunächst ein jahrelan-
ger Bürgerkrieg und nun ein noch 
größeres internationales Gemet-
zel gebracht? Was ist mit dem in-
ternationalen Recht, was mit dem 
Grundgesetz (Verbot von Angriffs-
kriegen)? Gibt es noch irgendwel-
che Anstrengungen oder auch nur 
den Willen der Regierung, sich da-
ran zu orientieren? Oder begrei-
fen die Eliten solche Regelwerke 
bloß noch als „fakultativ“, als po-
litische Möglichkeit, die allenfalls 
unter Vorbehalt gilt?

Der Strafrechtler Reinhard 
Merkel (nicht verwandt mit der 
Kanzlerin) wies schon vor zwei 
Jahren, noch vor der Debatte um 
den IS, in der FAZ mit Blick auf 
den Syrienkonflikt auf grundlegen-
de Mängel im Rechtsverständnis 
hierzulande hin:

„Soweit ich sehe, ist schon die 
Grundfrage kaum gestellt, ge-
schweige denn beantwortet wor-
den: die nach der Legitimität der 
bewaffneten Rebellion in Syrien. 
Bei welchem Grad der Unterdrü-
ckung darf der berechtigte Wi-

derstand gegen dessen Herrschaft 
zum offenen Bürgerkrieg überge-
hen? Und war diese Schwelle in 
Syrien erreicht, als die Unruhen 
begannen?

Denn war sie es nicht, dann 
war das Anheizen des Aufstands 
von außen verwerflicher noch als 
dieser selbst. Wie selbstverständ-
lich scheint man vorauszusetzen, 
der legitime innere Widerstand 
gegen einen Diktator wie Assad 
schließe stets die Erlaubnis zur 

Gewalt ein. Aber das ist falsch. 
(…) Die Entfesselung flächende-
ckender Gewalt bedarf auch und 
vor allem einer Rechtfertigung ge-
genüber den unbeteiligten Mitbür-
gern. Sie mögen den Aufstand mit 
guten Gründen ablehnen, ohne des-
halb Parteigänger des Despoten zu 
sein. Vielleicht haben sie Frauen 
und Kinder, um deren Leben sie 
im Bürgerkrieg fürchten müssen.

Dann hätten sie nicht nur ein 
Recht, sondern die moralische 

Pflicht, eine Rebellion, die ihre 
Schutzbefohlenen mit dem Tod 
bedroht, unbedingt zu verwerfen. 
Zehntausende Frauen und Kinder 
sind im syrischen Bürgerkrieg um-
gekommen. Was legitimiert des-
sen Protagonisten, den Getöteten 
und deren Angehörigen ein sol-
ches Opfer zuzumuten?“

Und, so darf man ergänzen, was 
legitimiert die ursprünglichen Un-
terstützer von Terroristen in einem 
fremden Land, dieses fortan auch 
persönlich zu bombardieren? Wel-
che Maßstäbe werden hier eigent-
lich gerade nicht gebrochen? Sehr 
viele Fragen, doch auf dem Weg in 
die nächste außenpolitische Sack-
gasse bleibt offenbar keine Zeit 
mehr für Antworten.

Dieser Text wurde auf Telepolis 
unter der URL < http://www.heise.
de/tp/artikel/46/46769/1.html > und 
<https://paulschreyer.wordpress.

com/2015/12/05/die-syrische-sackgasse/> veröf-
fentlicht.
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GERHARD SCHRÖDER (24. MÄRZ 
1999): „Liebe Mitbürgerinnen und 
Mitbürger, heute Abend hat die 
Nato mit Luftschlägen gegen mi-
litärische Ziele in Jugoslawien be-
gonnen. Damit will das Bündnis 
weitere schwere und systemati-
sche Verletzungen der Menschen-
rechte unterbinden und eine hu-
manitäre Katastrophe im Koso-
vo verhindern. Der jugoslawische 
Präsident Milosevic führt dort ei-
nen erbarmungslosen Krieg. Wir 
führen keinen Krieg, aber wir 
sind aufgerufen eine friedliche 
Lösung im Kosovo auch mit mili-
tärischen Mitteln durchzusetzen.“ 

Dieser Film zeigt, wie schon 
vom ersten Tag des Kosovo-Krie-
ges an die Bevölkerung getäuscht 
wurde. Dieser Film zeigt auch, wie 
Tatsachen verfälscht und Fakten 
erfunden, wie manipuliert und 
auch gelogen wurde. Dieser Film 
zeigt, weshalb Bomben auf Bel-
grad fielen. 

Drohte eine „humanitä-
re Katastrophe“?
Die Nato sagt, sie habe die Bom-
ben geworfen, um das Leben der 
Kosovo-Albaner zu schützen – 
vor den Serben. Doch als die ers-
ten Bomben einschlugen, waren 
es diese Bilder, die man sah. Man 
sah Serben, die voller Angst in ihre 
Keller und in die wenigen Bunker 
der Stadt flohen.
ORIGINALTON IM SERBISCHEN RA-
DIO: „Eine große Gruppe feindli-
cher Flugzeuge nähert sich Bel-
grad. Wir bitten alle Bürger ihre 
Lichter auszumachen. Nachdem 
Sie die Räume verdunkelt haben, 
appellieren wir an Sie, den Strom 
abzuschalten. Achtung, eine gro-
ße Gruppe feindlicher Flugzeu-
ge in Richtung Belgrad. Bürger, 

bleibt in euren Schutzräumen und 
wartet auf die Empfehlungen aus 
dem Informationszentrum. Ende 
der Durchsage.“ 

Man sah serbische Kinder vol-
ler Furcht, ihr Leben könne enden, 
noch bevor es richtig begonnen 
hatte. Bilder des jugoslawischen 
Fernshens zwar, aber sie waren zu 
„echt“, um als serbische Propagan-
da durchzugehen. Angst vor Krieg 
ist unteilbar – wie die Menschen-
rechte, um deret Willen er geführt 
wurde. Entscheidend aber ist das 

Bild, das der Krieg bietet. Wel-
che Macht den Bildern zukommt, 
wusste der oberste  Nato-Sprecher 
damals sofort. 
JAMIE SHEA, NATO-SPRECHER:  
„Das Wichtigste ist, dass der 
Feind nicht das Monopol auf die 
Bilder haben darf, denn das rückt 
die Taktik der Nato in das Licht 
der Öffentlichkeit und nicht die 
bewusste Brutalität von Milo-
sevic: Etwa, ob wir eine perfek-
te Organisation sind, oder ob wir 
einen perfekten Luftkrieg führen 

und so weiter. Viele Journalisten 
sagten: Milosevic hat die Bilder 
– und Jamie Shea hat nur Wor-
te. Wem sollen wir glauben? Den 
Bildern oder den Worten? 

Beim nächsten Mal, wenn die 
ARD, CNN oder die BBC ein Bild 
von einem zerschossenen Flücht-
lingstreck zeigen, dann will ich 
sagen können: Ja, das stimmt. Ich 
entschuldige mich, ich kann das 
erklären. Aber sehen Sie hier: Ein 
Massengrab, Leute, die absichtlich 
umgebracht und in dieses Grab ge-
worfen wurden! Auf welcher Sei-
te stehen Sie also?“ 

Aber Bilder von Massengrä-
bern zum Beispiel standen der 
Nato nicht zur Verfügung. Nur 
die von fliehenden Kosovo-Al-
banern. Ihre Gesichter zeigen – 
wie die der Serben im Bunker 
– Angst, Schmerz, Todesfurcht. 
Doch was sagen diese Bilder? Hel-
fen sie der Nato, sind sie nicht 
wie ein Appell an die Nato: Ret-
tet uns? Ist das Leid der Menschen 
nicht Verpflichtung – und Chan-
ce – zum militärischen Eingriff? 
Menschenrechte für die Kosovo-
Albaner – Rechtfertigung oder 
Vorwand? Verteidigungsminister 

Rudolf Scharping erklärte 1999, 
weshalb er deutsche Soldaten in 
den Kosovo-Krieg geschickt hat. 
RUDOLF SCHARPING (27. 03. 1999):
„Wir wären ja auch niemals zu mi-
litärischen Maßnahmen geschrit-
ten, wenn es nicht diese humanitä-
re Katastrophe im Kosovo gäbe mit 
250.000 Flüchtlingen innerhalb 
des Kosovo, weit über 400.000 
Flüchtlingen insgesamt und ei-
ner zur Zeit nicht zählbaren Zahl 
von Toten.“ 

Nicht zählbare Tote schon vor 
Beginn der Nato-Bombardierung? 
Die OSZE, Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, müsste davon doch ge-
wusst haben. Denn ihre Beobach-
ter hatten penibel die Vorkomm-
nisse im Kosovo gemeldet. Ihr 

Es begann mit 
einer Lüge
Wie die Nato im Krieg um Kosovo Tatsachen verfälschte und 
Fakten erfand. Ein Film von Jo Angerer und Mathias Werth 
vom WDR – Erstausstrahlung im Ersten Deutschen Fernsehen 
am 8. Februar 2001. Dieser Film zeigt, wie schon vom ersten 
Tag des Kosovo-Krieges an die Bevölkerung getäuscht wurde. 
Dieser Film zeigt auch, wie Tatsachen verfälscht und Fakten 
erfunden, wie manipuliert und auch gelogen wurde. Dieser 
Film zeigt, weshalb Bomben auf Belgrad fielen.
Vollständiges Manuskript von Jo Angerer u. Mathias Werth

Kriegshetze und Rechtfertigung des Nato-Bombardements

Gerhard Schröder begründet am 
24. März 1999 eine militärische 
Intervention zur völkerrechtswid-
rigen Abspaltung eines Teils eines 
souveränen Staates.

In Pancevo bei Belgrad treffen die Nato-Bomben Chemieanlagen und 
eine Düngemittelfabrik

„Es wird nie soviel  
gelogen wie vor der Wahl, 
während des Krieges und 

nach der Jagd.“  
Otto von Bismarck
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Fazit für den März 1999: 39 Tote 
im gesamten Kosovo – bevor die 
Nato-Bomber kamen. Drohte also 
eine „humanitäre Katastrophe“? 

Der damals leitende deutsche 
General bei der OSZE und eine 
amerikanische Diplomatin, die da-
mals im Kosovo war, erinnern sich. 
HEINZ LOQUAI, GENERAL A. D. – 
OSZE:  „Die Legitimationsgrund-
lage für die deutsche Beteiligung 
war die so genannte humanitä-
re Katastrophe. Eine solche hu-
manitäre Katastrophe als völ-
kerrechtliche Kategorie, die ei-
nen Kriegseintritt rechtfertigte, 
lag vor Kriegsbeginn im Kosovo 
nicht vor.“ 

Britische Proteste gegen die Bombar-
dierungen in Jugoslawien.

NORMA BROWN, US-DIPLOMATIN 
IM KOSOVO: „Bis zum Beginn der 
Nato-Luftangriffe gab es keine 
humanitäre Krise. Sicher, es gab 
humanitäre Probleme, und es gab 
viele Vertriebene durch den Bür-
gerkrieg. Aber das spielte sich so 
ab: Die Leute verließen ihre Dör-
fer, wenn die Serben eine Akti-
on gegen die UCK durchführten 
– und kamen danach wieder zu-
rück. Tatsache ist: Jeder wusste, 
dass es erst zu einer humanitären 
Krise kommen würde, wenn die 
Nato bombardiert. Das wurde dis-
kutiert: In der Nato, der OSZE, 
bei uns vor Ort und in der Bevöl-
kerung.“ 

Ein eindeutiges Urteil! Gewalt 
im Kosovo – in keinem einzigen 
Bericht der OSZE findet sich auch 
nur ein Indiz für eine drohende hu-
manitäre Katastrophe. Was die in-
ternationalen Fachleute beobachte-
ten, waren Situationen wie diese: 
Rebellen der so genannten Koso-
vo-Befreiungsarmee UCK kämpf-
ten gegen reguläre jugoslawische 
Truppen. Ein Bürgerkrieg – so die 
OSZE. Vor diesen Kämpfen flohen 

die Dorfbewohner. Später kehrten 
sie dann meist in ihre völlig zer-
störten Häuser zurück. 

Die Nato in Brüssel kannte die 
Berichte der OSZE. Sie deckten 
sich mit ihren eigenen Beobach-
tungen, blieben aber intern. Die-
se Erkenntnisse wurden damals 
nicht auf einer der vielen Nato-
Pressekonferenzen veröffentlicht. 
Mehr noch: Auf der letzten Ta-
gung des Nato-Rates vor Kriegs-
beginn, am 14. März 1999, wur-
de berichtet: Die Gewalt gehe eher 
von terroristischen Aktionen der 
UCK aus, die Serben übten dann 
allerdings mit unverhältnismäßiger 
Härte Vergeltung. Dennoch droh-
te die Lage im Kosovo zu der Zeit 
nicht außer Kontrolle zu geraten. 
Doch die Nato-Führung bereitete 
sich längst auf einen Angriff ge-
gen Jugoslawien vor. 

Zur gleichen Zeit im deutschen 
Verteidigungsministerium: Auch 
dort war keine Rede von einer dro-
henden humanitären Katastrophe: 
In den Unterlagen des Bundesmi-
nisters für Verteidigung zur Lage 
im Kosovo stand nämlich etwas 
ganz anderes, als Rudolf Scharping 
in der Öffentlichkeit verkündet hat-
te. Zitat aus den geheimen Lagebe-
richten des Verteidigungsministe-
riums: „In den vergangenen Tagen 
kam es zu keinen größeren be-
waffneten Auseinandersetzungen 
zwischen serbisch-jugoslawischen 
Kräften und der UCK ... Die serbi-
schen Sicherheitskräfte beschrän-
ken ihre Aktionen in jüngster Zeit 
auf Routineeinsätze wie Kontrol-
len, Streifentätigkeit, Suche nach 

Waffenlagern und Überwachung 
wichtiger Verbindungsstraßen.“ 

Der Kampf um die  
öffentliche Meinung
Dennoch: Hinter dieser Tür, dem 
mehrfach gesicherten Eingang 
zur militärischen Organisations-
zentrale, liefen die Vorbereitun-
gen für den Angriff weiter. Als 
dann jedoch die ersten Bomben 
fielen, sank in den Nato-Ländern 
die Unterstützung für den Krieg. 
Die Stimmung in der Bevölkerung 
drohte sogar zu kippen. 
JAMIE SHEA, NATO-SPRECHER: „Die 
politischen Führer spielten nun die 
entscheidende Rolle für die öffent-
liche Meinung. Sie sind die demo-
kratisch gewählten Vertreter. Sie 
wussten, welche Nachricht je-
weils für die öffentliche Meinung 
in ihrem Land wichtig war. Ru-
dolf Scharping machte wirklich 
einen guten Job. Es ist ja auch 
nicht leicht, speziell in Deutsch-
land, das 50 Jahre lang Verteidi-
gung nur als Schutz des eigenen 
Landes gekannt hatte, statt seine 
Soldaten weit weg zu schicken. 
Psychologisch ist diese neue De-
finition von Sicherheitspolitik 
nicht einfach. Nicht nur Minister 
Scharping, auch Kanzler Schrö-
der und Minister Fischer waren 
ein großartiges Beispiel für poli-
tische Führer, die nicht der öffent-
lichen Meinung hinterherrennen, 
sondern diese zu formen verste-
hen. Es stimmt mich optimistisch, 
dass die Deutschen das verstanden 
haben. Und jenseits der sehr uner-

freulichen Begleiterscheinungen, 
der Kollateralschäden, der langen 
Dauer der Luftangriffe, hielten 
sie Kurs. Wenn wir die öffentli-
che Meinung in Deutschland ver-
loren hätten, dann hätten wir sie 
im ganzen Bündnis verloren.“ 

Der Kampf um die öffentliche 
Meinung war härter geworden. 
Und die Gangart auch. Schlich-
te Meinungsmache, Kriegspropa-
ganda für den Hausgebrauch – das 
reichte jetzt nicht mehr. 

Die Lüge vom  
serbischen KZ

Bild, 1.4.99, 
„Sie treiben 
sie ins KZ“. 
Aus der Bild-
legende: „KZ. 
Konzentrati-
onslager. Ein 
A l p t r a u m 

ist wiederauferstanden. Aus dem 
Kosovo verstärkten sich gestern 
Berichte, dass die Serben Tausende 
von Albanern in riesige Lager zusam-
mentreiben  ...“

Pristina, die Hauptstadt des Ko-
sovo, war Schauplatz einer per-
fiden Propagandageschichte: Im 
Mittelpunkt stand das Fußballsta-
dion. Rund um das Stadion sind 
die Zerstörungen bis heute zu se-
hen, und oben auf den Tribünen 
verwittert der Beton. Doch der Ra-
senplatz unten wird gehegt und ge-
pflegt, und die Jugendmannschaft 
trainiert hier wie eh und je. Doch 
damals, vor zwei Jahren, sollen die 
Serben hier ein KZ für Kosovo-Al-
baner betrieben haben – ganz nach 
Nazi-Manier. Mit dieser Behaup-
tung ging Rudolf Scharping im 
April 1999 an die Öffentlichkeit.
RUDOLF SCHARPING (28. 03. 1999): 
„Viel wichtiger ist die Frage, was 
geschieht jetzt im Kosovo: Wenn 
ich höre, dass im Norden von Pris-
tina ein Konzentrationslager ein-
gerichtet wird, wenn ich höre, dass 
man die Eltern und die Lehrer von 
Kindern zusammentreibt und die 
Lehrer vor den Augen der Kinder 
erschießt, wenn ich höre, dass man 
in Pristina die serbische Bevölke-
rung auffordert, ein großes ‚S‘ auf 
die Türen zu malen, damit sie bei 

„Neue Gräber in Pusto Selo, Kosovo“, links: „keine Gräber vorhanden“, 
rechts: „neue Gräber“, aus ‚Tagesspiegel‘, 13.4.1999, Quellenangabe: 
rtr. Bildunterschrift: „Foto-Vergleich: Auf der linken, älteren Aufnahme 
ist die markierte Fläche bei dem Ort Pusto Selo glatt, auf dem rechten 
Foto vom 9. April sind an gleicher Stelle dunkle Flecken zu erkennen, die 
Gräber sein könnten.“
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den Säuberungen nicht betroffen 
sind, dann ist da etwas im Gan-
ge, wo kein zivilisierter Europäer 
mehr die Augen zumachen darf, 
außer er wollte in die Fratze der 
eigenen Geschichte schauen.“ 
 

E x p r e s s , 
12.4.1999, Titel-
seite, Bild in 
einem Artikel 
mit der Über-
schrift „Kosovo-
Krieg: Die Akte 
des Grauens – 

250.000 Männer verschwunden“. 
Bilderläuterung: „Geheimdienste und 
Augenzeugen berichten von Konzen-
trationslagern und Massenerschie-
ßungen. So wie auf dem Foto ..., das 
ein Flüchtling heimlich auf seiner 
Flucht aufnahm.“

Das „S“ zum Schutz der Ser-
ben hat in Pristina auf keiner ein-
zigen Tür geprangt. Auch nicht in 
den Katakomben unter den Sta-
diontribünen, wo Serben das KZ 
betrieben haben sollen. Hierher 
hat sich höchstens mal ein Weit-
schuss der Fußballjugend verirrt. 
Vielleicht rauchten die Jungs nach 
dem Spiel hier unten ihre erste 
Zigarette, tranken heimlich Cola 
und Schnaps. Aber Rudolf Schar-
ping berichtet sogar noch in sei-
nem späteren Kriegstagebuch über 
den Nato-Einsatz im Kosovo von 
mehreren tausend Leuten, die hier 
interniert gewesen seien. Und der 
deutsche Außenminister Josch-
ka Fischer bemühte sogar mehr-
fach den Vergleich zwischen Ser-
ben und Nazis und rief zum Krieg 
mit den Worten: „Nie wieder Au-
schwitz!“ Bis heute bleiben Josch-
ka Fischer und Rudolf Scharping 
bei ihrer Darstellung. 
RUDOLF SCHARPING: „Ich habe 
mich so geäußert, dass der Ver-
dacht besteht, dass im Stadion 
von Pristina Menschen festgehal-
ten werden. Das beruhte auf Zeu-
genaussagen, die sich bezogen auf 
entsprechende Internierung in den 
Gängen des Stadions, in den Ge-
schäften, die unterhalb der Tribü-
nen waren. Wir haben versucht, 
das aufzuklären. Bilder davon 
konnten wir nicht gewinnen. Aber 
die Zeugenaussagen standen.“ 

Zeugen aus Pristina also. Wenn 
einer aber etwas mitbekommen hat, 

dann müsste es Shaban Kelmendi 
gewesen sein, kosovarischer Politi-
ker. Sein Haus liegt direkt am Sta-
dion und während des Krieges hat 
er Pristina keinen Tag verlassen.
SHABAN KELMENDI, AUGENZEUGE: 
„Wie Sie sich selbst überzeugen 
können, blickt man von hier aus 
genau auf das Stadion. Man kann 
alles sehen. Es hat damals dort 
keinen einzigen Gefangenen oder 
eine Geisel gegeben. Das Stadion 
hat immer nur als Landeplatz für 
Helikopter gedient.“ 

Und während er noch spricht, 
nähert sich von weitem ein Heli-
kopter der KFOR, der internatio-
nalen Schutztruppe für das Koso-
vo, dem Stadion. 
SHEBAN KELMENDI, AUGENZEU-
GE: „Sie sehen ja, da landen im-
mer nur Helikopter. Wie damals. 
Das haben wir alle hier sehen kön-
nen. Die Helikopter landeten dort, 
und die Leute stiegen ein, Solda-
ten halt.“ 

Das Fußballstadion von Pris-
tina – ein Konzentrationslager, 
wie Rudolf Scharping es vollmun-
dig verkündet hatte? Im besten 
Fall gutgläubig weitergetragene 
Propaganda, wahrscheinlich aber 
schlicht eine frei erfundene Gräu-
elgeschichte. 

HEINZ LOQUAI, GENERAL A. D. – 
OSZE: „Hier muss ich mich wirk-
lich beherrschen, weil der Ver-
gleich mit Auschwitz und der Si-
tuation im Kosovo eine ungeheu-
erliche Behauptung ist. Man muss 
sich als Deutscher schämen, dass 
deutsche Minister so etwas getan 
haben, denn ein normaler Mensch, 
ein normaler Deutscher, wird vor 
Gericht zitiert, wenn er in derar-
tigem Ausmaße Auschwitz ver-
harmlost. Und dass ein deutscher 
Minister von KZs im Kosovo 

sprach, ist auf der gleichen Linie, 
denn KZs sind Einrichtungen ei-
ner bestimmten historischen Si-
tuation, nämlich der nationalso-
zialistischen Zeit in Deutschland. 
Und ich finde es im Grunde ge-
nommen ungeheuerlich, dass gera-
de Deutsche diese Vergleiche ge-
wählt haben.“ 

Die Lüge vom  
Massaker in Rugovo
Nicht die einzige Kriegslüge, die 
man in die Welt setzte, um die Un-
terstützung der Öffentlichkeit auf-
rechtzuerhalten. Beispiel: Rugovo, 
ein kleines Bauerndorf im südli-
chen Kosovo. Im Krieg blieb der 
Ort weitgehend unzerstört. Jetzt 

zwei Jahre danach, wird die Ernte 
wieder eingebracht, normaler Bau-
ernalltag. Und doch hat Rugovo für 
den Kosovo-Krieg eine besonde-
re Bedeutung. Begonnen hatte die 
Geschichte auf dem Bauernhof von 
Shefget Berisha. Eine Geschich-
te, die später im fernen Deutsch-
land Schlagzeilen machte. Es war 
der 29. Januar 1999, zwei Monate 
vor Beginn der Nato-Luftangrif-
fe. Plötzlich hörten die Nachbarn 
von Shefget Berisha Schüsse. Was 
war passiert? 
REMZI SHALA, AUGENZEUGE: „Da-
mals am 29. Januar ist folgendes 
passiert: Es war ein Freitag. Mor-
gens kurz nach fünf ging es drü-
ben im Haus meines Nachbarn 
Shefget Berisha los. Es waren 
Schüsse aus Maschinengewehren, 
drei oder vier Stunden lang. Wir 
waren wach geworden und hörten 
das alles, ja, erst nach drei oder 
vier Stunden hörte die Schieße-
rei auf. So gegen zehn Uhr kam 
eine Gruppe Polizisten aus dieser 
Richtung dort auf uns zu. Mein 
Vater und ich haben sie gesehen. 
Als sie dann so ungefähr bis auf 
fünfzig, sechzig Meter an mich 
herangekommen waren, blieb mir 
nur noch wegzulaufen. Ich lief 
weg in die andere Richtung.“ 

Dieser zerschossene rote Klein-
bus erinnert noch heute an je-
nen Tag. Doch was war genau in 
Rugovo geschehen? Ein Massaker 
der Serben an unschuldigen Zivilis-
ten, sagte Rudolf Scharping. Zwei 
Monate später, am 27. April 1999, 
präsentierte der Verteidigungsmi-
nister seine Beweise. 
RUDOLF SCHARPING (27. APRIL 
1999): „Was wir ihnen hier zei-
gen, ich hatte ja schon gesagt, 
man braucht starke Nerven, um 
solch grauenhafte Bilder über-
haupt ertragen zu können, sie ma-
chen aber deutlich, mit welcher 
Brutalität das damals begonnen 
wurde und seither weitergegan-
gen ist. Wenn sie sich mal sol-
che Fotos anschauen, dann wer-
den sie auch sehr, sehr unschwer 
erkennen können, dass das in ei-
nem gewissen Umfang auch be-
weissichernd sein kann. Die Uni-
formen, die sie da sehen, dass sind 
Uniformen der serbischen Spe-
zialpolizei. Das macht auch deut-

Bomben auf die Autofabrik Zastava (Kragujevac), sie wurde in schud und 
Asche gelegt, Zivilisten kamen ums Leben.

Der Leichenfund in Rugovo.
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lich, dass Armeekräfte und Spe-
zialpolizei, später dann auch im 
Fortgang nicht nur diese, sondern 
auch regelrechte Banden freigelas-
sener Strafgefangener und ande-
rer, an solchen Mordtaten beteiligt 
sind. Es sind erschütternde Bilder. 
Und ich muss mir große Mühe ge-
ben, das in einer Tonlage zu schil-
dern, die nicht gewissermaßen zur 
Explosion führt.“ 

Ausschnitt aus der Titelseite des 
Express vom 28.4.1999

„Deshalb führen wir Krieg“, 
titelte auch die Presse und veröf-
fentlichte die Bilder Scharpings. 
Doch seine eigenen Experten wuss-
ten es schon damals besser: Dies 
war kein Massaker an Zivilisten! 

Aus dem geheimen Lagebe-
richt: „Verschlusssache – nur für 
den Dienstgebrauch. Am 29. Janu-
ar ’99 wurden in Rugovo bei ei-
nem Gefecht 24 Kosovo-Albaner 
und ein serbischer Polizist getötet.“ 

Also ein Gefecht unter Solda-
ten – kein Massaker an Zivilis-
ten, wie der Verteidigungsminis-
ter behauptet? Die Fernsehbilder, 
aufgenommen von einem west-
lichen Kamerateam unmittelbar 
nach den Ereignissen in Rugovo, 
liefern Hinweise, wie es tatsächlich 
war: Gewehre neben toten Alba-
nern, die angeblich Zivilisten wa-
ren. Die Toten tragen Militärstie-
fel. Sie haben Mitgliedsausweise 
der UCK und tragen deren Rang-
abzeichen. Doch wurden diese Bil-
der vielleicht arrangiert – von den 
Serben und vor dem Eintreffen der 
westlichen Kamerateams? 
FRAGE: „Bei dem Beispiel Rugovo, 
auf welche Quellen haben Sie sich 
dabei berufen?“ 

RUDOLF SCHARPING:  „Auf OSZE-
Beobachter, die als Erste am Ort 
waren.“ 
FRAGE: „Waren diese Schilderun-
gen, die damals gemacht worden 
sind zu den Vorgängen in Rugovo, 
aus ihrer Sicht heute korrekt und 
sind nach wie vor so gültig?“ 
RUDOLF SCHARPING:  „Ja, die sind 
völlig korrekt.“ 

Der erste OSZE-Beobachter vor 
Ort, das war dieser Mann, ganz 
links im Bild. Es ist der deutsche 
Polizeibeamte Henning Hensch.

 

HENNING HENSCH, OSZE-BEOBACH-
TER: „In jedem Fall ist es richtig, 
dass der Verteidigungsminister 
noch am Tage der ersten Veröf-
fentlichung, die ich selber auch ge-
sehen habe in der Deutschen Wel-
le, von mir darüber in Kenntnis 
gesetzt worden ist, dass die Dar-
stellung, die da abgelaufen ist, so 
nicht gewesen ist.“ 

Sein offizieller Ermittlungs-
bericht zu Rugovo. Das Ergeb-
nis: Kein Massaker an Zivilisten. 
Weiter: „Am Tatort fanden wir ei-
nen roten Van, zerschossen, mit 
offenen Scheiben und insgesamt 
vierzehn Leichen in diesem Fahr-
zeug, und drei Leichen lagen au-
ßerhalb des Fahrzeuges. In der 
‚Garage‘ genannten Stallung auf 
der Rückseite der Farm befanden 
sich fünf UCK-Fighter in den ty-
pischen Uniformen, den dunkel-
blauen mit dunkelgrün oder grün 
eingefärbten Uniformen, die dort 
im zehn Zentimeter hohen Was-
ser lagen. Und dann ging es noch 

etwa 300 Meter weiter zu einem 
zweiten Tatort, an dem wir wieder-
um vier Leichen fanden, und dar-
über hinaus sind die Leichen, die 
der Verteidigungsminister zeigen 
ließ, dort von den serbischen Si-
cherheitsbehörden und von mir und 
meinen beiden russischen Kolle-
gen abgelegt worden, weil wir sie 
von den verschiedenen Fundorten 
oder Tatorten zusammengesam-
melt hatten.“ 

So also entstanden diese Bilder 
einer angeblichen Exekution, die 
der Minister präsentierte. Bilder, 
die mit den tatsächlichen Ereig-
nissen nichts zu tun hatten. 

 

HEINZ LOQUAI, GENERAL A.D. – 
OSZE: „Es war auch ganz klar, 
dass das kein Massaker an der Zi-
vilbevölkerung war, denn nach 
den OSZE-Berichten haben Kom-
mandeure der UCK ja selbst ge-
sagt, es seien Kämpfer für die gro-
ße Sache der Albaner dort gestor-
ben. Also zu einem Massaker hat 
es eigentlich der deutsche Vertei-
digungsminister dann interpre-
tiert.“ 

New York, April 1999. Wäh-
rend Scharping von einem Massa-
ker berichtet, das keines war, und 
von einem KZ, das es nie gab, war 
der Kosovo-Krieg weiter in vollem 
Gange. In Deutschland wie in den 
USA wurde für diesen Krieg Stim-
mung gemacht. Das war auch not-
wendig, denn der Krieg war völ-
kerrechtswidrig: Nur die Vereinten 

Nationen, deren Hauptquartier hier 
in New York ist, hätten ein Man-
dat für den Angriff geben dürfen. 
Doch dieses Mandat hat es nie ge-
geben. Damals herrschte Hoch-
betrieb für das Wachpersonal der 
UNO. Immer neue Regierungs-
vertreter trafen im Hauptquartier  
der Vereinten Nationen ein, im-
mer heftiger wurden die Ausein-
andersetzungen hinter verschlos-
senen Türen. 

„Kollateralschäden“ – 
und die Erfindung des 
„Hufeisen-Plans“

April 1999: Bei den Vereinten 
Nationen wird um den Krieg ge-
stritten. Zur gleichen Zeit fliegen 
Nato-Bomber bereits Angriff um 
Angriff, 6.000 Mal – und immer 
ohne UN-Mandat. 

Ganz überraschend ist das nicht, 
denn bei den Vereinten Nationen 
kennt man nicht erst seit heute die 
amerikanische Regierungspolitik, 
und deren kaum verhüllte Gering-
schätzung der Vereinten Nationen. 
Bereits 1993 hatte US-Präsident 
Bill Clinton die Grundzüge dieser 
US-amerikanischen Außenpolitik 
in einem geheimen Regierungsdo-
kument festgelegt. Der Titel: „Mit 
den Vereinten Nationen wenn mög-
lich, ohne sie wenn nötig.“ Darin 
heißt es: „Die Nato soll die Ent-
scheidungskriterien für die UN 
festlegen und nicht umgekehrt.“ 
Der Kosovo-Einsatz ohne UN-
Mandat – ein klarer Bruch des Völ-
kerrechts. Der deutsche Verteidi-
gungsminister hat ihn mitgetragen. 

Doch warum? Einer der wich-
tigsten politischen Berater der US-
Regierung, Wayne Merry, hatte 
Zugang zu geheimen Planungsun-
terlagen der US-Regierung. 
WAYNE MERRY, BERATER DER US-
REGIERUNG: „Manche Regierungs-
leute aus dem Außenministerium 
reden davon, dass Kosovo nur der 
Auftakt ist für zukünftige Kriege 
der Nato, die noch viel entfernter 
sein werden. Für Washington ging 
es nicht um die Demonstration der 
amerikanischen Führungsrolle in 
der Nato. Die wurde nie bestrit-
ten. Man wollte zeigen, dass die 
Nato überhaupt noch einen Zweck 

Der zerschossene rote Kleinbus von Rugovo.
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hat. Und dieser Zweck ist etwas 
ganz anderes, als die rein defen-
siven Aufgaben, für die die Nato 
gegründet wurde.“ 

In diesen Räumen tagt der 
Nato-Rat. Soll die Nato der neue 
Weltpolizist werden? In den USA 
vielleicht eine selbstverständliche 
Vorstellung. Doch der deutschen 
Öffentlichkeit wäre die nur schwer 
zu vermitteln gewesen. Zumal der 
Kosovo-Krieg inzwischen immer 
heftiger kritisiert wurde, vor allem 
nachdem Nato-Flugzeuge die mili-
tärischen Ziele der Serben verfehl-
ten und stattdessen versehentlich 
Flüchtlingstrecks angriffen. „Kol-
lateralschäden“ nennen dies die 
Militärs. Besonders in Deutsch-
land wurde die Öffentlichkeit ge-
genüber der Nato-Politik nun spür-
bar kritischer. 

Anfang April 1999 im Nato-
Hauptquartier:  Jetzt ist Schadens-
begrenzung gefragt. 
JAMIE SHEA, NATO-SPRECHER: 
„Nach dem Angriff auf den 
Flüchtlingskonvoi bei Djakovica, 
dem ersten ‚Unfall‘ des Krieges, 
fiel die öffentliche Zustimmung in 
vielen Ländern, auch in Deutsch-
land, um 20 bis 25 Punkte. Wir 
mussten sechs Wochen hart ar-
beiten, um die öffentliche Mei-
nung zurückzugewinnen. Milose-
vic machte den Fehler, die Flücht-
linge aus dem Kosovo nach Al-
banien und Mazedonien zu trei-
ben. An der Grenze waren Fern-
sehteams, die das Leiden filmten. 
Und so stellte sich die öffentliche 
Meinung wieder hinter die Nato.“ 

Und das sind die Fernsehbilder, 
die der Nato-Sprecher Jamie Shea 
meint, und die den entscheidenden 
Fehler Milosevics im Propaganda-
krieg dokumentieren: Bilder alba-
nischer Flüchtlinge an der jugo-
slawisch-mazedonischen Grenze. 
Jeden Abend und in jeder Nach-
richtensendung ist es nun zu sehen: 
Leid, Flucht und Vertreibung. Doch 
in Deutschland haben diese Bilder 
offenbar nicht ausgereicht. Jetzt 
hieß es: Von langer Hand hätten 
die Serben die Vertreibung dieser 
Menschen und die ethnische Säu-
berung des Kosovo geplant. Mord 
und Vertreibung im Kosovo erhiel-
ten einen Namen: „Operationsplan 
Hufeisen“. 

RUDOLF SCHARPING (7. 04. 1999): 
„Ich will Ihnen ausdrücklich auch 
für morgen ankündigen eine ge-
naue Analyse dessen, was sich 
auf der Grundlage des Operati-
onsplans Hufeisen in den Mona-
ten seit Oktober 1998 im Kosovo 
vollzogen hat. Er zeigt sehr deut-
lich, dass in klar erkennbaren Ab-
schnitten die jugoslawische Ar-
mee, die jugoslawische Staatspo-
lizei begonnen hat, in der Zeit von 
Oktober bis zum Beginn der Ver-
handlungen in Rambouillet, die 
Vorbereitungen für die Vertrei-
bung der Bevölkerung nicht nur 
zu treffen, sondern diese Vertrei-
bung auch schon begonnen hat. 
Er zeigt im Übrigen sehr deut-
lich das systematische und eben-
so brutale wie mörderische Vor-
gehen, das seit Oktober 1998 ge-
plant und seit Januar 1999 ins 
Werk gesetzt worden ist.“ 

 

Dies sollte der Operationsplan 
sein. Wie ein Hufeisen umschlie-
ßen serbische Truppen albanische 
Zivilisten und treiben sie aus dem 
Kosovo. Schon seit Januar ’99, 
also vor Beginn der Nato-Angrif-
fe, seien die Serben „planmäßig“ 
vorgegangen, hieß es in der Bro-
schüre des Verteidigungsminis-
teriums. Und zum Beleg dieses 

Foto. Doch die Datenzeile weckt 
Zweifel, denn sie zeigt das Auf-
nahmedatum: April ’99, also erst 
nach Beginn der Nato-Luftangrif-
fe, und schon deshalb ist das, was 
in Randubrava, dem Dorf auf dem 
Foto, geschah, kein Beweis für den 
Hufeisenplan. 

Randubrava heute. An den 
Krieg erinnert nur noch wenig. 
Wiederaufbau: Die Dachziegel, 
mit denen die Bewohner ihre zer-
störten Häuser neu decken, hatte 
ihnen die deutsche Hilfsorgani-
sation „Cap Anamur“ gespendet. 
Aber wurde das Dorf tatsächlich, 
wie Minister Scharping behaup-
tete, bereits vor den Nato-Luftan-
griffen von den Serben überfallen 
und in Brand gesetzt? Und wur-
de die Zivilbevölkerung wirklich 
„planmäßig“ von hier vertrieben? 
Dies hätte dann ein Indiz für die 
Echtheit des Hufeisen-Plans sein 
können. 
SHAIP REXHEPI, AUGENZEUGE:  
„Die Bewohner haben das Dorf 
am 25. März nach den Luftangrif-
fen der Nato verlassen. Abends 
gegen zwanzig Uhr haben wir den 
Befehl von der UCK erhalten, die 
Bevölkerung zu evakuieren. Am 
26. März hat es keine Dorfbewoh-
ner mehr hier gegeben, wir hatten 
sie alle in das Dorf Mamush ge-
bracht. Dann erst beschossen uns 
die Serben mit Granaten. Wir wa-
ren UCK-Soldaten, wir haben uns 
verteidigt, aber es war unmöglich. 
Wir waren den Panzern und Ka-
nonen gegenüber machtlos. Aber 
wir haben standgehalten so lan-
ge wir konnten. Hier aus meinem 
Dorf waren wir 85 UCK-Solda-

ten, aber es gab auch noch ande-
re von außerhalb. Insgesamt wa-
ren wir hier 120 Soldaten von der 
vierten Kompanie der 129. Briga-
de der UCK.“ 

Mit einer „planmäßigen“ Ver-
treibung der Zivilbevölkerung hat 
das wenig zu tun. Hatte Verteidi-
gungsminister Scharping in sei-
ner Broschüre die Unwahrheit ver-
breitet? 
FRAGE: „Wie haben Sie sich darü-
ber informiert, was in diesem Ort 
geschehen ist?“ 
RUDOLF SCHARPING: „Das sind 
Ergebnisse der Luftaufklärung, 
das ist ja nicht so schwer, entspre-
chende Bilder zu bekommen, je-
denfalls solange sie keine ge-
schlossene Wolkendecke haben. 
Im übrigen gibt es Zeugenaussa-
gen, die man heranziehen kann, es 
gibt Menschen, die geflohen sind, 
es gibt andere, die zum Teil un-
ter Lebensgefahr berichtet haben. 
Dazu gehörte in der Zeit vor dem 
Ausbruch der kriegerischen Maß-
nahmen auch das sehr vielfälti-
ge Informationsangebot, will ich’s 
mal nennen, das über die unbe-
waffneten Beobachter der OSZE 
an uns herankam.“ 

Doch nicht nur das Dorf Ran-
dubrava führt Rudolf Scharping 
in seiner Broschüre als Beweis 
für den Hufeisen-Plan an. Auch 
ein Dorf namens Sanhovici soll 
vor den Nato-Luftangriffen zer-
stört worden sein. Doch auch die-
ses Foto entstand später: im April 
’99, ebenfalls nach Kriegsbeginn. 

Dort hinten liegt das Dorf aus 
der Aufklärungsbroschüre des 
Verteidigungsministeriums. Al-
lerdings heißt der Ort nicht San-
hovici, sondern Petershtica. Noch 
heute sind die Spuren des Krieges 
zu sehen. Viele Häuser bis auf die 
Grundmauern niedergebrannt – es 
wird noch lange dauern, bis die 
rund hundert Bewohner ihr Dorf 
wieder aufgebaut haben. „Danke-
schön“, rufen Kinder auf deutsch. 
Auch hier stammt das Baumate-
rial von deutschen Hilfsorganisa-
tionen. In Petershtica wollten die 
Serben die Heimat dieser Dorfkin-
der auf eine besonders tückische 
Art und Weise für immer zerstö-
ren, so steht es in der Broschüre 
des Verteidigungsministeriums. 
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Auf diese Weise also hätten die 
Serben hier gewütet. Ihre Aktio-
nen – so Scharping – seien keine 
Reaktion auf die Luftangriffe der 
Nato gewesen, sondern, so wört-
lich, „von vornherein Teil der so 
genannten Operation Hufeisen“, 
also der planmäßigen Vernichtung 
vor Beginn der Nato-Bombardie-
rung. Doch in Petershtica erinnert 
man sich völlig anders. 
FATMIR ZYMERI, AUGENZEUGE: 
„Das war alles schon im Juni 1998 
passiert. Damals waren da eine 
Menge Leute von der jugoslawi-
schen Armee, die dort vom Dorf 
Zboc aus auf uns zu kamen. Aber 
wir hatten die Armee zurückge-
schlagen. Dann hatten sie ange-
fangen, uns mit schweren Waf-
fen zu beschießen – vier Wochen 
lang. Es gab so gut wie keine Stel-
le mehr, wo keine Granate einge-
schlagen war. So war es in die-
sem Ortsteil hier und im gesam-
ten Dorf.“ 

Die Zerstörungen also stamm-
ten bereits vom Juni 1998. Doch 
laut Scharping hatte Milosevic den 
so genannten Hufeisenplan erst 
ein halbes Jahr später, im Dezem-
ber 1998, entworfen. Und was war 
mit den Kerzen auf den Dachbö-
den und dem Gashahn im Keller, 
von denen Scharping berichtete? 
FATMIR ZYMERI, AUGENZEUGE:  
„Nein, so gerieten die Häuser in 
unserem Dorf nicht in Brand. Das 
passierte auf unterschiedliche Art 
und Weise, aber nicht so. Die wur-
den anders in Brand gesetzt. Die 
Häuser hatten durch Granatenbe-
schuss Feuer gefangen, diese Fälle 
gab es. Das geschah, als die Gra-
naten ins Heu einschlugen, auf die 
Zäune und so. Auf gar keinen Fall 
aber durch solche eine Methode 
mit den Kerzen.“ 

Wieder kein Beleg für den so 
genannten Hufeisen-Plan. Wohl 
aber ein weiterer Beweis für Ma-
nipulation und Fälschung im Ver-
teidigungsministerium. 
FRAGE: „Dieser letzte Ort, da war 
eine Bildunterschrift drunter, dort 
stand, die Serben kommen in Dör-
fer, öffnen die Gashähne in den 
Kellern und stellen eine brennen-
de Kerze auf den Dachboden. Es 
gibt Zweifel, dass diese Methode 
überhaupt funktioniert.“ 

RUDOLF SCHARPING: „Welche Zwei-
fel sind das denn?“ 
FRAGE: „Wenn man in den Kellern 
den Gashahn aufdreht und oben 
eine Kerze hinstellt, das funktio-
niert nicht!“ 
RUDOLF SCHARPING: „Ja?“ 
FRAGE: „Nein, funktioniert tech-
nisch überhaupt nicht, weder che-
misch noch physisch noch über-
haupt. Das weiß eigentlich jeder 
Oberbrandmeister. Es muss also 
eine Information sein, die entwe-
der von den Zeugen, die ihnen zu-
getragen worden ist, nicht korrekt 
ist oder nicht geprüft worden ist.“ 
RUDOLF SCHARPING: „Dann würde 
ich ihnen raten, diesen Test noch 
einmal zu machen. Aber nicht mit 
einem Gashahn im Keller, sondern 
mit einer Flasche.“ 
FRAGE: „Ja, das ist das Gleiche, das 
funktioniert beides nicht.“ 
RUDOLF SCHARPING: „Ja ...?“ 

Gas ist nämlich schwerer als Luft. 
Auch der Minister hatte offenbar ge-
merkt, wie leicht solche Manipulati-
onen und Lügen auffallen könnten, 
denn später finden sich zwar noch 
die Abbildungen der beiden Dörfer, 
aber ohne die verräterischen Text- 
und Datenzeilen. In einer Neuaufla-
ge der Broschüre vom Mai ’99 wa-
ren sie entfernt worden. 

„Da haben wir  
unsere Flugzeuge [...]  

nach Serbien geschickt und 
die haben zusammen mit 
der Nato einen souveränen  
Staat gebombt – ohne dass 
es einen Sicherheitsratsbe-
schluss gegeben hätte.“   
Altbundeskanzler G. Schröder 

FAZ 10.3.2014

Mai 1999, schon der zweite 
Kriegsmonat. Immer häufiger mach-
ten sich Tornado-Piloten der Bundes-
wehr bereit für den Angriff. Längst 
war bekannt, dass nicht nur militä-
rische Ziele getroffen wurden, son-
dern auch zivile. Und die Nato setz-
te sowohl grausame Splitterbomben 
wie auch umstrittene Uranmunition 
im Kosovo ein. Trotz des unbelieb-
ten und autoritären Regimes in Bel-
grad wurden in der deutschen Bevöl-
kerung deshalb die Zweifel immer 
stärker, ob der Einsatz der Kampf-

flugzeuge gerechtfertigt war. Der öf-
fentliche Druck auf Rudolf Schar-
ping wurde immer stärker. Denn 
entgegen seinen eigenen Ankündi-
gungen blieb er stichhaltige Bewei-
se für die Existenz des so genann-
ten Hufeisen-Plans schuldig. Zwei 
Jahre nach dem Krieg deshalb noch 
einmal die Frage an Rudolf Schar-
ping: „Was war denn nun mit dem 
Hufeisenplan?“ 
RUDOLF SCHARPING:  „Wir hat-
ten geheimdienstliche Informati-
onen. Ich erhielt sie Anfang April 
1999 über den Außenminister. Ich 
habe dann unsere Fachleute gebe-
ten, nicht nur diese Informationen 
auszuwerten, sondern sie zu ver-
gleichen mit den Erkenntnissen aus 
der elektronischen Aufklärung, also 
auch dem Abhören von Funkver-
kehr serbischer Einheiten und Pa-
ramilitärs. Das ist geschehen, und 
erst als dieser Abgleich gezeigt hat, 
dass die Informationen richtig sind, 
haben wir sie auch öffentlich ver-
wendet.“ 
HEINZ LOQUAI, GENERAL A. D. – 
OSZE: „Ich habe dann um ein Ge-
spräch im Verteidigungsministeri-
um nachgesucht, das habe ich be-
kommen, das war im November, 
und dort hat man mir gesagt, es 
habe kein ‚Operationsplan Hufei-
sen‘ vorgelegen, sondern was man 
hatte, war eine Darstellung der Er-
eignisse, die im Kosovo abgelaufen 
sind, und diese Darstellung der Er-
eignisse konnte man auf Grund der 
OSZE-Berichte und anderer Berich-
te nachvollziehen. Aber es gab kei-
nen ‚Operationsplan Hufeisen‘, so 
jedenfalls die Fachleute im Vertei-
digungsministerium.“ 

Geflüchtete Kosovo-Albaner – 
ein Opfer der Serben. Aber nicht 
als Folge eines Vertreibungsplans 
mit Namen „Hufeisen“. Der war 
schlicht eine Erfindung des deut-
schen Verteidigungsministeriums 
– Kriegspropaganda –, wie das an-
gebliche KZ von Pristina oder das 
angebliche Massaker an Zivilisten 
in Rugovo. Das Elend der Flücht-
linge aber war auch eine Folge der 
Nato-Bombardierung. Vor dem po-
litischen Scheitern eines Krieges im 
Kosovo war früh gewarnt worden – 
auch aus den Reihen der OSZE und 
des Militärs. Dennoch wollte die 
Bundesregierung deutsche Solda-

ten in diesen Krieg führen. Dafür 
musste sie die Gunst der Öffent-
lichkeit gewinnen. Kein Kriegsziel 
der Nato wurde erreicht. Was aus 
diesen Menschen wird, ist bis heu-
te ungewiss. 
HEINZ LOQUAI, GENERAL A.D.: „Man 
hat in der Vergangenheit oft der 
deutschen Generalität den Vorwurf 
gemacht, dass sie dort auch ge-
schwiegen habe, wo sie etwas hätte 
sagen sollen. Und ich wollte in die-
ser Situation auch etwas sagen und 
die Manipulation und Propaganda 
nicht als solche stehen lassen.“ 

Doch Lügen und Propaganda in 
Zeiten des Krieges sind meist stär-
ker. Sie sind Waffen. Sie töten die 
Wahrheit. 

WDR-Redakteur Mathias Werth, 
Mitautor der Dokumentation,  
auf die Kritik vieler Medien: 

 

 „Sie [die Medien] sahen die 
Arbeit ihrer Korresponden-
ten vor Ort durch diesen 
Film diskreditiert. Dafür 

habe ich Verständnis, denn 
in dem Film mag mancher 
eine Kritik daran erken-

nen, wie über diesen Krieg 
berichtet worden ist. [...] 
Die Frage ist, was bleibt 
am Ende an sachlichen 

Vorwürfen gegen den Film 
stehen. Und da ist bis  

heute kein einziger Vorwurf 
stehen geblieben.“

<http:// 
www.free21. 
org/?p=16246>

Dieser Text wurde zuerst auf den 
ag-friedensforschung.de unter der URL 
<http://www.ag-friedensforschung.de/
themen/Nato-Krieg/ard-sendung.html> 
veröffentlicht

Quellen:
YouTube: Es begann mit einer 
Lüge: <http://www.ag-friedens-
forschung.de/themen/Nato-Krieg/
ard-sendung.html>
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Im September des letzten Jahres 
haben wir die Kurzfassung ei-

ner Analyse veröffentlicht, die der 
russische Forscher Vladimir Sha-
lak über die verborgenen Aspek-
te der Twitter-basierten Kampag-
ne gemacht hat, mit welcher die 
Flüchtlinge aus dem Nahen Os-
ten nach Deutschland gelockt wer-
den [1]. Nachdem Shalak 19.000 
Original-Tweets mit Bezug auf 
Flüchtlinge untersucht hatte, kam 
er zu dem Schluss, dass der große 
Exodus zum europäischen Konti-
nent durch nichteuropäische Ak-
teure künstlich erzeugt wurde. Die 
kürzlich erlebte Welle von Gewalt, 
die von Migranten in der Silvester-
nacht in einer Anzahl europäischer 
Städte verursacht wurde, hat eine 
neue, intensive Anti-Merkel-Kam-
pagne in den deutschen und euro-
päischen Medien in Gang gesetzt 
und zusätzliche Daten für Shalaks 
tiefgründige Recherchen geliefert.

Im Folgenden teilen wir sei-
ne ersten Ergebnisse mit. Zuvor 
aber lassen Sie uns einen Blick 
auf zwei Bilder werfen, die einen 
drastischen Wandel der öffentli-
chen Debatte über Flüchtlinge in 
Deutschland in Laufe von nur vier 
Monaten zeigen [Anm. d. Red.: sie-
he oben und unten auf dieser Sei-
te]. War dies eine tragische, aber 
spontane Entwicklung, oder han-
delt es sich hier um eine bewuss-
te psychologische Operation eines 
Akteurs von außen? Um uns einer 
fundierten Schlussfolgerung anzu-
nähern, müssen wir kurz die aktu-
ellen US-amerikanisch-deutschen 
Beziehungen betrachten:

Seit der Wiedervereinigung der 
Krim mit Russland im März 2014 
ist die deutsche Kanzlerin Ange-
la Merkel zwischen Hammer und 
Amboss geraten. Unter starkem 
Druck aus Washington musste sie 
die europäische Familie dazu brin-
gen, die zunehmenden Sanktionen 
gegen Russland zu verschärfen, 
während die Großunternehmen 
und ihre politischen Gegner we-
gen der düsteren Folgen für die 
deutsche Wirtschaft immer un-
williger wurden, die Sanktionen 
aufrechtzuerhalten. Im Balancie-
ren zwischen zwei unvereinba-
ren Ansätzen entschied sich Frau 
Merkel, trotz wachsendem Groll in 

Übersee, den Handelsvertrag von 
2011 umzusetzen, um den zweiten 
Leitungsstrang der Nord-Stream-
Pipeline zu bauen, der mehr Erd-
gas von Russland nach Deutsch-
land durch die Ostsee liefern soll.

Eine andere Dimension der 
transatlantischen Spannungen 
hängt mit den Gesprächen zum 
TTIP-Abkommen zusammen, die 
seit 2013 hinter verschlossenen 
Türen stattfinden. Auch der dich-

te Propagandanebel um diese Ge-
spräche kann kaum verbergen, dass 
die wichtigste Streitfrage der Sta-
tus der privaten amerikanischen 
Schiedsgerichte im europäischen 
Rechtssystem ist: Die globalen 
transnationalen Konzerne drän-
gen darauf, den Firmen die Ver-
folgung von Staaten durch priva-
te Schiedsgerichte zuzugestehen, 
wenn irgendeine politische Ent-
scheidung ihre Gewinne negativ 

beeinflusst. Praktisch bedeutet das 
für die europäischen Staaten den 
totalen Verlust der Souveränität, 
denn die privaten Schiedsgerichte 
können dadurch den Nationalstaa-
ten Zollabgaben (die natürlich die 
Erträge direkt beeinflussen), ge-
sundheitspolizeiliche und pflan-
zenschutzrechtliche Vorschriften 
(die EU wird ihre strikten Barrie-
ren gegen Produkte mit hormon-
haltigem Rindfleisch und genetisch 
veränderten Organismen aufheben 
müssen), finanzielle und Anlage-
richtlinien für die europäischen 
Banken und selbst Subventionen 
diktieren. […] Im Oktober 2015 
fanden öffentliche Anti-TTIP-Mas-
sendemonstrationen in Berlin statt. 
Seither ist Frau Merkel betont vor-
sichtig in ihrer Einschätzung des 
TTIP-Projekts.

Jetzt ist das Bild mehr oder we-
niger klar: Die Bundeskanzlerin 
spielt ein kluges Spiel, indem sie 
versucht, Europas Souveränität zu 
erhalten, während sie formal den 
US-Forderungen auf einem zweit-
rangigen Gleis nachkommt. Ohne 
Zweifel ist dieses Spiel aber von 
Washington schon durchschaut 
worden, und der einzige Faktor, 
der Merkels sofortige Amtsent-
hebung verhindert, ist das Fehlen 
eines vorbereiteten und lenkbaren 
Nachfolgers. Eine Medienkampag-
ne gegen sie ist unter dem Vorwand 
des „Rapefugees“-Skandals („Ver-
gewaltigerflüchtlinge“) dennoch 
voll im Gange.

Anfang Januar gab der be-
rüchtigte Spekulant und beken-
nende Sponsor des Flüchtlings-
verkehrs nach Europa, George 
Soros, der „Wirtschaftswoche“ 
ein eindeutiges Interview, in dem 
er Merkels strengere Europa- und 
Flüchtlingspolitik erbittert kriti-
siert und nahelegt, dass sie dies 
„die Kanzlerschaft kosten“ wer-
de [2]. Gleichzeitig tauchten auf 
Twitter das Hashtag #ArrestMer-
kel [„Verhaftet Merkel“] und das 
Motto „Merkel Has To Go“ [„Mer-
kel muss gehen“] auf und fanden 
eine bemerkenswerte Verbreitung. 
Die durchgeführte Analyse ergab, 
dass das #ArrestMerkel-Hashtag 
ursprünglich von zwei maßgeb-
lichen Twitterkonten ausgesen-
det wurde: @Trainspotter001 und  

Wer jagt  
Angela Merkel?
Nach dem offenbar im Voraus geplanten Einsatz von Verge-
waltigungen in der Silvesternacht in Köln und anderswo 
ergehen Vorwürfe an die Bundeskanzlerin, sie sei verant-
wortlich. Eine Studie des Computerdatenverkehrs belegt, 
dass diejenigen Twitter-Accounts, die diese Vorwürfe erheben, 
ihre Basis an der Westküste der Vereinigten Staaten haben.  

von Andrej Fomin, Übersetzung: Sabine

August 2015

Januar 2016
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@AmyMek. Dann wurde es von 
einer Anzahl anderer leistungs-
starker Accounts aufgegriffen und 
weiterverbreitet.

 

Die komplette Karte der #Arrest-
Merkel-Retweeter: Die Größe der 
Kreise entspricht der Zahl der 
Follower, die dieses Hashtag weiter-
verbreiten.

@Trainspotter001 und @Amy-
Mek haben keine regionale Zu-
gehörigkeit, aber die Analyse der 
durchschnittlichen stündlichen Ak-
tivität brachte die folgenden Ergeb-
nisse [Anm. d. Red.: vgl. dazu die 
Grafiken in der Mitte dieser Seite]:

Offensichtlich ist in beiden Fäl-
len die minimale Aktivität zwi-
schen 7 und 15 Uhr GMT festzu-
stellen, was am wahrscheinlichsten 
der US-Pazifik- oder Mountain-
Zeitzone entspricht – diese Twit-
ter-Aktivisten sind also tagsüber 
an der US-Westküste aktiv. Nun 
hat der @Trainspotter001-Ac-
count seit März 2015 bereits fast 
27.000 Tweets geliefert, d.h. rund 
88 Tweets pro Tag, was zu viel ist 
für einen menschlichen Betreiber 
(das gesamte CNN-Twitter-Team 
schafft zum Beispiel nur rund 23 
Tweets pro Tag). Wir schließen da-
raus, dass @Trainspotter001 ein 
programmierter Bot, also ein sich 
weitgehend automatisch wiederho-
lendes Computerprogramm ist. @
AmyMek (27.000 Tweets seit 2012) 
ist es sehr wahrscheinlich auch.

Wenn wir uns näher mit den 
wichtigsten Retweetern beschäf-
tigen, stellen wir fest, dass @Ge-
nophilia der führende Bot ist (mit 
107.000 Tweets seit September 
2012 oder etwa 87 Tweets täg-
lich). Seine regionale Zugehörig-
keit wird nicht angezeigt, aber die 
durchschnittliche stündliche Akti-
vität weist darauf hin, dass er auch 
von der Pazifikküste aus betrie-
ben wird. Zwei andere bemerkens-
werte Accounts sind @jjauthor, 

ein Bot mit Sitz in Nevada, der 
seit 2010 (!) 300 Beiträge täglich 
schafft, und @LadyAodh, ein wei-
teres künstliches, „blondes“ Profil, 
das in den USA geschaffen wurde 
und seit März 2015 gegen den „Völ-
kermord an den Weißen“ kämpft. 
Wie in der ersten Grafik sichtbar 
wird, sind diese Bot-Konten alle 

eng miteinander verflochten und 
multiplizieren dadurch gegensei-
tig ihre Wirkung, was ein Publi-
kum von vielen Millionen bringt.

Die vorliegenden Beweise zei-
gen deutlich, dass das gesamte 
Flüchtlingsthema von US-gestütz-
ten Akteuren eingefädelt wurde, 
um Kanzlerin Merkel etwas an-

zuhängen und sie davor zur war-
nen, Widerstand zu leisten oder 
für die europäische Souveränität 
einzutreten.

Recht bemerkenswert ist, dass 
die anscheinend polar entgegen-
gesetzten Standpunkte (ultralibe-
ral bei George Soros und extrem 
rechts bei den unbestimmt in den 
USA lokalisierten Twitter-Bots) 
möglicherweise dieselben politi-
schen Ziele verfolgen – die deut-
sche Führungspersönlichkeit aus 
ihrem Amt zu entfernen und Eu-
ropa das TTIP-Abkommen auf-
zuzwingen.

Autor:
Andrey Fomin
Gründer der 
Online-Zeit-
schrift für 
politische Ana-
lysen Oriental 
Review. Master 
der staatlichen 
Lomonossow-Universität Mos-
kau in Russischer Geschichte.

www.orientalreview.org

Dieser Text wurde zuerst auf Voltain-
renet.org unter der URL <http://www.
voltairenet.org/article190000.html> 
veröffentlicht.

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!

Quellen:
[1] „Wer lockt mit Twitter Flücht-
linge nach Deutschland?“, von 
Andrey Fomin, Übersetzung 
Sabine, Oriental Review (Russland) 
,Voltaire Netzwerk, 23. September 
2015 <http://www.voltairenet.org/
article188784.html>
[2] „Europa? Gibt’s doch nicht 
mehr“, Interview mit George 
Soros, von Gregor Peter Schmitz, 
WirtschaftsWoche, 4. Januar 2016. 
<http://www.wiwo.de/politik/
europa/george-soros-europa-
gibts-doch-nicht-mehr/12754350.
html>

<http://
www.free21.
org/?p=19968>



21Publiziert am 29.01.2016, 11:42 Uhr, von Analitik auf analitik.de, Original: http://tinyurl.com/halegrc

MEINUNG

Die Briten haben in einer Un-
tersuchung festgestellt, dass 

der russische Agent Litwinenko 
2006 vom FSB mit Billigung Putins 
umgebracht wurde. „Wahrschein-
lich“. Es ist ganz wichtig, dass Pu-
tin höchstpersönlich reingezogen 
wird. Mehr als eine („wahrschein-
liche“) Billigung konnte die Un-
tersuchung auch nach neun Jahren 
nicht finden. Ziemlich billig, aber 
egal. Ein Vorwurf ist ein Vorwurf 
und mehr braucht es nicht in einer 
Demokratie, wenn es gegen jeman-
den geht, der seine Interessen nicht 
freiwillig aufgibt.

Ein Thema, an dem man sich in 
vielen Artikeln russophob abarbei-
ten kann. SPON liefert zur Meldung 
gleich eine Erklärung, wie heim-
tükisch die Tatwaffe Polonium-210 
ist. Danke dafür. Mehr braucht es 
nämlich nicht, um die brennende 
Frage zu stellen: Wen verkaufen 
unsere Medien für blöd – den rus-
sischen Geheimdienst FSB oder Sie, 
den Leser? Einer der beiden MUSS 
blöd sein. Sie werden gleich mer-
ken, warum.

Polonium-210, so lehrt es uns 
SPON, sei nur gefährlich, wenn es 
in den Körper gelangt. Dort schädigt 
es mit seiner Strahlung die DNA 
und es kommt innerhalb von ein 
paar Tagen oder ein paar Wochen 
zum Tod – in Abhängigkeit von der 
verabreichten Dosis.

Spielen wir das Spiel der Fünf-
jährigen. Mit etwa fünf Jahren ler-
nen Kinder, sich in andere hinein zu 
versetzen. Versetzen wir uns also hi-
nein in die FSB-Leute, die beschlos-
sen haben, den Überläufer Litwinen-
ko zu beseitigen. Dazu gibt es gute 
Gründe. Litwinenko ist nach Groß-
britanien geflüchtet und schwärzt 
von dort in der großen Öffentlichkeit 
die russische Regierung, den FSB 
und Präsident Putin an. Töten wir 
ihn. Wie? Vielleicht indem wir ihm 

eine Kugel verpassen? Nein, zu ein-
fach. Dann ist er sofort tot und sagt 
nichts mehr. Vergiften wir ihn lie-
ber. Aber nicht mit einem der hun-
dert schnell tötenden Gifte, die da 
drüben in unserem Schrank liegen 
(wir sind bei einem der furchtbars-
ten Geheimdienste dieser Welt, wir 
haben solche Schränke). Dann ist er 
auch sofort tot und sagt nichts mehr.

Nein, nehmen wir etwas Exo-
tisches. Etwas Strahlendes! Etwas 
mit Atomen ist immer gut, das löst 
gleich Panik aus, wenn nur einmal 
darüber berichtet wird. Und genau 
das wollen wir schließlich, wenn wir 
still und heimlich eine Person besei-
tigen wollen, nicht wahr? Gut. Und 
jetzt wählen wir die Dosis so, dass 
Litwinenko nicht sofort und nicht 
nach drei Tagen stirbt. Das wäre ja 
langweilig. Wir wählen eine nied-
rige Dosis, damit er sich wochen-
lang quält. Damit er wochenlang 
von britischen TV-Kameras bela-
gert wird und uns noch höchstper-
sönlich beschuldigt, ihn vergiftet 
zu haben. Das ist ein guter Plan.

Haben Sie ehrlich mitgespielt 
und sich ehrlich in den FSB hinein-
versetzt? Wie hat es sich angefühlt?

Unsere Medien wollen uns ge-
rade glauben lassen, dass der FSB, 

tatsächlich einer der besseren Ge-
heimdienste dieser Welt, sich für 
Polonium-210 in einer niedrigen 
Dosis entschieden hat, um einen 
medial präsenten Überläufer in 
Großbritanien zu beseitigen. Selbst-
verständlich wohlwissend, dass Po-
lonium-210 selbst in hohen Dosen 
nicht sofort tötet. Und in einer Lage, 
wo der Überläufer ohnehin schon 
von den britischen Medien hofiert 
wird. Unsere Medien wollen Sie 
glauben lassen, dass der FSB in so 
einer Situation zu einem exotischen, 
langsam tötenden Gift greift. Unse-
re Medien wollen Sie glauben las-
sen, dass der FSB total blöd ist. […]

Spielen wir unser Spiel weiter. 
Versetzen wir uns jetzt in den bri-
tischen Geheimdienst. Wir sollen 
für schlechte Publicity von Putin 
sorgen. Gut, das ist ein Dauerauf-
trag, aber jetzt soll ein kleines Feu-
erwerk her, das herausragt aus dem 
täglichen Einerlei der russlandfeind-
lichen Berichterstattung. Hängen 
wir Putin einen Mord an. Wir ha-
ben viele Agenten, die sich öffent-
lich an Putin abarbeiten. Töten wir 
einen von ihnen und behaupten, dass 
Putin es war. Und bauen daraus 
eine mediale Anti-Putin-Kampag-
ne. Da, der Litwinenko ist gut. Er 
ist als Agent schon verbrannt. Al-
les, was er zu erzählen hatte, hat er 
uns schon erzählt. Nach Russland 
kann er nicht mehr zurück, um neue 
Informationen zu beschaffen. Sein 
Buch mit Anschuldigungen hat er 
schon geschrieben (und wir wer-
den bei unserer Kampagne groß 
Werbung dafür machen). Er wird 
uns einen letzten Dienst erweisen. 
Er ist voll unter unserer Kontrol-
le, mitten in London. Töten wir 
ihn. Wie? Vielleicht indem wir ihm 
eine Kugel verpassen? Nein, zu ein-
fach. Dann ist er sofort tot und sagt 
nichts mehr. Vergiften wir ihn lie-
ber. Aber nicht mit einem der hun-

dert schnell tötenden Gifte, die da 
drüben in unserem Schrank liegen 
(wir sind bei einem der furchtbars-
ten Geheimdienste dieser Welt, wir 
haben solche Schränke). Dann ist er 
auch sofort tot und sagt nichts mehr.

Nein, nehmen wir etwas Exo-
tisches. Etwas Strahlendes! Etwas 
mit Atomen ist immer gut, das löst 
gleich Panik aus, wenn nur einmal 
darüber berichtet wird. […] Und 
jetzt wählen wir die Dosis so, dass 
Litwinenko nicht sofort und nicht 
nach drei Tagen stirbt. Das wäre ja 
langweilig. Wir wählen eine nied-
rige Dosis, damit er sich wochen-
lang quält. Damit er wochenlang 
von unseren TV-Kameras belagert 
wird und noch höchstpersönlich 
Putin beschuldigt, ihn vergiftet zu 
haben. Das ist ein guter Plan. […]

[Red.: gekürzt]

Wen verkaufen unsere Medien 
für blöd – Sie oder den FSB?
Der britische Richter Robert Owen veröffentlichte einen Untersuchungsbericht über den Tod des russischen Ex-Geheimdienstlers 
Litwinenko. Die Ermordung sei auch von Präsident Putin wahrscheinlich gutgeheißen worden.  von Analitik

Putin 2007 (Foto: kremlin.ru,  
CC BY-SA 2.0)

<http://
www.free21.
org/?p=20281>

Quellen:
The Litvinenko Inquiry: <https://
www.litvinenkoinquiry.org/files/
Litvinenko-Inquiry-Report-web-
version.pdf>
Tatwaffe Polonium-210: <http://
www.spiegel.de/wissenschaft/
mensch/alexander-litwinenko-so-
heimtueckisch-toetet-polonium-
210-a-1073118.html>
Über den Untersuchungsbericht: 
<http://www.spiegel.de/politik/
ausland/wladimir-putin-soll-
mord-an-litwinenko-gebilligt-
haben-a-1073121.html>

Dieser Text wurde zuerst auf den  
analitik.de unter der URL <http://
analitik.de/2016/01/21/wen-verkaufen-
unsere-medien-fuer-bloed-sie-oder-
den-fsb/> veröffentlicht
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Völkerrechtlich betrachtet 
gibt es keinen „Islamischen 

Staat“, der sogenannte „IS“ ist 
vielmehr ein mafiös strukturier-
ter Zusammenschluss von ma-
rodierenden Mörderbanden, der 
sich mit einer Fehlinterpretation 
des Islam eine Scheinlegitimati-
on zu eigen machen will. Es gibt 
weder ein definiertes Staatsgebiet 
noch eine ansprechbare Staatsfüh-
rung. Einem solch amorphen Ge-
bilde kann niemand den Krieg er-
klären, jedenfalls nicht nach her-
kömmlicher Definition.

So, wie die Mafia ihre Finan-
zierung und die Sicherung ih-
rer Machtstrukturen organisiert, 
macht es der „IS“ auch: durch 
Schutzgelderpressung, Morde und 
illegalen Handel innerhalb einer 
streng hierarchisch strukturierten 
Organisation. Der Sprachgebrauch 
„Islamischer Staat“ ist ein Oxymo-
ron; analog zur Mafia wäre „kri-
minelle Vereinigung“ passender. 
Weitere Ähnlichkeiten zur Mafia 
ergeben sich daraus, dass auch der 
„IS“ heimliche Unterstützer hat, 
die von ihm in unterschiedlicher 
Weise profitieren.

Den Nachschub von 
Waffen und Munition 
stoppen

Genauso unsinnig wie die ame-
rikanische „Kriegserklärung ge-
gen den Terror“ ist es demnach, 
wenn dem „IS“ der Krieg erklärt 
werden soll. Ich lehne den inflati-
onären Umgang mit „Kriegerklä-
rungen“ ab. Zu einer Kriegserklä-
rung gehört auch die Perspektive 
eines Friedensvertrags nach Been-
digung der Kampfhandlungen. Die 
letzte völkerrechtlich wirksame 
Kriegserklärung gab es 1941 und 
den letzten Friedensvertrag 1949 
(USA – Japan). Die Kriegserklä-
rung der USA gegen den Terror ist 
ein Freibrief, jeden nach Belieben 
anzugreifen, wenn Washington der 
Sinn danach steht. Mehr nicht. Wie 
sollte mit „dem Terror“ oder „dem 
IS“ auch ein Friedensvertrag ge-
schlossen werden können? Es ist 
folglich ein Krieg, der niemals en-
den kann, genauso, wie die ande-
ren unerklärten Kriege der USA 

in den Jahren nach 1941. Euro-
pa sollte sich hüten, in dieses ge-
fährliche Fahrwasser zu geraten.

Der „IS“ geht mit Waffengewalt 
vor. Um dem Einhalt zu gebieten, 
müssen die Mörderbanden ent-
waffnet werden. Die Waffen kann 
der „IS“ aber selbst nicht herstel-
len, sondern er ist vielmehr dar-
auf angewiesen, Waffen und Mu-
nition einzukaufen – und er muss 
seine „Kämpfer“ bezahlen. Der 
erste und wichtigste Schritt ge-
gen den „IS“ muss also sein, ihm 
den Geldhahn zuzudrehen. Dass 
das bis jetzt noch nicht gesche-

hen ist, beweist, dass gerade die 
Herren des Geldes kein Interesse 
haben, den „IS“ wirksam zu be-
kämpfen. Wir wissen, wo diese Ka-
pitalmächtigen ihre Heimat haben 
und dass sie durchaus dazu in der 
Lage sind, Geldflüsse zu sperren, 
wenn es gegen reale Staaten geht, 
die sich ihrem Diktat nicht unter-
ordnen wollen.

Die Waffen, über die der „IS“ 
bereits verfügt, müssen neutra-
lisiert werden: durch Zerstörung 
und durch Verhinderung des Nach-
schubs an Munition. Diejenigen, 
die weiterhin den „IS“ mit Kriegs-

material versorgen, müssen stig-
matisiert und mit Sanktionen von 
ihrem mörderischen Treiben ab-
gehalten werden. Auch das wäre 
ein Leichtes, denn wir wissen, um 
wen es sich handelt.

Russland hat vor zwei Monaten 
die Initiative ergriffen und arbei-
tet an der Neutralisierung der „IS“-
Waffen – erfolgreich und damit 
ganz im Sinne der europäischen 
Länder. Es ist richtig, aber leider 
etwas spät, wenn sich jetzt euro-
päische Streitkräfte an Russlands 
Seite stellen. Es ist kein Krieg, son-
dern es geht um die Entwaffnung 

Kann der „IS“ mit einem 
völkerrechtskonformen 
„Krieg“ besiegt werden?
Genauso unsinnig wie die amerikanische „Kriegserklärung gegen den Terror“ ist eine „Kriegs-
erlärung gegenüber dem IS.   von Peter Haisenko

Es gibt keinen „Islamischen Staat“. Es handelt sich hier vielmehr um einen mafiös strukturierten Zusammen-
schluss von marodierenden Mörderbanden, der sich mit einer Fehlinterpretation des Islam eine Scheinlegiti-
mation zu eigen machen will. Das Bild zeigt ein Wohngebiet im alten christlichen Viertel von Jdeydeh, Aleppo 
(Foto Kevorkmail CC BY-SA 3.0)
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von Verbrechern. Das muss immer 
als Erstes erfolgen.

Nur Russland hält in Sy-
rien das Völkerrecht ein
Betrachten wir nun die völkerrecht-
lichen Aspekte. Bis jetzt handelt 
einzig Russland völkerrechtskon-
form, und zwar durchgängig, auch 
was die Krim anbelangt (ja, auch 
das muss hier nochmals klarge-
stellt werden). Wäre es nämlich 
nicht so, dann hätte der Westen 
schon längst ein Verfahren gegen 
Russland vor dem Internationalen 
Gerichtshof angestrengt. Da dies 
nicht geht, verfährt man nach dem 
Motto: Eine Lüge – die sogenannte 
„Annexion der Krim“ – wird zur 
Wahrheit, wenn sie nur oft genug 
wiederholt wird. Dem muss auch 
einmal folgende Tatsache entge-
gengehalten werden: Bis jetzt, also 
ohne UN-Mandat, wäre und ist jeg-
licher Eingriff seitens europäischer 
oder amerikanischer Kräfte in Sy-
rien eine Völkerrechtsverletzung. 
Wie kann Deutschland also Flug-
zeuge in den syrischen Luftraum 
schicken, ohne sich einer Völker-
rechtsverletzung schuldig zu ma-
chen? Ganz einfach: Die Bundesre-
gierung muss dem Beispiel Putins 
folgen und in Damaskus anfragen, 
ob deutsche Hilfe im Kampf ge-
gen den „IS“ erwünscht ist. Syri-
en ist immerhin noch Mitglied in 
der UNO, gehörte 1945 sogar zu 
den Gründungsmitgliedern, wäh-
rend Deutschland erst ab 1973 teil-
nehmen durfte. Sollte der Einsatz 
auch über irakischem Territorium 
geplant sein, muss dieselbe Anfra-
ge an Bagdad gerichtet werden. 
Das gilt im Übrigen auch für die 
deutschen Ausbilder, die bereits im 
Nordirak tätig sind. Tut Deutsch-
land das nicht, dann reiht sich Ber-
lin in die Phalanx der US-Vasallen 
ein, die sich schon seit Jahrzehnten 
über jedes Völkerrecht nach Belie-
ben hinwegsetzen. In dieser Hin-
sicht sollte gerade Deutschland be-
sondere Sorgfalt an den Tag legen. 
Auch deswegen, weil die Regie-
rung Schröder/Fischer die Integ-
rität Deutschlands im Fall Jugos-
lawien bereits schwer beschädigt 
hat. Wäre es nicht mehr als pein-
lich, wenn sich Deutschland weni-

ger völkerrechtskonform verhiel-
te als das „aggressive“ Russland?

Wer die arabische Mentalität 
kennt (und auch die Mentalität ei-
niger fehlgeleiteter europäischer 
Jugendlicher), der weiß, was es 
bedeutet, wenn man einer pers-
pektivlosen Jugend tödliche Waf-
fen und damit Macht in die Hände 
gibt. Genau das tut der „IS“, das 
ist Teil seiner Attraktivität. Es ist 
also notwendig, dem „IS“ diese 
Waffen zu nehmen – und das geht 
eben nur mit Gewalt. Und natürlich 
geht es auch ums Geld. Wenn der 
„IS“ seine „Kämpfer“ nicht mehr 
bezahlen kann, wird das bei man-
chen zum Nachdenken führen. Es 
sind also vorrangig drei Ziele zu 
verfolgen, wenn das Morden des 
„IS“ gestoppt werden soll: 1. Der 
Nachschub von Waffen und Muni-
tion muss gestoppt werden. 2. Die 
vorhandenen Waffen müssen neu-
tralisiert und jegliche Zufuhr von 
Geld muss unterbunden werden. 
3. Parallel dazu müssen geeigne-
te Maßnahmen ergriffen werden, 
um den ideologischen Sumpf des 

menschenverachtenden Radikal-
Islamismus auszutrocknen.

Den Kampf gegen den 
„IS“ völkerrechtskon-
form gestalten

Ein Krieg gegen den „IS“ nach den 
Regeln des Völker- oder Kriegs-
rechts ist unmöglich, genauso wie 
ein „Krieg gegen den Terror“ un-
möglich ist. Aber es ist möglich, 
gegen Mörderbanden, wie der 
„IS“ nun mal eine ist, massiv ein-
zuschreiten. Wie Russland – zur 
Schande des Westens – vorgeführt 
hat, kann man sich dabei an das 
Völkerrecht halten. Grundsätzlich 
ist festzustellen, dass jeder Ansatz, 
die Regierung eines souveränen 
Staates stürzen zu wollen, also ei-
nen „Regime-Change“ anzustre-
ben, niemals völkerrechtskonform 
sein kann. Überhaupt muss das 
Vorgehen überdacht werden, ohne 
ein vorhergehendes Verfahren vor 
dem Internationalen Gerichtshof 
Sanktionen gegen Staaten zu ver-

hängen. Bisher sind und waren es 
immer und ausnahmslos die USA, 
die der Welt ihre eigenen „Werte“-
Vorstellungen und stetig wechseln-
den Interessen aufgezwungen ha-
ben. Zahllose unschuldige Zivilsten 
haben dabei ihr Leben und ihre 
Gesundheit verloren.

Das moderne Kriegs- und Völ-
kerrecht ist unter dem Eindruck der 
Grausamkeiten des Ersten Welt-
kriegs geformt worden. Es war 
auch dafür gedacht, der Selbst-
herrlichkeit des British Empire 
Schranken zu setzen. Der Hyb-
ris Washingtons könnte es noch 
heute hinderlich sein, und das ist 
wohl auch der Grund, weshalb die 
USA es einfach ignorieren: Indem 
sie es kategorisch ablehnen, sich 
irgendeinem Urteil eines Interna-
tionalen Gerichtshofes zu unter-
werfen, haben die USA deutlich 
gemacht, dass sie sich über allen 
Gesetzen stehend sehen. Das muss 
sich wieder ändern. Nur wenn sich 
alle an international gültiges Recht 
halten, kann Recht eingefordert 
werden. Versuchen wir also jetzt, 
den Kampf gegen den „IS“ völ-
kerrechtskonform zu gestalten. 
Ein Krieg im herkömmlichen Sinn 
kann es nicht sein.
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Peter Haisenko
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In der Bundesrepublik unter-
stand diese Stay-Behind-Trup-

pe dem Auslandsnachrichtendienst 
BND, der eigentlich im Inland gar 
nicht aktiv werden sollte. Das al-
les geschah hinter dem Rücken 
der dafür zuständigen parlamen-
tarischen Kontrollgremien, denn 
auch ein möglicher Putsch gegen 
gewählte Politiker wurde erwogen. 
Erst Anfang der 1990er-Jahre flo-
gen die illegalen Netzwerke auf 
und es dauerte mehr als 20 Jah-
re, bis der BND Akten zu diesen 
freigab. Über den aktuellen For-
schungsstand zum Thema sprach 
Jens Wernicke mit dem Filmema-
cher und Journalisten Ulrich Stoll, 
der gemeinsam mit dem Geheim-
dienstexperten Erich Schmidt-
Eenboom soeben ein Buch zum 
Thema veröffentlicht hat (Erich 
Schmidt-Eenboom/Ulrich Stoll: 
Die Partisanen der NATO, Ch 
Links: Berlin 2015).
Jens Wernicke: Herr Stoll, so-
eben erschien Ihr Buch „Die Par-
tisanen der NATO“, in dem Sie 
gemeinsam mit Erich Schmidt-
Eenboom den sogenannten Stay-

Behind-Truppen der NATO auf 
dem Gebiet der Bundesrepub-
lik nachspüren, deren Existenz 
vor einigen Jahren der Schwei-
zer Historiker Daniele Ganser 
aufgedeckt hat. Was sind Stay-
Behind-Truppen und wieso gab 
es diese in der BRD?
Ulrich stoll: Nach 1945 und bis 
in die 1970er-Jahre gingen west-
liche Militärs davon aus, dass im 
Kriegsfall weite Teile der Bun-
desrepublik innerhalb weniger 
Tage von den Angreifern über-
rollt würden. Stay-Behind-Netz-
werke sollten nach einem Angriff 
des Warschauer Paktes im besetz-
ten Deutschland, also im Rücken 
der sowjetischen Front, tätig wer-
den – als Saboteure, Schleuser und 
Nachrichtenübermittler.
JW: Diese „Partisanen“, wie Sie 
sie nennen, waren also dazu da, 
um im Falle eines sowjetischen 
Angriffs Widerstand zu leisten? 
Dazu und zu nichts sonst?
U. stoll: Interessant ist an frühen 
Stay-Behind-Netzwerken, die die 
CIA in Westdeutschland aufbau-
te, dass sie auch im Inneren tätig 

werden sollten. Diese Partisanen 
waren oft frühere SS-Männer, die 
von fanatischem Antikommunis-
mus geprägt waren. Sie hatten 
nicht nur das Feindbild Sowjet-
union, sondern misstrauten auch 
allen Demokraten, die nicht bedin-
gungslos hinter den USA standen.
JW: Das heißt, diese Truppen soll-
ten im Zweifelsfall auch gegen 
„linke Regierungen“ aktiv wer-
den? Womit und wodurch denn 
genau?
U. stoll: Reinhard Gehlen teilte 
noch 1956 als Chef der US-geführ-
ten „Org“ und wenige Tage, be-
vor er BND-Präsident wurde, den 
Amerikanern mit, dass er Stay-
Behind-Truppen im Innern gegen 
deutsche Politiker einsetzen wür-
de, falls diese Westdeutschland auf 
Neutralitätskurs bringen würden.

Und eine frühe CIA-geführte 
Stay-Behind-Truppe, der „Bund 
Deutscher Jugend/Technischer 
Dienst (BDJ-TD)“, hatte Anfang 
der 1950er-Jahre ganz konkre-
te Pläne ausgearbeitet, wie man 
linke Demonstrationen bekämp-
fen wollte. Man würde einfach 

in die Menge schießen, frei nach 
dem Motto: „Frühes Blut spart 
viel Blut.“ Die Truppe war also 
zu einem brutalen Vorgehen ge-
gen innenpolitische Gegner bereit 
und wollte KPD- und SPD-Politi-
ker auch gewaltsam aus dem Ver-
kehr ziehen – durch Festnahme 
oder Mord.
JW: Aber, entschuldigen Sie, sind 
derlei Aktionen nicht vielmehr 
als Terrorismus denn als Parti-
sanentum anzusehen?
U. stoll: Ganz klar: Ja. Es kam 
aber nicht zu solchen Gewaltakten, 
weil die Bundesrepublik im Sinne 
der US-Interessen stabil blieb. In 
Griechenland und der Türkei un-
terstützten Stay-Behind-Truppen 
hingegen Militärputsche, und in 
Italien war die dortige Stay-Be-
hind-Organisation „Gladio“ in 
Bombenattentate gegen Polizis-
ten und Bürger involviert. Die Be-
reitschaft, Stay Behind gegen die 
eigene Bevölkerung einzusetzen, 
um eine kommunistische Regie-
rungsbeteiligung zu verhindern, 
war da.
JW: Wer baute diese Organisatio-
nen denn auf und wem unterstan-
den sie? Die Regierenden waren 
offenbar ja nur zu geringen Teilen 
oder gar nicht mit derlei Struktu-
ren vertraut?
U. stoll: Die Regierung Adenau-
er war nicht souverän und musste 
die US-Geheimdienste in Deutsch-
land gewähren lassen. Adenauer 
wusste sicher über Stay Behind 
Bescheid, denn er verhinderte ja 
die Strafverfolgung der Terroris-
ten des BDJ-TD, als diese Grup-
pe aufgeflogen war. Die von der 
CIA aufgebauten Partisanen-Net-
ze wurden 1956 dann vom BND 
übernommen, wodurch der Aus-
landsgeheimdienst rechtswidrig 
im Inland tätig wurde.
JW: Die CIA und der BND stecken 
also – auf verschiedene Arten und 
Weisen und zu verschiedenen Zei-
ten – hinter diesen paramilitäri-

NATO-Terroristen im Untergrund
Im Kalten Krieg existierten in Westeuropa zahlreiche Untergrundorganisationen, die im Fall eines sowjetischen Überfalls 
hinter der Front als Partisanen Sabotageaktionen ausführen sollten. Dazu wurden Kämpfer geschult und geheime Erddepots 
mit Waffen, Sprengstoff und Funkgeräten angelegt.                                                                     von Jens Wernicke

Eine frühe CIA-geführte Stay-Behind-Truppe, der Bund Deutscher Jugend – Technischer Dienst, hatte Anfang der 
1950er Jahre ganz konkrete Pläne ausgearbeitet, wie man linke Demonstrationen bekämpfen wollte.
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schen Einheiten? Und das weit 
überwiegend ohne Wissen der 
Regierenden?
U. stoll: Teile der Regierung müs-
sen Bescheid gewusst haben, die 
parlamentarischen Kontrollgre-
mien wurden jedoch systematisch 
getäuscht und waren bis 1990 ah-
nungslos.

Der BND übernahm 1956 die 
Partisanen-Netze, die in Deutsch-
land nach dem Krieg von ame-
rikanischen, niederländischen, 
dänischen und französischen 
Geheimdiensten aufgebaut wor-
den waren.

Das ist übrigens eine der er-
staunlichsten Erkenntnisse aus den 
jetzt freigegebenen BND-Akten: 
Nicht nur die CIA, sondern wei-
tere westeuropäische Staaten hat-
ten in Deutschland Stay-Behind-
Partisanen rekrutiert. Was in der 
entsprechenden Aufzählung auf-
fällt: Die Briten fehlen.

Britische und US-amerika-
nische Dienste hatten nach dem 
Krieg untereinander die Länder 
aufgeteilt, in denen sie Unter-
grundtruppen aufbauten. In Ös-
terreich und Deutschland muss 
es daher sowohl britische als auch 
US-amerikanische Stay-Behind-
Gruppen in den jeweiligen Be-
satzungszonen gegeben haben. 
Die Briten gewähren, anders als 
die Amerikaner, bis heute jedoch 
keinerlei Akteneinsicht. Die bri-
tische Stay-Behind-Organisation 
verschwindet 1956 also völlig von 
der Bildfläche.
JW: Und bezüglich der Ihnen nun 
vorliegenden Informationen: Wie 
viele Personen waren hier für wel-
che Stay-Behind-Gliederung tä-
tig? Und vor allem: Wie und durch 
wen wurde eine solche überhaupt 
gesteuert und gelenkt?
U. stoll: Die größte frühe Stay-
Behind-Organisation, der BDJ-
TD, hatte 2.800 Kämpfer ausge-
bildet und plante, bis zu 7.000 
Antikommunisten als Partisanen 
zu rekrutieren. Die vom BND ge-
führte Stay-Behind-Organisation 
hatte anfangs rund 500 „Schläfer“, 
die als Partisanen im Kriegsfall 
aktiv werden sollten. Deren Zahl 
sank bis in die 1980er-Jahre auf 
rund 100 Personen. Es gab aber 
eine unbekannte Zahl von Helfern 

und ein paar Dutzend hauptamt-
liche Offiziere. Der militärische 
Arm der Stay-Behind-Organisa-
tion, die als Bundeswehreinheit 
getarnte Lehr- und Ausbildungs-
gruppe für das Fernspähwesen der 
Bundeswehr, sollte auf bis zu 375 
aktive Fallschirmspringer ausge-
baut werden.

Stay Behind wurde von der 
Stay-Behind-Zentrale in München 
aus gesteuert, und das Alliier-
te Koordinationskomitee steuer-
te die gemeinsamen Aktivitäten 
wie etwa multilaterale Übungen.
JW: Sie widmen ein Kapitel in Ih-
rem Buch ja auch dem Oktober-
festattentat. Wäre denn wirklich 
denkbar, dass hier Paramilitärs im 
Auftrag von Sicherheitsdiensten 
oder anderen Akteuren des Tiefen 
Staates gegen die eigene Bevöl-
kerung tätig geworden sind und 
das bis heute unentdeckt blieb? 
Das klingt doch sehr nach Ver-
schwörungstheorie …
U. stoll: Es gibt keinen Beweis, 
dass staatliche Stellen hinter dem 
Oktoberfestattentat stecken. Aber 
die Informationsblockade der Bun-

desregierung zu Stay Behind und 
die viel zu schnelle Festlegung auf 
Gundolf Köhler als Einzeltäter, der 
ohne Hilfe die Oktoberfestbombe 
gebaut, transportiert und gezündet 
haben soll, hat Raum für Speku-
lationen geschaffen.

Das könnte die Bundesregie-
rung durch Aktenfreigabe klä-
ren. Aber erst seit dem letzten Jahr 
ist dem Oktoberfest-Opferanwalt 
Werner Dietrich Einblick in Er-
mittlungsakten gewährt worden. 
Und erst jetzt ermittelt der Gene-
ralbundesanwalt wieder – auf öf-
fentlichen Druck hin und nachdem 
fast alle Asservate längst vernich-
tet sind.

Die Rolle des Rechtsterroristen 
Heinz Lembke ist auch noch voll-
ständig ungeklärt – auch hier ein 
viel zu schnelles Ermittlungsen-
de trotz deutlicher Hinweise auf 
Mittäter bei der Beschaffung von 
Waffen und Sprengstoff. Das hat 
Verschwörungstheorien Raum ge-
geben – wie jetzt auch beim NSU, 
den der Generalbundesanwalt ja 
auch nur als isoliertes Trio se-
hen will.

Die Anschläge in Bologna 1980  

Die Anschläge in Madrid 2004 (Foto :journalists unleashed)

„Schon in den frühen 
fünfziger Jahren sorgte die 

BDJ-Affäre für entsprechende 
Schlagzeilen. Im Januar 1953 
verboten mehrere Landesin-
nenminister den drei Jahre 
zuvor gegründeten Bund 

Deutscher Jugend (BDJ) und 
dessen Technischen Dienst 
(TD). Tatsächlich stellte das 
eine, der Bund, den legalen 
Mantel für das andere, für 

den konspirativ organisierten 
Dienst dar. Unter Leitung des 
Arztes und Publizisten Paul 
Lüth sollte mit ehemaligen 
Soldaten der Wehrmacht 

und Waffen-SS eine bewaff-
nete Organisation aufgebaut 

werden, mit der man im 
Falle eines Linksrucks in der 
Bundesrepublik oder gar des 
befürchteten Einmarsches 
der Ostblock-Armeen den 

Partisanenkampf aufnehmen 
wollte. Bei Razzien gegen die 
Doppelorganisation, die nach 
außen als Vereinigung in der 

Tradition der bündischen 
Jugend auftrat, hatte die 

Polizei 1952 auch Mordlisten 
mit Namen von prominen-
ten SPD-Politikern wie Erich 
Ollenhauer gefunden.Um-

fangreiche Untersuchungen 
der damaligen hessischen 
Landesregierung ergaben, 

dass der BDJ/TD – quasi als 
klandestiner Verbündeter 
im Kalten Krieg – von US-
Geheimdiensten finanziert 

und mit Waffen und Bomben 
versorgt wurde. Und der Prä-
sident des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz stellte im 
November 1952 mäßig über-
rascht fest, dass die vom 

BDJ/TD verwendeten Perso-
nenblätter zu ihrer Mordliste 
„in Anlage und Aufbau jenen 
gleichen, wie sie das Bundes-
amt für Verfassungsschutz 
verwendet“. Ganz offen-
sichtlich hatten Lüth und 
die Seinen entsprechende 
Unterstützung erhalten.“ 

Die Zeit: „Für Volk und Nation“
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JW: Und derlei „Untergrundar-
meen“, wie Sie sie im Buch auch 
nennen – nach der Abwicklung der 
bekannten Stay-Behind-Netzwer-
ke ab 1991 dürfte derlei nun als 
„erledigt“ erachtet werden, ja? 
Ich frage, weil mir Wolf Wetzel 
im Interview vor einigen Tagen 
zumindest andeutete, die Staats-
praxis im Bereich des NSU werfe 
doch mehr und mehr die Frage 
auf, ob dieser nicht etwa, wie gern 
behauptet, weniger von diesem 
„überwacht“ als vielmehr durch 
diesen überhaupt erst ermöglicht 
und später geschützt worden sei.
U. stoll: Da sind wir wieder im 
Bereich der Verschwörungstheo-
rien. Ich kann mir den NSU nicht 
als staatlich gesteuerte Terrortrup-
pe vorstellen. Gleichwohl ist es 
falsch, das von V-Leuten der Ge-
heimdienste durchsetzte Umfeld 
des Trios nicht genau zu durch-
leuchten. Da hat der Generalbun-
desanwalt offenbar eine Beißhem-
mung wie damals beim Umfeld 
Köhlers, wo es von V-Leuten eben-
falls wimmelte. Das nährt natür-
lich den Verdacht, dass staatliche 
Zuträger damals wie heute von 
Gewalttaten wussten oder sie so-
gar förderten.

Zu Stay Behind will ich aber 
noch etwas zu bedenken geben: In 
den 1970er-Jahren fand ein Anwer-
beversuch eines hohen deutschen 
Offiziers im Verteidigungsminis-
terium durch britische Offiziere 
statt. Es gab damals also weiter-
hin eine britische Stay-Behind-
Gruppe in Deutschland, die bis 
heute geheim gehalten wird und 
die natürlich nie parlamentari-
scher Kontrolle unterlag.

Darüber hinaus hat die Bun-
desregierung zwar immer betont, 
dass ihre Stay-Behind-Organisa-
tion seit Anfang der 1970er-Jahre 
unbewaffnet gewesen sei. Es wur-
den jedoch noch in den 1990er-
Jahren Waffen- und Funkausrüs-
tungslager geborgen. Das wurde 
uns 18 Jahre lang verschwiegen. Es 
ist also denkbar, dass es noch im-
mer Stay-Behind-Sprengstoff- und 
Waffendepots gibt und also auch 
die Gefahr, dass Unbefugte die-
se entdecken und nutzen können.
JW: Damit ich nicht durcheinan-
derkomme: Es gab eine deutsche 

Stay-Behind-Organisation, die 
ursprünglich von der CIA aufge-
baut worden war, und davon un-
abhängig noch mindestens eine 
niederländische, dänische und 
französische sowie eine bis heu-
te vollkommen unerforschte bri-
tische?
U. stoll: Ganz genau, das ist in 
den deutschen Papieren akten-
kundig. Aber wir haben bis heute 
nicht die ergänzenden Akten der 
Alliierten zur Verfügung.
JW: Und mit derlei Wissen und Ent-
hüllungen: Wie gehen Sie damit 
um? Welche Schlüsse ziehen Sie 
daraus? Was sind Ihre Wünsche 
und Forderungen an die politi-
sche Debatte im Land?
U. stoll: Das Europäische Par-
lament hat 1990 nach der Ent-
tarnung des Gladio-Terrornetz-
werkes gefordert, dass in allen 
EU-Ländern Untersuchungsaus-
schüsse eingesetzt werden. Gla-

dio war der Übungspartner der 
deutschen Stay-Behind-Organi-
sation. Doch obwohl der BND 
dankenswerterweise einige Ak-
ten zur Stay-Behind-Organisati-
on freigegeben hat, werden Hin-
weise auf Partnerorganisationen 
weiterhin zurückgehalten. In nur 
drei Ländern gab es bisher Un-
tersuchungskommissionen, und 
die wurden zudem oftmals, wie 
etwa in Belgien, auch noch un-
zureichend informiert.

Dabei ist Stay Behind Zeitge-
schichte, und dieses düstere Ka-
pitel sollte endlich europaweit un-
tersucht und aufgearbeitet werden. 
Zum einen, um Spekulationen um 
staatlichen Terror entgegenzutre-
ten, zum anderen, um endlich den 
Bürgern Europas das Ausmaß die-
ser ungesetzlichen und gefährli-
chen Aktivitäten zu offenbaren.
JW: Da Sie gerade noch einmal 
„ungesetzlich“ sagten: Wenn das 

parlamentarische Kontrollgremi-
um belogen wurde und die Stay-
Behind-Gruppen zumindest poten-
ziell auch als Terroristen gedacht 
waren – wieso gibt es eigentlich 
keine Ermittlungen gegen in die-
se Machenschaften verstrickte 
Politiker, Geheimdienstler und 
andere Akteure? Noch jenseitiger 
des Grundgesetzes geht es doch 
gar nicht …
U. stoll: Eine solche Ermittlung 
könnte der Generalbundesanwalt 
einleiten. Er hat es jedoch 1990 
nicht getan, als die Stay-Behind-
Strukturen noch bestanden. Und 
heute dürfte es noch schwerer sein, 
Belege und Zeugen zu finden. Po-
litiker wie der damalige Kanzler-
amtsminister Lutz Stavenhagen 
oder die damaligen Verteidigungs-
minister leben nicht mehr.
JW: Ich bedanke mich für das Ge-
spräch.

Dieser Text erschien zuerst auf nachdenk-
seiten.de nach Creative Commons Lizenz 
2.0 Non-Commercial. unter der URL <http://
www.nachdenkseiten.de/?p=29105>.
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Der amerikanische Spezialist 
für Geheimdienste, Wayne 

Madsen, informierte in dieser Wo-
che, dass es ihm gelungen sei, über 
3.800 Dokumente aus den Kellern 
der CIA zu sichten. Dabei handelt 
es sich um Akten, die den gehei-
men Krieg der dunklen Mächte in 
der ukrainischen Sowjetrepublik 
betreffen. Wayne Madsen berich-
tet von zwei großen Operationen 
nach 1945. Am Anfang stand die 
Unterstützung von Rechtsradika-
len und Nationalisten, um einen 
Bürgerkrieg zu entfachen.

Madsen spricht von einer „Stra-
tegie der Nazifizierung“, da sich 
die Operation wesentlich auf An-
hänger von Stephan Bandera aus 
dem II. Weltkrieg stützte. Ange-
legt waren die Operationspläne 
auf über 40 Jahre. Sie begannen 
als eine paramilitärische Operati-
on für die Finanzierung und Aus-
rüstung von antisowjetischen Re-
bellen in der Ukraine. Das Ziel 
bestand in der Frühphase darin, 
die Ukraine zu destabilisieren. Ab 
den 1960er Jahren wandelte sich 
die Operation hin zu verschiede-
nen Propagandaaktivitäten.

Im Mittelpunkt der Recherche 
steht das Projekt Aerodynamic, zu 
dem mehrere einzelne Operatio-
nen wie „Capacho“ gehörten. Die 
CIA stützte sich auf Exil-Ukrai-
ner, die im Westen lebten und in 
die Ukraine gebracht wurden. Als 
Ansprechpartner der amerikani-
schen Geheimdienste nennen die 
Akten den Ukrainian Supreme 
Liberation Council (UHVR), die 
Organization of Ukrainian Nati-
onalists (OUN) und deren Gue-
rilla-Truppe, die Ukrainian In-
surgent Army (UPA). Zusätzlich 
baute die CIA gemeinsam mit dem 
britischen MI-6 einen politischen 

Partner im Westen auf, der nach 
außen sogar kritisch gegenüber 
Bandera auftrat, die ZP-UHVR.

Ein Top-Secret CIA-Dokument 
vom 13. Juli 1953 beschreibt Pro-
jekt Aerodynamic wie folgt:

„Der Zweck des Projekts Aero-
dynamic ist die Nutzung und der 
Ausbau eines antisowjetischen, 
ukrainischen Widerstands für den 
Kalten Krieg und für heiße Kriegs-
zwecke. Dafür werden Gruppen 
wie der ukrainische „Oberste Rat 
der Befreiung“ (UHVR) und sei-
ne „Ukrainische Aufstandsarmee“ 
(UPA), sowie die Auslandsvertre-
tung des ukrainischen „Obersten 
Rates der Befreiung“ (ZEPHYR) 
in Westeuropa und den Vereinig-
ten Staaten sowie andere Organi-
sationen wie die OUN/B genutzt.“

Bei der OUN/B handelte es 
sich um die Bandera-Fraktion der 
ukrainischen Nationalisten. Ihre 
Neonazi-Sympathisanten unter-
stützen heute in der Ukraine die 
aktuelle Regierung und haben Po-
sitionen in mehreren lokalen und 
regionalen Regierungen. Inzwi-
schen zeigte die historische Auf-
arbeitung, dass die Behörden der 
USA nach dem Krieg zahlreiche 

Nazi-Kollaborateure und Kriegs-
verbrecher retteten, um sie gegen 
die Sowjetunion einzusetzen.

„Die OUN, UPA und auch 
die Waffen-SS Galizien 

wurden durch den gesam-
ten Kalten Krieg von ihren 
Veteranen, die 1944 die 
Ukraine mit Deutschen 
verlassen hatten, als 

antikommunistische Hel-
den verklärt und für den 
Kampf gegen die Sowjet-

union instrumentalisiert.“  
 

Wie diese Instrumentalisierung 
genau ablief, zeigen nun die von 
Wayne Madsen untersuchten Ak-
ten. Im Rahmen des Projekts Ae-
rodynamic wurden Agenten inner-
halb der Sowjetunion abgesetzt. 
Sie nahmen Kontakte mit der „uk-
rainischen Widerstandsbewegung“ 
auf. Die OUN verfügte über einen 
eigenen Geheimdienst, den SB, 
der die Kontakte herstellte. Die 
CIA setzte aus der Luft außer-
dem Funkgeräte, Ausrüstungsma-

terial und Waffen ab. Die meisten 
Agenten erhielten ihr Training in 
Deutschland vom Militärgeheim-
dienst US Army’s Foreign Intelli-
gence Political and Psychological 
(FI-PP). Die Kommunikation lief 
über die abgesetzten Funkgeräte 
und geheime Kuriere.

In der Westukraine kämpften 
etwa 30.000 UPA-Angehörige. Sie 
begannen nach 1945 einen blu-
tigen Guerillakrieg, dem nach 
Einschätzung der CIA bis 1951 
etwa 35.000 Menschen zum Op-
fer fielen. Diese Angabe stammt 
von Frank Wisner, dem Chef des 
CIA-Planungsstabs. Die terroris-
tischen Operationen richteten sich 
nicht nur gegen Polizeikräfte und 
kommunistische Parteifunktionä-
re, sondern auch gegen die Zivil-
bevölkerung, darunter vor allem 
die überlebenden Juden.

Die deutsche „Organisation 
Gehlen“ und der spätere BND 
waren im Projekt Aerodynamic 
enge Kooperationspartner, wie 
Historiker Grzegorz Rossoliński-
Liebe an anderer Stelle betonte. 
Kein anderer westlicher Geheim-
dienst unterstützte die Organisa-
tion Ukrainischer Nationalisten 
(OUN) so intensiv wie der BND 
in München. Das OUN-Organi-
sationszentrum in der Münche-
ner Zeppelinstraße, wo Bandera 
bis zu seinem Tod 1959 wirkte, 
war nach dem Zweiten Weltkrieg 
einer der Sammelpunkte ukraini-
scher Faschisten.

Propaganda, Verlage 
und NGOs
Die Dokumente zeigen, dass das 
Projekt Aerodynamic bis in die 
Amtszeit von Richard Nixon in 
den 1970er Jahren lief. Allerdings 

Das Phänomen von Faschisten in der Ukraine existiert seit der Orangenen 
Revolution. Aber diese Netzwerke wurden schon über 50 Jahre lang vorbe-
reitet, aufgebaut und unterstützt, was jetzt von der CIA bestätigt ist. 
(Foto: Mstyslav Chernov, CC BY-SA 3.0 )

Hintergrund-Analyse: CIA-Proxy-
War in der Ukraine seit 1945
Die CIA musste nach dem Freedom of Information Act (FOIA) 3.800 Dokumente über den verdeckten Krieg in der Ukraine 
freigeben. Die CIA-Aktivitäten deckten zu Sowjetzeiten bereits ein breites Spektrum an Operationen ab, von der Unterstüt-
zung eines Bürgerkriegs bis zur Propagandaschlacht. Vieles erinnert an aktuelle Strategien in Syrien und anderen Ländern. 

von RT Deutsch

HISTORIKER GRZEGORZ ROSSOLISKI-LIEBE
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wandelte sich der Charakter der 
Operationen. Nach der militäri-
schen Niederlage in der Ukraine in 
den 1950er Jahren, nahm das Pro-
gramm eher die Form von psycho-
logischer Kriegsführung an. Die 
CIA richtete eine Propagandakom-
panie in Manhattan ein, die anti-
sowjetische Literatur für die uk-
rainischen Nationalisten druckte 
und vertrieb, das Material wurde 
in die Ukraine geschmuggelt. „Das 
neue Schlachtfeld“, schreibt Way-
ne Madsen, „waren nicht sumpfi-
ge Rückzugsgebiete in der Nähe 
von Odessa oder kalte verlasse-
ne Lagerhallen in Kiew, sondern 
das Zentrum der weltweiten Me-
dienökonomie, seine Verlage und 
Rundfunkmedien.“

Dieser Schwenk zur Propagan-
da basierte möglicherweise auch 
auf Erfolgen, die die CIA in dieser 
Zeit in den USA und Westeuropa 
machte. Mit dem „Kongress für 
kulturelle Freiheit“ finanzierte der 
Geheimdienst zahlreiche Künstler 
und Schriftsteller für einen Propa-
ganda-Kreuzzug gegen die Sowje-
tunion. Anders als in der Ukraine 
arbeitete die CIA hier hauptsäch-
lich mit linken Kritikern des Sow-
jetsystems zusammen. Prominen-
te Figuren auf der Gehaltsliste des 
amerikanischen Auslandsdienstes 
waren Arthur Koestler („Sonnen-
finsternis“) oder auch die deutsche 
Kommunistin Ruth Fischer, eine 
ehemals linksradikale Kritikerin 
Moskaus.

Die Historikerin Frances Saun-
ders stellte in ihrer Forschungsar-
beit fest: „Die CIA spielte bereits 
eine Weile mit dem Gedanken, 
dass wohl kaum jemand die Kom-
munisten besser bekämpfen konnte 
als ehemalige Kommunisten. Der 
kommunistische Mythos ließ sich 
ihrer Meinung nach nur zerstören, 
wenn man nicht-kommunistische 
Vertreter der Linken für eine Über-
zeugungskampagne mobilisierte.“

Das verdeutlicht zum einen, 
dass der Geheimdienst auch früh-
zeitig Proxy-Strategien bei der 
Propaganda verwendete und an-
dererseits, dass es der CIA insge-
samt völlig gleichgültig war, ob 
sie Nazis und Kriegsverbrecher 
oder aber linksradikale Gruppen 
für ihre Ziele einspannte. 

Für die Ukraine, das zeigen die 
nun veröffentlichten Akten, nann-
te sich das scheinbar unabhängi-
ge CIA-Frontprojekt „Prolog Re-
search and Publishing Associates, 
Inc.“. Später wurde dieser Verlag 
einfach in Prolog umbenannt. Der 
Verlag veröffentlichte in ukraini-
scher Sprache das Prolog-Maga-
zin. Die CIA bezeichnete Prolog 
als ein „Non-Profit-Projekt, von 
der Steuer befreite Abdeckung 
durch eine Firma für ZP/HUVR-
Aktivitäten“. Unter welcher „ju-
ristischen Person“ die CIA das 
Projekt laufen ließ, bleibt bis heu-
te „Verschlusssache“. Allerdings 
zeigen die nun freigegebenen ge-
heimen CIA-Dokumente, dass die 
Mittel für Prolog über das New 
Yorker Büro abgerechnet wurden.

Eine wichtige Rolle spielte na-
türlich das Büro in Bayerns Lan-
deshauptstadt München. Wie aus 
den Dokumenten hervorgeht, wur-
de dessen Finanzierung über ein 
getrenntes Konto ausgewiesen. Im 
Jahr 1967 fusionierte die CIA die 
Aktivitäten der Prolog München 
und das Münchner Büro der ver-
bannten ukrainischen Nationalis-
ten, die Zeitschrift „Suchasnist“. 
Das Münchner Büro unterstütz-
te auch die „Ukrainische Gesell-
schaft für Auslandsstudien“. Im 
Jahr 1969 begann Aerodynamic 
sich den Krimtataren und ihren 
Problemen zuzuwenden.

Die neue Zeit: Bis zum 
bitteren Ende
Als der internationale Luftverkehr 
zunahm, stieg auch die Zahl der 

Besucher aus dem Westen in der 
sowjetischen Ukraine. Diese Rei-
senden waren von großem Inter-
esse für Aerodynamic. Reisende 
wurden von CIA-Agenten gebe-
ten, konspirativ Prolog-Materia-
lien in die Ukraine zu transpor-
tieren, die natürlich alle von der 
Sowjetregierung verboten waren. 
Später begannen die Aerodyna-
mic-Agenten sich auch ukraini-
schen Besuchern in Osteuropä-
ischen Ländern zu nähern, vor 
allem sowjetisch-ukrainischen Be-
suchern in der Tschechoslowakei 
während des «Prager Frühlings» 
von 1968. Die ukrainischen CIA-
Agenten erhielten ebenfalls die 
Anweisung, subversive Literatur 
in die Ukraine zu bringen.Aero-
dynamic lief unter dem Codena-
men „Qrdynamic“ in den 1980er 
Jahren weiter. 

Es wurde innerhalb der CIA 
vom Bereich „Politisches und psy-
chologisches Personal für das so-
wjetische Osteuropa“ geleitet und 
führte eigene Covert-Action-Pro-
gramme durch. Prolog erweiter-
te seinen Betrieb von New York 
und München nach London, Pa-
ris und Tokio. Qrdynamic begann 
in dieser Zeit, seine Operationen 
mit dem Hedge-Fonds-Tycoon 
George Soros zu verbinden. Da-
bei ging es vor allem um die Hel-
sinki-Watch-Group in Kiew und 
Moskau, die George Soros finan-
zierte. Außerdem verteilten die 
Agenten Zeitschriften und Bro-
schüren, Audio-Kassetten und 
selbstfärbende Stempel mit anti-
sowjetischen Nachrichten, sowie 
Aufkleber und T-Shirts.

Zudem erweiterte Qrdynamic 
seine Tätigkeiten auch auf Chi-
na. Die dortigen Agenten wur-
den offensichtlich aus dem Büro 
in Tokio geleitet. Weitere Schwer-
punkte der Operation waren in den 
1980er Jahren die Tschechoslowa-
kei, Polen, Estland, Litauen, Lett-
land, Jugoslawien, Afghanistan, 
das sowjetische Zentralasien und 
die sowjetische Pazifik-Küste. Qr-
dynamic bezahlte auch Journalis-
ten als Einfluss-Agenten für ihre 
Artikel. Diese Journalisten wur-
den in Schweden, der Schweiz, 
Australien, Israel und Österreich 
angeworben.

Als jedoch Mitte der 1980er 
Jahre Glasnost und Perestroika 
einsetzen, begannen sich die Per-
spektiven von Qrdynamic zu ver-
schlechtern. Die hohen Kosten 
für die Miete in Manhattan führ-
ten dazu, dass das Projekt sich 
neue Räume in New Jersey su-
chen musste.

Die zuständige Staatssekretärin 
für Europa und Eurasien, Victo-
ria Nuland, erklärte gut zwei Jahr-
zehnte später vor dem US-Kon-
gress, dass die Vereinigten Staaten 
etwa fünf Milliarden US-Dollar in-
vestiert hätten, um Russland nach 
dem Zusammenbruch der Sowje-
tunion die Kontrolle über die Uk-
raine zu entreißen.

<http://
www.free21.
org/?p=19955>

Quellen:
Novorussia: <http://novorossia.
today/documents - revea l- a-
dangerous-web- in-ukraine-
since-1951-a-cia-anti-soviet-
project>
Suchfunktion in den freigegebe-
nen CIA-Dokumenten (Link führt 
zu CIA-Seite) <http://www.foia.
cia.gov/search/site/>

Dieser Text wurde zuerst auf RT 
Deutsch unter der URL <https://
deutsch.rt.com/international/36412-
evergreen-cia-proxy-war-ukraine/> 
veröffentlicht.

Erste Seite des PDF-Dokumentes „Aerodynamic“ (CIA-Dokument)
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Rassismus ist nicht nur, wenn 
Menschen aufgrund ihrer 

ethnischen Herkunft benachtei-
ligt, sondern auch, wenn sie aus 
den gleichen Gründen im Ver-
gleich zur Mehrheitsgesellschaft 
bevorteilt werden. In beiden Aus-
prägungen dieses Rassismus be-
gründet die Andersartigkeit eine 
Sonderbehandlung, die die Min-
derheit von der Mehrheit syste-
matisch normativ unterscheidet.

Auch wenn sich ein gut ge-
meinter „linker“ Rassismus als 
Gegenreaktion auf einen bösarti-
gen „rechten“ Rassismus gründet, 
stellt er ebenso ein Hindernis für 
die Integration dar, weil er sich 
auf die gleichen vermeintlichen 
Unterschiede im Menschsein be-
ruft und diese damit nicht weni-
ger manifestiert, als dies durch 
einen ablehnenden Rassismus ge-
schieht. Vollständige Integration 
kann aber prinzipiell nur durch 
eine allumfassende gesellschaft-
liche Gleichbehandlung gesche-
hen, die letztlich idealerweise zu 
einer von Stereotypen und Vor-
urteilen befreiten Normalisie-
rung in der Wahrnehmung der 
„Anderen“ führt.

Zur Normalisierung in der 
Wahrnehmung gehört die simp-
le Tatsache, dass Migranten ge-
nauso kriminell, bösartig und 
selbstverständlich auch rassis-
tisch sein können wie die Gesell-
schaft, von der sie aufgenommen 
werden möchten. Während ein 
bösartiger Rassismus dadurch 
gekennzeichnet ist, dass er unbe-
wusst oder mit Vorsatz alle ne-
gativen Merkmale, Verhaltens-
muster, Normabweichungen oder 
Missachtungen der Gesetze und 
Gepflogenheiten durch Migran-
ten in den Fokus der gesellschaft-
lichen Wahrnehmung drücken 
will, verschließt der naive „lin-
ke“ Rassismus die Augen selbst 
dann, wenn die anti-sozialsten 
Subjekte unter den Migranten 
sich schwerster Straftaten schul-
dig machen.

In beiden Fällen ist eine oft-
mals ideologisch motivierte, man-
gelnde Bereitschaft zur Differen-
zierung die Ursache. Der politisch 
motivierte Ausländerfeind will 
Migranten als Kriminelle sehen 

und will, dass ihm andere in die-
ser Sichtweise folgen, um poli-
tische Entscheidungen in seine 
Richtung zu beeinflussen und 
die Zuwanderung auf ein für ihn 
erträgliches Maß zu begrenzen.

Auf der anderen Seite positi-
oniert sich der politisch-ideolo-
gisch motivierte Migrantenum-
armer dezidiert als Gegenpol zu 
dieser Ausländerfeindlichkeit, 
verschweigt, verharmlost oder 
verleugnet nicht hinnehmbare 
Regelbrüche und verfestigt damit 
genau die Fronten, die durch die 
ausländerfeindliche Ablehnung 
errichtet wurden.

Im ideologischen Kampf um 
die Mehrheitsmeinung spielt der 
naive Immigrationsbefürworter 
denjenigen, die Zuwanderung 
aus rassistischen Gründen ableh-
nen, auf diese Weise in mehrfa-
cher Hinsicht in die Hände: Er 
manifestiert die Andersartigkeit 
durch Vorzugsbehandlung, ver-
hindert gesellschaftlich notwen-
dige Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Kriminalität (zu der die 
Ausweisung als legitime Maß-
nahme gegen Personen gehört, 
die noch nicht als Staatsbürger 
rechtlich gleichgestellt sind) und 
macht sich und seine Position aus 
Sicht einer politisch in dieser Fra-
ge noch unentschiedenen Mit-
te vollkommen unglaubwürdig.

Es gibt aktuell viele schlech-
te Beispiele für diese Form ei-
nes „positiven“ Rassismus. Er 
beginnt, wenn Polizeiführungen 
und Medien aus bekannten politi-
schen Gründen kriminelle Taten 
unter den Teppich kehren wollen, 
wenn die Möglichkeit besteht, 
dass es sich bei den Tätern um 
„schutzbedürftige Flüchtlinge“ 
handelt – obwohl die besagten 
Täter in Wahrheit nur Migran-
ten sind, vor deren Kriminalität 
Einheimische und echte Flücht-
linge geschützt werden müssen. 
Der „positive“ Rassismus steigert 
sich, wenn diese Kriminalität – 
wenn sie denn nicht mehr geleug-
net werden kann – dadurch rela-
tiviert werden soll, dass man die 
banale Tatsache, dass auch Ein-
heimische Sexualdelikte begehen, 
in einem vergleichenden Diskurs 
in den Vordergrund rückt.

(Foto Dirk Schäfer auf Flickr.com CC BY 2.0)

Linker und rechter 
Rassismus
Ideologische Irrwege – linker und rechter Rassismus im Fall 
der Übergriffe auf Frauen in der Silvesternacht: Grundsätz-
lich ist Ideologie immer im Weg, wenn es darum geht, die 
Welt objektiv wahrzunehmen, zu bewerten und Schlüsse 
zu ziehen. Das gilt für Links genauso wie für Rechts. Die 
ausländerfeindliche Hetze ist nur das ideologische Pendant 
zu einer genauso ideologisch motivierten Willkommenskultur 
naiver Linker. Rassistisch sind beide und es ist zu befürchten, 
dass die früher oder später enttäuschten Liebesbekundungen 
naiver Refugees-Welcome-Klatscher eines Tages umso heftiger 
ins Gegenteil umschlagen. Eine Gesellschaft mit ideologischen 
Leitplanken zu steuern, führt immer in den Abgrund. Politi-
sche Entscheidungen haben sich nach bestem Wissen und 
Gewissen an den verfügbaren Informationen zu orientieren 
und nicht an reduktionistischen Gesellschaftsentwürfen. 

vom Watchblog „Propagandaschau/Propagandamelder“

(Foto: Pixabay.com, public domain)
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Im „Propagandamelder“ hat ein 
Leser mit dem Pseudonym „P.B.“ 
einen Kommentar eingestellt, der 
diese kontraproduktiven Verirrun-
gen gutmeinender Bürger und ei-
nes linken Journalismus mit wei-
teren Beispielen unterfüttert:

Silvester-Übergriffe:  
Wie sich linke  
Intellektuelle in die  
Irrelevanz arbeiten
von P.B.: Linke machen – teils 
bewusst, teils unbewusst – die-
selben Propaganda-Fehler, die sie 
sonst anderen vorwerfen: Aus-
lassungen, Umdefinieren, Fokus 
verlagern, Relativieren, mehr In-
formationen für die bevorzugte 
Deutung suchen usw. Vielleicht 
aus Furcht, dass die Leser nicht so 
(politisch) korrekt mit einer nüch-
ternen Fallanalyse umgehen wür-
den, wie die Journalisten selbst. 
Doch wem hilft das?

Ich würde diese Befürchtung 
verstehen, denn Menschen sind 
emotionale Wesen und Aufklä-
rung wirkt langfristig. Doch die 
eigene Propaganda, vom ver-
meintlich besseren Standpunkt 
aus, schadet genauso wie die frem-
de Propaganda.

Dem Staat und der Polizei wird 
häufig ein blindes Auge gegenüber 
Rechtsradikalen attestiert. Nur: 
Inwiefern haben Linke selbst ein 
blindes Auge – gegenüber Krimi-
nalität von Menschen mit Migra-
tionshintergrund? 

Wenn der Kompass und Fokus 
bei Vorfällen wie dem aktuellen 
verloren geht oder Komplexität gar 
auf den eigenen ideologisch ge-
wünschten Fokus reduziert wird, 
dann erkennen die Leser das viel-
leicht nicht sofort. Doch die Men-
schen spüren das – und wenden 
sich ab.

Es hilft weder den Frauen, die 
Opfer sexueller Übergriffe wur-
den, noch den Frauen, die sich 
davor schützen wollen, noch den 
friedliebenden Menschen mit Mi-
grationshintergrund, noch den an-
deren Bürgern oder gar der Lin-
ken. Zu befürchten ist: Am Ende 
hilft es nur den Tätern und den 
Rechtsradikalen.

Köln-Hauptbahnhof – das Empfangsgebäude bei Nacht (Foto: Raimond Spekking, CC BY-SA 4.0)

Thema ausblenden

Der Mainstream (mit seinen 
laut Uwe Krüger hauptsächlich 
rot-grün wählenden Journalis-
ten) berichtet bei einem Mas-
senereignis erst nach 4 bis 5 
Tagen; links stehende Medien 
tun sich mit dem Thema offen-
bar schwer. [1] 

Zusammenhänge  
ausblenden

z.B. der Kultur, des sozialen Mi-
lieus und des Frauenbildes in pa-
triarchalischen Familienstruktu-
ren [die bei Migranten statistisch 
eklatanter sind] [13];
z.B. dass so etwas in deutschen 
Großstädten häufig vorkommt 
– nicht in großen Massen, aber 
doch oft begangen vor allem von 
besagter Personengruppe [11];
z.B. dass es eben doch Hinwei-
se von Anfang an gab, die lei-
der auf einen Zusammenhang 
zu Flüchtlingen aus bestimmten 
Ländern hinweisen [12];
z.B. dass aktuell sehr viele Men-
schen nach Deutschland kom-
men, die eben genau den be-
schrieben Hintergrund haben.

Focus verlagern
Auslassen: 
von Täterbeschreibungen, die der 
Aufklärung und der Einschät-
zung künftiger Gefahren dienen.

Umlenken:
Diebstahl in den Vordergrund 
rücken und als Ziel darstellen: 
„Antanztricks organisierter Ban-
den“. [9]
Umdefinieren:
„Männergewalt“ anstatt „Ge-
walt junger Männer mit arabi-
schen Wurzeln“. [5]
Verallgemeinern:
Kernthema von „Gewalt be-
stimmter Gruppen in Massen“ 
ausweiten auf „sexualisierte Ge-
walt von Männern generell“. [14]
Sündenbock finden:
Polizeiversagen bemängeln, 
Suggestion: „Dann wäre das 
nicht passiert!“ [8]
Relativieren:
„Da haben wohl einige Männer 
Silvester […] genutzt, um sich als 
Macker […] aufzuspielen.“ [2]
Verniedlichen: 
„Ein paar grapschende Auslän-
der und schon reißt der Firnis 
der Zivilisation.“ [16]
Verwirren:
Suggestivfragen, die moralisch 
verwirren: „Ist der Sexist im-
mer der Moslem?“ [1] (Natür-
lich nicht! Tut aber auch nichts 
zur Sache.)
Übertreiben: 
extreme Quellen nennen (die 
zudem kaum jemand kennt!), 

um vor politisch unerwünschter 
Richtung zu warnen [3]
Quellen missachten: 
Zeugenaussagen, die zu diesem 
Zeitpunkt bereits bekannt waren, 
missachten oder anzweifeln [5]
Denkverbote erzeugen – 1: 
patriarchale Gewalt darf nicht 
mit flüchtenden Menschen ver-
bunden werden – trotz Zeugen- 
und Polizeihinweisen! [4]
Denkverbote erzeugen – 2: 
schlimmste fehlgeleitete (Le-
ser-)Kommentare zitieren, um 
eine ganze Debatte zu diskre-
ditieren [15] 
Denkverbote erzeugen – 3: 
unterstellen, dass die Nennung 
bestimmter jugendlicher Täter-
gruppen „ethnisieren“ würde 
und damit rassistisch wäre [6]
Ablenken: 
auf andere Zusammenhänge und 
Themen (Bayern und Gewalt auf 
dem Oktoberfest) [7]
Verlagerung auf eine  
Meta-Ebene: 
„Politiker X und Journalist Y 
benutzen die Sprache falsch!“ 
(Verschiebung des Fokus)
Lächerlich machen:
akzeptierte Normen rezitieren 
und unzulässigerweise auf die-
sen Fall anwenden, damit der 
Leser die Logik einer an sich 
richtigen Feststellung fälschli-
cherweise überträgt und sich so 
bei „seinem Rassismus“ ertap-
pen soll [17]

Beispiele:
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Quellen:
[1]  „ I s t  der Sex is t  immer der 
Moslem?“ <http://www.heise.de/
t p /n e ws / I s t - d e r - S e x i s t - i m m e r -
d e r - M o s l e m - 3 0 6 2 1 6 6 . h t m l > 
„Konjunkturritter der Angst: Neujahrs-
nacht in Köln“ <https://www.jungewelt.
de/2016/01-06/032.php>
[2] „Die ersten Gedanken zu diesem 
Ablaufbericht waren: Da haben wohl 
einige Männer Silvester wie so oft wieder 
einmal genutzt, um sich als Macker und 
Sexisten aufzuspielen. Das kommt wohl 
nicht nur in Köln alljährlich vor. Nur gibt 
es heute zum Glück genügend Frauen, 
die ein solches Verhalten nicht mehr 
bereit sind hinzunehmen, was an den 
vermehrten Anzeigen deutlich wird.“ 
<http://www.heise.de/tp/news/Ist-der-
Sexist-immer-der-Moslem-3062166.
html>
[3] „Nicht Männergewalt, sondern 
Ausländerkriminalität steht im Mittel-
punkt. ‚Plötzlich geht es, die Wahrheit 
auszusprechen‘, heißt es auf der rechten 
Webseite PI.“ (Massenmedien schreiben 
sicher nicht von „Ausländerkriminali-
tät“) <http://www.heise.de/tp/news/Ist-
der-Sexist-immer-der-Moslem-3062166.
html>
[4] „… so wird jetzt versucht, den Sexis-
mus und die patriarchale Gewalt mit 
dem Flüchtlingsthema zu verknüpfen“ 
<http://www.heise.de/tp/news/Ist-der-
Sexist-immer-der-Moslem-3062166.
html>
[5] „Aber es ist kein Problem von 
Geflüchteten oder Ausländern, sondern 
von Männern. Wenn in den letzten Tagen 
immer wieder von Gruppen arabisch 
oder nordafrikanisch aussehenden 
Männern geredet wird, ist auch das 
eher Stimmungsmache. Denn es ist die 
Frage, sind es deutsche Staatsbürger, 
sind darunter überhaupt Geflüchtete? 
Sind darunter diejenigen, denen sexuelle 
Gewalt vorgeworfen wird?“ <http://www.
heise.de/tp/news/Ist-der-Sexist-immer-
der-Moslem-3062166.html>
[6] „Doch wer das Problem ethnisiert, 
hat andere Ziele, als die Rechte der 
Frauen zu stärken.“ <http://www.heise.
de/tp/news/Ist-der-Sexist-immer-der-
Moslem-3062166.html>
[7] „Er wird sicher keinen Stab über 
‚die Bayern‘ brechen wollen, weil es 
auf deren Oktoberfesten regelmäßig 
zu ähnlich kriminellen Auswüchsen 
kommt.“ (Diskussion um Herkunft 
lächerlich machen, indem Bayern als 
Ethnie definiert werden.) <https://www.
jungewelt.de/2016/01-06/032.php>
[8] „Die Politik erst macht am Dienstag 
aus dem Polizeiskandal ein Politikum.“ 
<https://www.jungewelt.de/2016/01-
06/032.php>
[9] „Die Verdächtigen versuchten, durch 

gezieltes Anfassen der Frauen von der 
eigentlichen Tat abzulenken – dem 
Diebstahl von Wertgegenständen.“ 
<http://www.netz-gegen-nazis.de/
artikel/silvesternacht-k%C3%B6ln-
organis ier tes-verbrechen-nicht-
enthemmte-fl%C3%BCchtlinge-10812> 
dagegen: „Vorrangig ging es den 
Tätern um Sexualstraftaten“ <http://
www.welt. de/polit ik/deutschland/
article150733779/Vorrangig-ging-es-
den-Taetern-um-Sexualstraftaten.html>
[10] „Denken Sie jetzt NICHT an 
einen blauen Elefanten!“ <http://

www.nachdenkseiten.de/?p=29994> 
(Linke Intellektuelle können Themen 
wortgewaltig behandeln und auf eine 
Meta-Ebene heben. Doch bedarf es bei 
diesem Thema, in dieser zeitlichen Nähe 
einer höheren Abstraktion?)
[11] „Auch dies ist jedoch trauriger Alltag. 
Meist spielen sich solche Vorfälle jedoch 
in ‚No-Go-Areas‘ ab.“ <http://www.
nachdenkseiten.de/?p=29932>
[12] „Dem Polizisten gelang es, etwa 
acht verdächtige Männer aus der 
Menge zu holen und festzunehmen. 
‚Sie hatten alle kopier te Papiere 

dabei, Aufenthaltsbescheinigungen für 
Asylverfahren.‘“ (04.01.16) http://www.
express.de/koeln/sexuelle-uebergriffe-
polizist–so-brutal-war-das-chaos-am-
koelner-hbf-an-silvester-23252866 
„Unlauter ist, dass die Vorkommnisse 
in Köln nun im Zusammenhang mit 
der deutschen Flüchtlingspolitik dis-
kutiert werden. Die Tatverdächtigen 
waren – nach jetzigem Erkenntnisstand 
– keine Flüchtlinge oder Asylbewerber.“ 
(05.01.16) <http://www.nachdenkseiten.
de/?p=29932>
[13] Polizeiliche Kriminalstatistik 2013, 
Seite 134: „Bei Vergewaltigung und 
sexueller Nötigung gemäß § 177 Abs. 
2, 3 und 4, 178 StGB sind fast drei von 
zehn Tatverdächtigen Nichtdeutsche.“ 
<https://www.bka.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Publikationen/Poli-
zeilicheKriminalstatistik/2013/pks201
3Jahrbuch,templateId=raw,property=
publicationFile.pdf//pks2013Jahrbuch.
pdf#8221>
[14] „Sexualisierte Gewalt: Des Rudels 
Kern“ <http://www.spiegel.de/kultur/
gesellschaft/margarete-stokowski-ueber-
sexualisierte-gewalt-a-1070905.html>
[15] Von einer „wild gewordenen Männer-
Meute aus dem arabischen/nordafrikani-
schen Raum“ wird woanders gesprochen. 
Auf Twitter ist von „Primaten“ und 
„Affen“ die Rede. „Das rassistische 
Narrativ ,schwarzer Mann vergewaltigt 
weiße Frau‘ ist volle Kanne durchge-
schlagen“, schreibt die Publizistin Antje 
Schrupp: <http://www.spiegel.de/kultur/
gesellschaft/margarete-stokowski-ueber-
sexualisierte-gewalt-a-1070905.html>

[16] <https://www.facebook.com/JakobAugstein/photos/a.257365520975050.67
066.254924654552470/1072466122798315/?type=3&theater>
[17] Jakob Augstein: „Der Fremde und seine bedrohliche Sexualität – das ist das 
älteste Vorurteil des Rassismus“ <https://www.facebook.com/JakobAugstein/
photos/a.257365520975050.67066.254924654552470/1072466122798315/?typ
e=3&theater>

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!

[16] und [17]
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Es war ein längerer Prozess, 
der mich dazu gebracht hat, 

von meiner pazifistischen Grund-
haltung, die jede Art von Militär 
und Vorbereitung von Gewaltan-
wendung ablehnte, zu einem ve-
hementen Befürworter des „Bür-
gers in Uniform“ zu werden. Ent-
scheidend dafür waren die Erfah-
rungen aus der Geschichte nach 
der Auflösung des Warschauer 
Paktes und der darauf folgenden 
„asymmetrischen“ Reaktion des 
Westens, insbesondere der USA. 
Ich musste lernen, dass heute ein 
Faustrecht regiert, wie es seit dem 
Dreißigjährigen Krieg nicht mehr 
zu beobachten war. Und im Drei-
ßigjährigen Krieg war Pazifismus 
gleichbedeutend mit dem Tod. Ich 
musste lernen, dass nur und aus-
schließlich eine wirksame Dro-
hung, dem Angreifer erhebliche 
Verluste beizufügen, dazu führt, 
eine Aggression abzuwenden. Und 
ich musste lernen, dass sich die so-
genannten Demokratien beliebig 
zugunsten von Bomben und Krie-
gen manipulieren lassen. Selbst 
die Entlarvung von Kriegslügen 
wie z.B. der Hufeisenlüge, der 
Brutkastenlüge, der Massenver-
nichtungswaffenlüge, der Liby-
enlüge oder der Giftgaslüge sorgt 
in den „Demokratien“ nur für ein 
Schulterzucken und keineswegs 
für genügend öffentlichen Druck, 
die laufenden Kriege zu beenden.

Jedes Land muss heute dar-
auf vorbereitet sein, von einem 
militärisch überlegenen Land, 
das gerade noch behauptete, ein 
Freund zu sein, unter Druck ge-
setzt oder angegriffen zu wer-
den. Nun, nicht jedes Land: Ein 
Land, das damit drohen kann, ei-
nen Angreifer zu Asche werden 
zu lassen, kann relativ sicher sein, 
zumindest vor militärischen An-
griffen. Natürlich kann auch hier 

ein Wirtschaftskrieg, ein Cyber 
War, ein Terroristenkrieg oder 
ein Unterminierungskrieg geführt 
werden. Aber gegen einen solchen 
kann sich eine Gesellschaft weh-
ren, wenn sie interne Gegensät-
ze im Interesse der Bekämpfung 
fremder Aggression überwindet. 
Zu sehen ist dies am relativ klei-
nen Syrien, am Iran oder am gro-
ßen Russland.

Söldner und  
Nichtkombattanten
Als ich in den 1970er-Jahren in 
der BRD Soldat war, galt noch die 
seit der Wiederbewaffnung West-
deutschlands bestehende Doktrin 
des „Bürgers in Uniform“. Wir 
wollten eine wehrhafte Gesell-
schaft sein, eine Gesellschaft, die 
sich gegen Aggressionen vertei-
digen konnte. Und damit die Sol-
dateska nicht wieder zum Staat 
im Staate werden konnte, soll-
ten Wehrpflichtige einerseits zi-
vile Ansichten in die Streitkräfte 
tragen und andererseits Informa-
tionen über die Streitkräfte auch 
wieder zurück in die Zivilgesell-
schaft bringen. Das Ziel war nicht, 
einen Gegner anzugreifen; das 
Ziel war nicht, das Töten zu ler-

nen; das Ziel war nicht, etwas zu 
erobern. Das Ziel war, einem An-
greifer bewusst zu machen, dass 
er einen hohen Preis zahlen muss, 
sollte er sich entschließen, West-
deutschland anzugreifen.

Was ist heute daraus gewor-
den? Die Wehrpflicht wurde ab-
geschafft, und die Streitkräfte 
Deutschlands werden ganz offi-
ziell zu „Interventionsstreitkräf-
ten“ umgebaut. Sie werden trai-
niert, um zu töten, um zu erobern, 
um zivilgesellschaftlichen Wider-
stand in anderen Ländern zu bre-
chen. Längst hat sogar eine Do-
zentin der Bundeswehrakademie 
festgestellt, dass die deutsche Mi-
litärpolitik in keiner Weise mehr 
mit dem Geist des Grundgesetzes 
übereinstimmt. Aber das Grundge-
setz spielt sowieso eine immer ge-
ringere Rolle für unsere Politiker.

Wir definieren Verteidigung 
heute als Vertretung unserer Inter-
essen bis in den letzten Winkel der 
Erde, wobei uns die Eliten erklä-
ren, dass das alles im Einklang mit 
UNO-Mandaten geschehen wür-
de. Dabei sollten wir zwei Dinge 
wissen: Die UNO hat nichts, aber 
auch gar nichts gegen die illega-
len Kriege der NATO gegen Ju-
goslawien, gegen den Irak, Afgha-

Vom Pazifisten zum 
„Bürger in Uniform“
Kann man in einer mediokraten Oligarchie auf Veränderungen hoffen?

von Jochen Mitschka

(Foto: Andreas Dengs, www.photofreaks.ws, <www.pixelio.de>)

Todenhöfers Analysen und 
Schlussfolgerungen sind ein 
aufrüttelnder Gegenentwurf 
zur gängigen Verharmlosung 
der Kriege unserer Zeit. Sein 
Fazit: Es gibt keine anständigen 
Kriege. Krieg ist Terrorismus. 
Das gilt auch für die Kriege des 
Westens. Die Hauptschuld daran 
tragen nicht die Soldaten, son-
dern die, die dieses mörderische 
Spektakel inszenieren.

Du sollst nicht töten.
Mein Traum vom Frieden.
von Jürgen Todenhöfer
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Denkstoff

Kommentar Lukas: „Jür-
gen Todenhöfer hat mir be-
wusst gemacht, was Men-
schen dazu bringt, sich zu 
radikalisieren. Wenn man 
seine Familienangehörigen 
durch fremdes Militär und 
dessen Einsätze verliert, 
dann ist man eher bereit, 
dieses Leid und diesen Ver-
lust zu rächen. „Du sollst 
nicht töten“ gilt für alle Sei-
ten in einem Konflikt. Dazu 
gehört auch der „Westen“.  In 
diesem Buch bekommt man 
einen gelungenen und gu-
ten Einblick in den syrischen 
Konflikt. Diesen Blick sollte 
man in sein Weltbild mit auf-
nehmen.“
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nistan, Syrien oder Libyen getan. 
Und die Vorläufer der UNO haben 
genauso Sklaverei und Kolonialis-
mus unterstützt wie die UNO heute 
Drohnenmorde. Warum wohl be-
schränkt sich die UNO beim ille-
galen Krieg Saudi-Arabiens – der 
von Israel und den USA unterstützt 
wird und sich gegen die Bevölke-
rung des Jemen richtet, dabei aber 
zugleich der Terroristenorganisa-
tion IS in die Hände spielt – auf 
Ermahnungen, es nicht zu toll zu 
treiben? Sowohl der Internatio-
nale Strafgerichtshof (IStGH) in 
Den Haag als auch die UNO ha-
ben sich weitgehend als westliche 
Interessensvertreter erwiesen – für 
alles fand der Westen eine rechtli-
che Begründung. Und wenn dies 
nicht ausreicht, drohen die USA 
eben offen mit einer Invasion Den 
Haags, sollte je ein Amerikaner 
dort angeklagt werden. 

Mit anderen Worten: Es gibt 
kein Recht außer dem „Recht“ der 
militärischen Stärke. Was wir als 
Völkerrecht vorgegaukelt bekom-
men, ist lediglich noch ein Schau-
spiel. Die UNO ist nur noch eine 
Bühne, auf der Lügen und Halb-
wahrheiten verbreitet werden, um 
Legitimationen für Kriege zu er-
halten. Und wenn das einmal nicht 
klappt, dann führt man den Krieg 
halt ohne UNO-Legitimation.

Als Deutschland in den Af-
ghanistan-Krieg eintrat – der nun, 
entgegen den Behauptungen aus 
Deutschland und den USA, kurz 
davor steht, endgültig verloren zu 
gehen –, tat man dies mit Unter-
stützung der UNO, die damit voll-
kommen die Interessen der USA 
abdeckten. Ausgangspunkt der 
UNO-Unterstützung war die auf 
den Terroranschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 gegründete Behaup-
tung einer „Selbstverteidigung“ 
der USA.

Aber nicht nur durch Interven-
tionen des deutschen Militärs und 
der Geheimdienste wie in Liby-
en und Syrien sind wir längst in 
Angriffskriege verwickelt: Nicht 
umsonst nennen uns US-Spitzen-
militärs den „größten und wich-
tigsten Flugzeugträger der USA“. 
Wir ermöglichen den USA Mor-
de und Kriege in aller Welt, in-
dem wir ihnen ganz nach ihrem 

Belieben unser Land zur Verfü-
gung stellen. Damit aber sind wir 
mitschuldig. Und wir werden als 
Helfer zum potenziellen Ziel von 
Angriffen aus Ländern, die von 
den USA angegriffen werden. Aus 
dem „Bürger in Uniform“ wurde 
ein Volk von Nicht-Kombattanten 
der USA in Zivil sowie ein Söld-
nerheer zur Durchsetzung von po-
litischen und wirtschaftlichen In-
teressen im Ausland.

Der neue „Bürger in 
Uniform“
Diese Änderung der Politik wurde 
möglich, weil wir die Wehrpflicht 
aufgegeben haben. Wer heute als 
Soldat „dient“, will Karriere ma-
chen. Karriere macht am besten, 
wer in Kriegen eingesetzt wurde. 
Und so streben sie wieder an die 
Front, diesmal nicht durch Pro-
paganda und Nationalismus ver-
blendet, sondern unter dem Druck, 
Karriere zu machen, Geld zu ver-
dienen, sich in der Gesellschaft zu 
behaupten.

Angriffskriege werden vom 
Grundgesetz ausdrücklich unter 
Strafe gestellt. Pardon, genauer 
gesagt: die „Vorbereitung“ von 
Angriffskriegen. Weshalb deut-
sche Staatsanwälte auch Anzeigen 
zurückweisen können, die zwar 
offensichtliche Straftaten, aber 
eben keine Straftaten im Sinne 
des Grundgesetzes sind: Zwar mag 
es sich um kriegerische Akte han-
deln, aber eben nicht um die „Vor-
bereitung“ eines Angriffskrieges. 

Die Elite wird immer einen 
Grund finden, Kriege zu führen. 
Das Grundgesetz ist längst ausge-
höhlt und seine Verteidigung ist in 
Wahrheit eine Verteidigung der je-
weils Herrschenden. Wäre es nicht 
so, müssten Regierungspolitiker 
längst strafrechtlich verfolgt wor-
den sein. Wir brauchen daher einen 
neuen „Bürger in Uniform“. Wir 
brauchen wieder die Wehrpflicht, 
und zwar für Männer und Frauen. 
Wir brauchen Menschen aus dem 
normalen Leben, die kein Interes-
se an einer Karriere als Soldat ha-
ben, sondern Interesse an einem 
Leben in Frieden und ohne Krieg. 
Berufssoldaten dürfte es, bis auf 
wenige Ausnahmen, überhaupt 

nicht mehr geben. Und auch die 
Dienstzeit von Zeitsoldaten sollte 
nicht so lang sein, dass diese ihre 
zivilen Wurzeln verlieren.

Die politische Wirkung
Natürlich würde die Mehrheit der 
Bevölkerung zunächst nicht ver-
stehen, warum die Wehrpflicht 
wieder eingeführt werden soll, 
und erheblicher Widerstand wür-
de entstehen, was den Zielen der 
Eliten entgegenkäme. Würde die 
Wehrpflicht aber wieder einge-
führt, so entstünde dadurch auch 
ein Wandel in der gesellschaftli-
chen Akzeptanz von Kriegen. Da 
die NATO eine beständige Kriegs-
führung provoziert und fordert, 
käme es außerdem zu einer grö-
ßeren Bereitschaft, die NATO zu 
verlassen und sich zum neutralen 
Land zu erklären. Was wiederum 
nur möglich erscheint, wenn die 
USA durch finanzielle Beschrän-
kungen zunehmend weniger Geld 
für ihre Auslandsstützpunkte auf-
bringen könnten und die deutschen 
Steuerzahler sich weigerten, für 
diese Zwecke zu zahlen. Was uns 
letztendlich dazu führt, dass die 
USA, wie mehrfach angedroht, auf 
Neutralität mit Feindschaft reagie-
ren. Womit Deutschland dann Ge-
fahr laufen würde, „ukrainisiert“, 
„syrianisiert“ oder zum Ziel einer 
offenen Aggression zu werden.

Das Abschreckungs- 
potenzial
Die Ausbildung der „Bürger in 
Uniform“, weiblich oder männ-
lich, wird nicht hauptsächlich auf 
die Ausbildung an der Waffe kon-
zentriert sein dürfen. Vielmehr 
geht es darum, einen Angreifer 
zu überraschen, ihn handlungs-
unfähig zu machen, seine Waf-
fen unbrauchbar zu machen, sei-
ne Bewegungsfähigkeit und seine 
Kommunikationsfähigkeit einzu-
schränken. Wenn man lernt, wie 
man Störsender einsetzt, Brücken 
zum Einsturz bringt, Bahnver-
bindungen unbrauchbar macht, 
Radarsender stört, potemkin-
sche Ziele errichtet, durch fal-
sche Überläufer Informationen 
streut, GPS-Daten verändert, sich 
in gegnerische Computersysteme 

hackt, so ist dies genauso wichtig 
wie eine Flugabwehr, die in je-
dem Dorf, in jedem Wald lauert.

Eine Verteidigung kann auch 
aus nicht-tödlichen Angriffen be-
stehen, indem man Börsen des 
Gegners durch Falschinforma-

tionen in Krisen bringt, Banken 
und/oder Versicherungen durch 
Vernichtung von Assets schädigt, 
die Kommunikation im Land des 
Angreifers stört, falsche Warnun-
gen verbreitet, den Flugverkehr 
unterbricht usw. Die Aggression 
muss für die Menschen im Land 
des Aggressors spürbare Folgen 
haben, jedoch ohne sie zu töten, 
und der Gegenangriff muss einen 
klaren Bezug zu den aggressi-
ven Akten haben, auf die er ant-
wortet. Und natürlich muss sich 
die deutsche High-Tech-Indust-
rie neuen Abwehrwaffen (z.B. ge-
gen Drohnen und hoch fliegende 
Kampfflugzeuge) verschreiben 
und neue Abwehrmittel produ-
zieren, die das Risiko für einen 
Angreifer unkalkulierbar ma-
chen. Ein Risiko, das hinter je-
dem Haus, hinter jeder Biegung 
lauern könnte. Panzer sind An-
griffswaffen, aber eine tragba-
re Panzerabwehrwaffe, die auch 
nur gegen Panzer einsetzbar ist, 
stellt – zehntausendfach überall 
in Deutschland verbreitet – ein 
defensives Mittel der Abschre-
ckung dar.

Weiterhin müssen Informati-
onen über eine Aggression und 
ihre Folgen weltweit verbreitet 

Auch Gandhi war nicht gewaltlos, er 
setzte vielmehr Gewalt gegen sich 
selbst und seine Anhänger bewusst 
ein. (Quelle: Wikipedia)
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werden. Wenn eigene Satelliten 
durch den Aggressor vernich-
tet wurden, muss es Ausweich-
möglichkeiten auf Satelliten be-
freundeter Länder geben. Der 
Angriffskrieg muss zum globa-
len Medienspektakel werden, al-
lerdings aus der Sicht des Ange-
griffenen, nicht aus der Sicht der 
vom Aggressor „embeddeten“ 
Journalisten.

Eine Panzerkolonne, die Ge-
fahr läuft, durch EMP-Minen für 
Stunden oder länger kommuni-
kationsunfähig zu werden, wird 
sich langsamer bewegen oder so-
gar umkehren. Soldaten, die durch 
Durchfallerkrankungen kampf-
unfähig werden, dürften stark 
an Motivation verlieren. Aber ich 
will hier nicht zu tief in solche 
Einzelheiten gehen, nur so viel: 
In Afghanistan hat die größte Mi-
litärmacht der Welt es nicht ge-
schafft, einen Gegner zu besiegen, 
der technologisch 40 Jahre hinter 
dem Angreifer lag, wirtschaftlich 
praktisch nicht existierte und kei-
nerlei ernsthafte internationale 
politische Unterstützung genoss. 
Wie hätte es wohl ausgesehen, 
wenn die technologischen Fä-
higkeiten annähernd gleich ge-
wesen wären?

Die wehrhafte  
Neutralität
Neutralität bedeutet nicht, mit 
niemanden Bündnisse einzuge-
hen, Freundschaften und Bezie-
hungen zu pflegen. Neutralität 
bedeutet in erster Linie, die volle 
Souveränität zu erlangen, die vol-
le Entscheidungsgewalt über die 
eigene Außenpolitik und über ei-
gene militärische Einsätze. Neu-
trale Länder werden automatisch 
durch die übrigen Gegner eines 
Angreifers unterstützt werden. 
Auch das macht sie stärker als 
ihre eigenen Fähigkeiten es er-
scheinen lassen. Was aber noch 
wichtiger ist: Ein neutrales Land 
wird als Vermittler akzeptiert 
werden, wenn es beweist, dass 
es tatsächlich neutral ist. Und 
das sollte das Hauptziel der Au-
ßenpolitik sein: vermitteln und 
in Konfliktfällen friedliche Lö-
sungen suchen.

Ganz automatisch wird da-
durch auch unsere Wirtschaft 
unterstützt. Keinem einseitig auf-
oktroyierten Wirtschaftsboykott 
mehr folgen zu müssen ist ein 
ebenso wichtiger Faktor wie die 
Chance, in beiden Ländern ei-
nes bilateralen Konfliktes als 
neutraler Vermittler auch wei-
terhin wirtschaftlich aktiv sein 
zu können.

Die Politik
Aufgrund von Geheimdienstak-
tivitäten und -informationen ist 
die deutsche Politik heute fast 
beliebig erpressbar. Dies ist kei-
ne Verschwörungstheorie – meh-
rere ehemalige Spitzenpolitiker 
haben diese Tatsache bereits un-
umwunden zugegeben, auch im 
öffentlich-rechtlichen deutschen 

Fernsehen. Aus diesem Grund 
müssen wir die Politik gegen Er-
pressung härten. Eine der Maß-
nahmen, um einen Angriffskrieg 
mit deutscher Beteiligung grund-
sätzlich unmöglich zu machen, ist 
die Wiedereinführung der Wehr-
pflicht und eine Veränderung der 
Art und Ausrüstung der Streit-
kräfte. (Natürlich war das G36 
ein gutes Gewehr, vollkommen 
im Einklang mit den Erforder-
nissen einer nationalen Vertei-
digungsstrategie, nicht aber zur 
Führung von Kriegen in aller 
Welt.) Und natürlich müssen da-
rüber hinaus weitere Maßnah-
men ergriffen werden, aber das 
ist nicht Thema dieses Artikels.

Fazit
Ein Artikel wie dieser kann kei-

ne allumfassende Handlungsan-
weisung geben, es gibt Tausende 
von Ideen, wie Wirtschaftskrie-
ge, Cyber Wars und militärische 
Aggressionen abgewehrt werden 
können. Aber anstatt diese Ide-
en konsequent zu verfolgen, ent-
wickeln wir gegenwärtig immer 
noch „Interventionswaffen“, also 
Angriffswaffen. Und wir trai-
nieren die Unterdrückung von 
Aufständen, anstatt das Gegen-
teil einzuüben, nämlich die Or-
ganisation von Aufständen hier 
bei uns gegen einen eventuellen 
Aggressor.

Mir ist natürlich klar, dass sol-
che Veränderungen in einer me-
diokraten Oligarchie leider nicht 
durchsetzbar sein werden. Aber 
wir sollten diese Ideen im Kopf 
behalten, wenn es wieder ein-
mal durch eine Katastrophe zu 
einem Reboot der gesellschaft-
lichen Ordnung kommen sollte. 
Hoffen wir, dass ein solcher dann 
noch einmal möglich sein wird.

Dieser Text wurde zuerst auf unter 
der URL <http://jomenschenfreund.
blogspot.de/2015/09/vom-pazifisten-
zum-burger-in-uniform.html#more> 

veröffentlicht.

Autor:
Jochen Mitschka
wohnt in der 
Nähe des al-
ten Bundes-
dorfes Bonn, 
hat vor vie-
len Jahren mal 
Betriebswirt-
schaft studiert, 
dann aber über 20 Jahre in 
unterschiedlichen Funktionen 
in der Pharmaindustrie ge-
arbeitet. Lebte und arbeite-
te u.a. in Frankreich, Belgien, 
Italien, und ist überzeugter 
Europäer, lehnt aber die un-
demokratische, autoritäre und 
ausschließlich transatlantisch 
orientierte EU-Politik ab.

(Foto: Gabi Eder, www.pixelio.de)

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!

<http://
www.free21.
org/?p=20069>
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Trotz einer eigenen Rechtsab-
teilung hat der Bundestag in 

zwei aktuellen Gerichtsprozessen 
mehr als 100.000 Euro für externe 
Anwälte ausgegeben. Um die Of-
fenlegung der Lobbyisten-Haus-
ausweise vor Gericht zu verhin-
dern, beauftragte die Parlaments-
verwaltung eine Großkanzlei für 
mehr als 20.000 Euro. Noch weit-
aus höher waren die Anwaltsho-
norare in einem anderen Fall, wie 
Rechnungen an den Bundestag 
belegen, die abgeordnetenwatch.
de vorliegen. 

Die Mandanten der Kanz-
lei Redeker/Sellner/Dahs haben 
nicht selten einen klangvollen Na-
men. Mal suchte Alt-Kanzler Hel-
mut Kohl den Rechtsbeistand der 
Kanzlei (in der Flick-Affäre), mal 
Bundespräsident a.D. Christian 
Wulff (in der Affäre um seinen 
Privatkredit). Auch die frühere Bil-
dungsministerin Annette Schavan 
ließ sich einst von den Redeker-
Anwälten vertreten, als es um die 
Aberkennung ihres Doktortitels 
ging. „Wo immer sich in Deutsch-
land ein Polit- oder Wirtschafts-
krimi abspielt, die Bonner Kanzlei 
ist dabei“, brachte es der „Tages-
spiegel“ einmal auf den Punkt.

Eine gefragte Adresse ist Rede-
ker/Sellner/Dahs aber nicht nur für 
ins Straucheln geratene Politiker, 
sondern auch für diverse staatli-
che Stellen. Vor allem der Deut-
sche Bundestag weiß die Diens-
te der Großkanzlei immer dann 
zu schätzen, wenn er gegenüber 
Bürgern, Nichtregierungsorga-
nisationen oder Journalisten die 
Herausgabe von Dokumenten ver-
hindern will.

Außer Spesen nichts 
gewesen – der Bundes-
tag verlor die Prozesse
abgeordnetenwatch.de liegen zahl-
reiche Rechnungen von Redeker/ 
Sellner/Dahs an den Deutschen 
Bundestag vor, die zeigen, dass 
die Parlamentsverwaltung für die 
Honorare der Anwälte allein in 
zwei aktuellen Gerichtsprozessen 
mehr als 100.000 Euro an Steu-
ergeld ausgab – und das, obwohl 
der Bundestag über eine eigene 
Rechtsabteilung verfügt.

Der eine Fall betrifft die ab-
geordnetenwatch.de-Klage auf 
Veröffentlichung einer Lobbyis-
ten-Liste, die der Bundestag mit-
hilfe der Redeker-Anwälte unbe-
dingt geheim halten wollte. Wie 
Rechnungen vom 2. Juli und vom 
30. Oktober 2015 belegen, muss-
te die Parlamentsverwaltung der 

Kanzlei bislang 21.652,05 Euro 
an Honoraren zahlen (Rechnungs-
kopien s.u.). Zum Vergleich: ab-
geordnetenwatch.de hat bislang 
2.142 Euro für Anwälte ausgege-
ben; weitere Rechnungen haben 
wir bislang noch nicht erhalten. 
[Ergänzung vom 9.12.2015: In-
zwischen liegt uns eine weitere 
Kostennote von Redeker Sellner 
Dahs an den Deutschen Bundes-
tag über 13.433 Euro vor. Sie be-
trifft das Eilverfahren auf Offen-
legung der Hausausweisliste, das 
der Tagesspiegel angestrengt hat-
te. Die Anwaltskosten in diesem 
Verfahren werden am Ende aller-
dings noch sehr viel höher liegen, 
denn die Honorare der Redeker-
Anwälte für die 2. Instanz sind 
in dieser Rechnung vom 4. Juni 
2015 noch gar nicht enthalten.]

Am Ende halfen dem Deut-
schen Bundestag die teuren Spe-

zialanwälte jedoch auch nichts: 
Nach mehreren Niederlagen vor 
Gericht musste die Parlaments-
verwaltung schließlich offenle-
gen, welche Lobbyisten über die 
Fraktionen Zugang zum Bundes-
tag erhalten haben.

Noch sehr viel teurer kam den 
Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
lern die Transparenzblockade des 
Bundestages im Prozess um die 
Herausgabe von Gutachten des 
Wissenschaftlichen Dienstes zu 
stehen. Auf sage und schreibe 
91.228,96 Euro summieren sich 
die Anwaltskosten, die Redeker/
Sellner/Dahs dem Deutschen Bun-
destag in Rechnung stellte (Rech-
nungskopien s.u.). Und auch in 
diesem Verfahren verlor die Par-
lamentsverwaltung. Im Juni 2015 
urteilte das Bundesverwaltungsge-
richt, dass der Bundestag den Klä-
gern – einem Bürger und einem 
Journalisten – die eingeforderten 
(und aus Steuermitteln erstellten) 
Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes herausgeben müsse.

Nur die Spitze  
des Eisbergs
Von den insgesamt sieben Hono-
rarrechnungen in dem mehrjäh-
rigen Gerichtsprozess sticht eine 
wegen ihrer Höhe ganz beson-
ders hervor. Am 31. Januar 2013 
berechnete Redeker/Sellner/Dahs 
dem Deutschen Bundestag für die 
Prüfung des Gerichtsurteils aus 1. 
Instanz, Besprechungen, die Aus-
arbeitung einer Berufungsbegrün-
dung und einige kleinere Posten 
39.609,15 Euro. Bemerkenswert 
ist dieser Betrag auch deswegen, 

40.000 Euro Anwaltshonorar – nur eine von mehreren Rechnungen der 
Kanzlei Redeker/Sellner/Dahs an den Deutschen Bundestag. – Mehr sehen: 
https://www.abgeordnetenwatch.de/blog/2015-12-08/anwaltsrechnungen-
hausausweise-gutachten#sthash.9q5LrHP6.dpuf

Bundestag engagierte Anwälte 
für mehr als 100.000 Euro, um 
Transparenz zu verhindern 
Um die Offenlegung der Lobbyisten-Hausausweise vor Gericht zu verhindern, beauftragte die Parlamentsverwaltung eine 
Großkanzlei für mehr als 20.000 Euro.

von Abgeordnetenwatch.de
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weil eine vergleichbare Kostenno-
te vom 30. Oktober 2015 im Pro-
zess um die Veröffentlichung der 
Hausausweise - einem Verfahren 
unter ähnlichen Vorzeichen - mit 
gut 12.000 Euro um ein Vielfa-
ches geringer ausfiel.

Dass der Deutsche Bundestag 
allein in den beiden genannten Ge-
richtsverfahren mehr als 100.000 
Euro an Steuergeldern für exter-
ne Anwälte ausgab, um die Trans-
parenzklagen eines Bürgers, einer 
gemeinnützigen Organisation und 
eines Journalisten abzuwehren, ist 
ein skandalöser Vorgang. Doch 
das dürfte nur die Spitze des Eis-
bergs sein. Denn der Bundestag 
ließ sich auch in anderen Fällen 
von teuren Großkanzleien vertre-
ten. Und auch das Bundeskanzler-
amt und einige Bundesministeri-
en versuchten des Öfteren schon, 
Transparenz mithilfe externer An-
wälte zu verhindern. Wir sind ge-
rade dabei, dies zu recherchieren.

Am Ende drängt sich der Ver-
dacht auf, dass die Parlamentsver-
waltung in den Gerichtsverfahren 
auch darauf setzt, dass den Klä-

gern irgendwann das Geld aus-
geht. Denn anders als der Bun-
destag können diese sich in einem 
langjährigen Prozess nicht aus der 
Steuerkasse bedienen.

Zusatzmaterial: Rechnungsbeträge in den Prozessen um die Veröffent-
lichung der Hausausweise und der wissenschaftlichen Gutachten in der 
Übersicht (Gesamtsumme: 112.881,01 Euro)

<http://
www.free21.
org/?p=18050>

Quellen:
Rechnungen als PDF: <https://
www.abgeordnetenwatch.de/
sites/abgeordnetenwatch.de/
files/honorarrechnungen-redeker-
sellner-dahs-an-bundestag-
lobbyisten-hausausweise.pdf>
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Abgeordnetenwatch
ist der direkte 
Draht von Bür-
gerinnen und 
Bürgern zu den 
Abgeordneten 
und Kandidie-
renden. „Bürger fragen – Poli-
tiker antworten“ ist der Kern 
des Portals.

www.abgeordnetenwatch.de

Dieser Text wurde zuerst auf 
Abgeordnetenwatch.de unter der URL 
<https://www.abgeordnetenwatch.de/
blog/2015-12-08/anwaltsrechnungen-
hausausweise-gutachten> veröffentlich

Der Bundestag hat die in-
transparente Vergabepraxis von 
Hausausweisen gestoppt. Der-
zeit können Lobbyisten keine 
Hausausweise mehr über die 
Fraktionen beantragen. Alle 
derzeit im Umlauf befindlichen 
Hausausweise von Interessen-
vertretern würden im Februar 
auslaufen, schrieb ZDF-Korre-
spondent Andreas Kynast auf 
Twitter. Neue seien nicht aus-
gestellt worden.

Mit dieser überraschenden 
Maßnahme reagierte der Bun-
destag u.a. auf ein Gerichtsur-
teil, das abgeordnetenwatch.de 
mit einer Transparenzklage auf 
Offenlegung der Lobbykontak-
te von CDU/CSU und SPD er-
wirkt hatte.

Künftig werden alle Bürger-
innen und Bürger öffentlich 
einsehen können, welche Un-
ternehmen unbegrenzten Zu-
gang zu unseren Abgeordne-
ten haben. Wie weitreichend 
die neuen Transparenzregeln 
sein werden, ist noch nicht 
klar, eine komplette Neurege-
lung der Vergabepraxis wird 
derzeit vorbereit. Ziemlich si-
cher scheint aber zu sein, dass 
Lobbyisten ihre Hausauswei-
se künftig nicht mehr im Ge-
heimverfahren über die Frakti-
onen erhalten werden. Bislang 
benötigten Interessenvertreter, 
die für Unternehmen oder PR- 
bzw. Lobbyagenturen arbei-
ten, für ihren Zugangsschein 
die Unterschrift eines Parla-
mentarischen Geschäftsführers 
einer Bundestagsfraktion. Auf 
diesem intransparenten Weg 
waren seit Beginn der Legis-
laturperiode 1.103 Hausauswei-
se vergeben worden. Dadurch 
hatten u.a. Vertreter von Rüs-
tungsunternehmen, Autokon-
zernen und der Frackinglobby 
jahrelang weitgehend ungehin-
derten Zugang zum Deutschen 
Bundestag.

Update vom 8.1.2016:

Vergabepraxis 
gestoppt
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Als Mercedes-Benz in den 
frühen 50er-Jahren als ers-

ter Automobilhersteller der Welt 
seinen Fahrzeugen serienmäßig 
eine Knautschzone verpasste, folg-
te es damit dem Rat von Ingenieur 
Béla Barényi. (1)

Der gebürtige Österreicher mit 
ungarischen Wurzeln hatte sich 
nicht nur über passive und aktive 
Sicherheit des Autos an sich den 
Kopf zerbrochen, er war auch so 
vorausschauend, das Auto in sei-
ner sich schnell ändernden „na-
türlichen“ Umgebung zu Ende zu 
denken. Barényi fragte sich, was 
passiert, wenn immer mehr Men-
schen sich ein Fahrzeug zulegen, 
ohne dass die Straßen auch nur 
annähernd würden mitexpandie-
ren können: Staus wären die Fol-
ge, aber vor allem wären Unfälle 
keine Ausnahme mehr, sondern 
die Regel.

Barényi machte seinen Arbeit-
geber darauf aufmerksam, dass 
es eine gute Investition in die Zu-
kunft wäre, die verkauften Fahr-
zeuge zukünftig und konsequent 
so zu gestallten, dass ein schwerer 
Unfall nicht automatisch zum Ver-
lust des Kunden führen müsse. Ein 
Mercedesfahrer, der einen schwe-
ren Crash unbeschadet überlebt, ist 
nicht nur die beste Werbung für die 
Marke an sich, für ihn käme ein 
weniger sicheres Fahrzeug auch 
nie wieder in Frage. So wurde Si-
cherheit Teil des Marketings und 
ist seither im Automobilbau eines 
der stärksten Verkaufsargumente 
überhaupt. Speziell die Stuttgarter 
sind bis heute auf diesem Gebiet 
führend. Sie verbauten als erste 
ABS, Gurtstraffer oder Airbags.

Was hat dieser kurze Ausflug 
mit Köln zu tun? Eine Menge. Ba-
rényi war klug genug, um zu erken-
nen, dass es sinnlos wäre, eine sich 
ankündigende Tendenz mit all ih-
ren Folgen zu leugnen. Man muss 
sich der Herausforderung stellen 
und versuchen, aus dem Nachteil 
einen Vorteil zu generieren. Mer-
cedes-Benz war so klug, dem Rat 
Barényis zu folgen und Millionen 
in aufwendige Tests zu investie-
ren. Dadurch wurden die Fahr-
zeuge gegenüber der Konkurrenz 
zwar teurer, aber auf lange Sicht 
lohnte sich die Investition. Es wird 
bei den Schwaben mit Sicherheit 
auch Pfennigfuchser gegeben ha-
ben, die die zunehmende Gefähr-
lichkeit des Autofahrens kleingere-
det haben, da sie bei einer weiteren 
Verteuerung des Produktes den 
Absatz gefährdet sahen, aber in 
Stuttgart erkannte man, dass die 
Zukunft sich nicht darum küm-
mert, wie man sie gerne hätte. Sie 
belohnt nur denjenigen, der sie in 

der Gegenwart treffender deuten, 
sprich: vorhersagen kann. Auto-
mobil-Konstrukteure lieben Her-
ausforderungen. Gibt es zu weni-
ge davon, erfinden sie welche. In 
der Formel 1 gibt es im Lager der 
Mechaniker keine Denkverbote. 
Das unterscheidet diesen Sport 
von der Politik.

Bigott
„Bigotterie“ ist ein Begriff, der das 
Wort „Verlogenheit“ so verpackt, 
dass man es im Alltag benutzen 
kann, ohne dass sich jemand be-
leidigt fühlt. Nicht mal der, dem 
man das Wort eben an den Kopf 
geworfen hat. Wir alle sind mehr 
oder weniger bigott, wenn es um 
Nicht-Deutsche, Neu-Deutsche, 
Deutsche mit Migrationshinter-
grund, Asylbewerber oder Gast-
arbeiter geht. Speziell das Wort 
Gastarbeiter zeigt, mit welcher 
Verunsicherung Deutschland 70 
Jahre nach Kriegsende immer noch 
mit Menschen kämpft, die dieses 

Land vor allem aufsuchen, um Ar-
beit zu finden. Sie kommen, um zu 
bleiben, um zu bleiben, bis diese 
Arbeit getan wurde, und daraus 
wird, ehe man sich versieht, mehr 
als ein Leben.

Es gab Zeiten, da wurde von 
Deutschland regelrecht um jede 
Hand, die beim Wiederaufbau hel-
fen konnte, gebettelt. Das Land 
war schließlich vollkommen zer-
stört und der Marshallplan hät-
te ohne die ehemaligen Feinde, 
die jetzt aus ganz Europa wieder 
nach Deutschland strömten, um 
den Deutschen und sich selbst eine 
friedliche Zukunft zu realisieren, 
nie und nimmer in die Tat umge-
setzt werden können. (2)

Nach dem heißen Krieg tob-
te der Kalte Krieg in Europa, und 
speziell am Beispiel Bundesrepu-
blik Deutschland wollten die USA 
dem Erzfeind UdSSR zeigen, wo 
statt der Sichel der Hammer hängt 
und welches Wirtschaftssystem das 
überlegenere sei. Der Wohlstand 

Köln nach Sylvestervorfällen 2015 (Foto: Superbass, CC BY-SA 4.0)

Wie wir die Vorfälle vom Kölner 
HBF als Chance nutzen können
Nur wenn wir die Missstände ehrlich beim Namen nennen und nicht mit zweierlei Maß messen, wenn wir Fluchtursachen 
und Integrationsprobleme, aber auch die Gründe dafür umfassend aufarbeiten, schaffen wir es, nach Köln in diesem Land 
wieder zu einem Miteinander und einer Weiterentwicklung unseres Zusammenlebens zu finden. Dafür gilt es, linken und 
rechten Populismus zu durchschauen und die politische Klasse dazu zu zwingen, nicht wie so oft aus wahl- und partei-
taktischen Gründen halbherzig die Symptome zu bekämpfen, sondern endlich eine mutige und souveräne Politik der 
Verantwortung und der nachhaltigen Veränderung zu betreiben. von Ken Jebsen
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der BRD sollte die DDR alt aus-
sehen lassen. Wie das Experiment 
final ausging, wissen wir spätes-
tens seit dem Fall der Mauer. (3)

Wie gesagt, ohne massiven Zu-
zug aus dem Ausland wäre das 
„Wirtschaftswunder“ der neuen 
Republik nicht gelungen. Auch 
wenn der Name Armano Rodg-
rigues de Sá den meisten Men-
schen heute nichts mehr sagen wird 
– mit ihm kam der eine millionste 
Gastarbeiter nach Deutschland. Er 
kam mit dem Zug, und er stieg in 
Köln aus. (4)

Schon damals hätte die BRD 
reagieren müssen, wie Mercedes-
Benz es als urdeutsches Unter-
nehmen vormachte. Ja, Mercedes 
baute auch die Produktion in Un-
tertürkheim aus, (5) nur war die-
ser Schritt eben nur eine Reakti-
on, die mit dem Vermarktungstool 
„Sicherheit“ zu tun hatte. Merce-
des wusste, dass mehr Autos eben 
automatisch auch mehr Crashs be-
deuten würden. Mercedes leugne-
te diese kommen Crashs nicht. Es 
stellte sich ihnen.

Anders als Menschen sind Au-
tos, die aufeinander prallen, deut-
lich leichter zu optimieren. Bei Au-
tos kann man sich auch recht fix 
auf verbindliche Standards einigen. 
Normen. Wer diese Normen nicht 
erfüllt, wird entweder abgestraft 
oder aber der deutsche TÜV ver-
sagt die Zulassung für den deut-
schen Markt. In den USA sind die 
PKW-Normen aber noch einen Za-
cken schärfer, und so wird in Über-
see kein Testergebnis so gefürch-
tet wie „Unsafe at any speed“. (6)

Bei Menschen wie bei Autos 
wächst das Problem vor allem mit 
der Masse. Wenn unter 10.000 Au-
tofahrern zehn Fahranfänger am 
Straßenverkehr teilnehmen, ist 
die Gefahr, von einem Anfänger 
überrollt zu werden, eher gering. 
Wächst die Zahl auf 500, wird es 
schon deutlich unsicherer, vor al-
lem für Fußgänger.

Wenn aus den 500 dann 1000 
werden und die sich an kaum eine 
Regel halten, schaukelt das Expe-
riment auf. Dann nämlich rebel-
lieren nicht nur die 1000 Anfän-
ger, dann halten sich auch immer 
weniger erfahrene Führerschein-
besitzer an die Regeln. Sie tun das 

umso weniger, je stärker der Staat 
das sich abzeichnende Problem 
leugnet. Zum Beispiel, wenn es 
zu einem Unfall mit einem Row-
dy kommt, der Staat dem erfah-
renen Fahrer aber erklärt, dies sei 
entweder ein Einzelfall oder aber 
die Betroffenen dürften nicht da-
rüber reden. Das tun sie natürlich 
trotzdem. Spätestens wenn sie eine 
Werkstatt anfahren und dort er-
klärt bekommen, man hätte erst 
in einem Monat eine freie Hebe-
bühne, denn in der Halle stünden 
jede Menge kaputter Kundenfahr-
zeuge. Kaputt nach einer Kollision 
mit einem Fahranfänger.

Nicht umsonst wurde irgend-
wann mal der Stufenführerschein 
eingeführt, auch „Führerschein auf 
Probe“. Wer sich innerhalb von 
zwei Jahren nach bestandener Prü-
fung in der Praxis Fehler leistet, 
muss nachsitzen oder bekommt die 
Pappe wieder abgenommen. Unter 
all den Nachsitzenden sind vor al-
lem junge Männer. Die Problem-
zone zieht sich von 18 bis 24. (7)

Am häufigsten sind die Rowdys 
Deutsche. Das hat vor allem damit 
zu tun, dass in der BRD mehr jun-
ge Deutsche Auto fahren als männ-
liche Fahrer ohne deutschen Pass. 
Unter den Deutschen wird es na-
türlich auch jede Menge Personen 
mit Migrationshintergrund geben, 
die dumm auffallen. Warum auch 
nicht? Testosteron ist kein Hormon, 
das an eine bestimmte Staatsbür-
gerschaft, Kultur oder Religion 
gekoppelt ist.

Wenn ein in der BRD gebore-
ner oder schon Jahre hier lebender 
Afghane einen Auffahrunfall mit 
Personenschaden verursacht und 
die Versicherung zu dem Ergeb-
nis kommt, dass er aufgrund von 

Trunkenheit der alleinige Verur-
sacher des Schadens ist, würde 
niemand ernsthaft auf die Idee 
kommen, im späteren Gerichts-
verfahren der Justiz vorzuwerfen, 
sie wäre rassistisch, wenn sie den 
Rowdy schuldig spricht.

Käme es dann aber immer häu-
figer zu einem Freispruch, weil die 
Richter immer häufiger fürchten 
müssten, sonst von Presse und Po-
litik als rassistisch betitelt zu wer-
den, hätte die Justiz sehr schnell 
ein Problem. Der Bürger würde erst 
seinen Respekt vor dem Rechts-
staat verlieren und dann wenig 
später auf Selbstjustiz umschal-
ten. Die Polizei wäre am Unfall-
ort weniger mit Blechschäden als 
mit Faustschlägen konfrontiert.

Nichts untergräbt den Rechts-
staat mehr als bewusst in Kauf ge-
nommene, da zum Teil von oben 
diktierte Ungerechtigkeit. Wer ei-
nen straffällig gewordenen Nicht-
Deutschen mit Glacéhandschuhen 
anfasst, während er einen Einhei-
mischen für dasselbe Fehlverhalten 
einbuchtet, setzt das ein, was man 
vielleicht „linken Rassismus“ nen-
nen könnte. Anders als der rech-
te Rassist unterstellt der „linke 
Rassist“ dem Ausländer nicht ab 
Werk, ein Schurke zu sein; er leug-
net bei ihm vielmehr die Fähigkeit 
dazu. Aus Angst vor der Realität, 
die in den eigenen Kreisen kaum 
laut auszusprechen ist, ohne ext-
rem schief angeschaut zu werden.

Einen sehr sezierenden Arti-
kel zu diesem „linken Rassismus“ 
konnte man dieser Tage auf dem 
Blog „Propagandaschau“ lesen. 
Im Text heißt es u.a.:

„Zur Normalisierung in der 
Wahrnehmung gehört die simple 
Tatsache, dass Migranten genauso 

kriminell, bösartig und selbstver-
ständlich auch rassistisch sein kön-
nen wie die Gesellschaft, von der 
sie aufgenommen werden möchten. 
Während ein bösartiger Rassismus 
dadurch gekennzeichnet ist, dass 
er unbewusst oder mit Vorsatz alle 
negativen Merkmale, Verhaltens-
muster, Normabweichungen oder 
Missachtungen der Gesetze und 
Gepflogenheiten durch Migranten 
in den Fokus der gesellschaftlichen 
Wahrnehmung drücken will, ver-
schließt der naive ‚linke‘ Rassis-
mus die Augen selbst dann, wenn 
die anti-sozialsten Subjekte un-
ter den Migranten sich schwers-
ter Straftaten schuldig machen. 
In beiden Fällen ist eine oftmals 
ideologisch motivierte, mangelnde 
Bereitschaft zur Differenzierung 
die Ursache.“ (8) [Anm. d. Red.: 
auch hier im Magazin] 

Diese Aussage ist absolut zu-
treffend. Niemand ist aufgrund 
seiner Andersartigkeit, für die er 
nichts kann, da er so auf die Welt 
gekommen ist, schlechter als die 
fremde Masse, in deren Mitte er 
sich befindet. Aber eben auch nicht 
besser.

Wer den Fehler macht, Nicht-
deutschen Dinge durchgehen zu 
lasen, für die er einem Deutschen 
die Polizei auf den Hals hetzen 
würde, tut vor allem einer Gruppe 
keinen Gefallen: All jenen Men-
schen mit Migrationshintergrund 
nämlich, die sich äußerst korrekt 
an Gesetz und Ordnung halten. 
Sie werden im Falle Köln für die 
Idioten aus dem Ausland in Mit-
haftung genommen und gejagt. 
Der „linke Rassismus“, der Rassis-
mus, der bis heute als Überreakti-
on auf die NS-Geschichte zu wer-
ten ist, nützt vor allem den immer 
real-existierenden braunen Horden. 
Aber auch jede Menge gefrustete 
Otto-Normal-Bürger lassen sich 
schnell von einem tobenden Mob 
in Rage versetzen, schwingen – 
wenn auch passiv – irgendwie mit 
und sehen zumindest weg, wenn 
plötzlich wieder Flüchtlings-Un-
terkünfte brennen.

Wie bereits erwähnt, sind die 
Ursachen dieser Ausschreitungen 
hier nicht nur bei den Nazis zu su-
chen. Die benötigen nämlich kei-
nen besonderen Grund, um im Aus-

Selbstgemachte deutsch-türkische Fahne, gesehen im Sommer 2006 
während der Fußballweltmeisterschaft in Berlin-Neukölln (Foto: Rainer 
Zenz, CC BY-SA 3.0)
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länder, im Nicht-Deutschen an sich 
den Feind und Sündenbock zu er-
kennen. Nur ist das Leugnen oder 
Nicht-wahrhaben-Wollen von durch 
Ausländer begangenen Straftaten 
eben nicht die Lösung, sondern 
ganz im Gegenteil eine Art brau-
ner Brandbeschleuniger für diese 
Szene. Und diese Szene wächst.

Warum gab es nach Köln 
so heftige Reaktionen? 
Nun, dafür gibt es ein ganzes Füll-
horn von Gründen, die über Jahre 
vor sich hin geschwelt haben und 
für die Köln jetzt der letzte Fun-
ke war, um massive Stichflammen 
zu generieren. Wenn bei der ak-
tuellen politischen Großwetterla-
ge der Wind jetzt auffrischt und 
nach rechts dreht, so hat dieses 
Land verdammt schnell ein ech-
tes Problem. Bürgerkriegsähnliche 
Zustände dürften dann zwar im-
mer noch nicht die Regel, aber eben 
auch keine Seltenheit mehr sein.

Was ist alles drin im 
Köln-Cocktail? 
Da haben wir an vorderster Front 
ein jahrelanges Ausblenden von 
sich entwickelnden Parallelge-
sellschaften. Wie sind diese ent-
standen? Sie sind entstanden, weil 
Deutschland es über Jahrzehnte 
versäumt hat, einen Plan zu ent-
werfen, der echte Integration hät-
te fair regeln können. In den Köp-
fen der Regierung herrschte immer 
noch das Bild vom eher einfach ge-
strickten Gastarbeiter vor, der kaum 
Deutsch sprach und dessen Ar-
beitskraft man billig haben konnte. 
Hätte man diesen Menschen eine 
wirkliche Integration angedeihen 
lassen wollen, so hätte man das nur 
über mehr Bildung erreichen kön-
nen. Ein gebildeter Arbeiter aber 
muckt auf, schließt sich Gewerk-
schaften an und will mehr Rechte, 
mehr Gewinnbeteiligung. Wer den 
Aktionären eines Automobilgigan-
ten die Frage stellt: „Würden Sie auf 
Teile der Ausschüttungen verzich-
ten, wenn wir Ihnen im Gegenzug 
versichern können, dass Ihre Ar-
beiter mehr Bildung erhalten und 
damit auch mehr Lohn, und dass 
Sie, liebe Aktionäre, vor allem den 

Kindern dieser Arbeiter damit ech-
te Integration ermöglichen?“, der 
müsste kein Hellseher sein, um die 
Antwort voraussagen zu können. 
Shareholder Value. Oder direkter: 
Der Kanacke kann froh sein, dass 
er hier Arbeit hat.

Dieses Land verdankt seinen 
Wohlstand auch der vorsätzlichen 
Nicht-Integration der ersten Gast-
arbeitergeneration. Man leugnete 
die Probleme, die kommen wür-
den, wenn Millionen Gastarbeiter 
Millionen Kinder in die Welt set-
zen. Solange der Bedarf an weite-
ren einfach gestrickten Arbeitern 
mit möglichst wenig deutschem 
Anspruchsdenken da war, war es 
unserem Staat egal, dass die Men-
schen nach der Arbeit einfach un-
ter sich blieben und ihre Entwurze-
lung dadurch kompensierten, dass 
sie versuchten, ihr Heimweh durch 
das Aneignen von deutschen Stadt-
teilen zu kompensieren. Der Sozial-
romantiker feierte das als „Kreuz-
berger Nächte“, die bekanntlich 
lang waren und wo man überall 
das Gefühl hatte, auf einem lässi-
gen Basar zu sein. Wir Deutschen 
wollten nicht sehen, was passiert, 
wenn immer mehr Menschen sich 
auf immer knapperem Raum mit 
einer nie angenommen deutschen 
Kultur konfrontiert sahen. Einer 
Kultur, die es auch den Gastarbei-
tern der zweiten und dritten Gene-
ration durchgehen ließ, dass man 
es noch nicht einmal mit der Spra-
che des Landes hatte.

Diese immer größer werdende 
Personengruppe mit Migrations-
hintergrund ist weder in Deutsch-
land, aber schon gar nicht in der 
Heimat ihrer Eltern oder Großel-
tern zuhause. Für diese Menschen 

ist Kreuzberg oder Neukölln kein 
cooler Szenebezirk, es steht eher 
für offene Käfighaltung. Mit dem 
Ansteigen dieser Massen wuchs das 
Problem einer Gruppe, die sich bis 
heute als Verlierer erkennen muss.

Wir haben es im Kern mit ei-
nem Klassenproblem zu tun, bei 
dem geringe Bildung zu Minder-
wertigkeitskomplexen führt. Wer 
in diesem Sumpf den Gefrusteten 
den politischen Islam als Aufstieg 
anbietet, verwendet den Koran wie 
Scientology die Werke von L. Ron 
Hubbard. Dem ist mit Logik kaum 
noch beizukommen. Denjenigen, 
die sich als Looser des Systems 
empfinden, kann jeder x-beliebige 
Klub eine Form des Selbstwertge-
fühls verkaufen, die billiger ist als 
Kokain und die zudem auch länger 
anhält. Generell gilt: je weiter un-
ten, desto leichter zu radikalisieren. 
Das Nicht-wahrhaben-Wollen die-
ser sozialen Realität, vor allem in 
linken Kreisen, ist der rote Teppich 
für echte Rechtspopulisten, denen 
es nicht um den Missstand geht, den 
sie beschreiben, sondern vielmehr 
um den Umsatz, den sie mit ihren 
Büchern, Gazetten und Vorträgen 
zum Thema machen können. Auch 
diese Leute sind nicht ehrlich, im 
Vergleich zu den Linken sind sie 
aber auch noch bösartig gegenüber 
Ausländern an sich. (9)

Linke wie rechte Populisten ha-
ben eines gemeinsam: Ihre Karri-
ere hängt jeweils davon ab, nie das 
vollständige, sondern stets ein ver-
zerrtes Bild zu zeichnen, um die-
ses der eigenen Fan-Kurve zu ver-
kaufen. In jedem Fall werden die 
Menschen, die angeblich im Fokus 
stehen, für politische Karrieren be-
nutzt und missbraucht.

Die NS-Zeit
Die NS-Zeit begann und endete 
im letzen Jahrhundert, und man 
kann ohne Übertreibung sagen, 
dass sich Nachkriegsdeutschland 
seiner Vergangenheit gestellt hat. 
Fertig sind wir zwar noch nicht, 
zumal die Forschung immer noch 
neue Aspekte der NS-Herrschaft 
zutage fördert, z.B. inwiefern Hit-
ler-Deutschland aus dem Ausland 
querfinanziert wurde. Fakt aber 
ist: Kein Deutscher kann heute 
von sich behaupten, der Begriff 
„Nationalsozialismus“ würde ihm 
nichts sagen. 

Wohl keinem anderen Volk 
wurde der Satz „Du sollst deinen 
Nächsten lieben wie dich selbst“ 
mehr eingehämmert als den Deut-
schen nach 1945. Parallel dazu 
wurden Demokratie und Rechts-
staat gelernt, und der neue Deut-
sche musste feststellen, dass die 
neuen Führer, wenn es um Mord 
und Totschlag ging, auch nicht ge-
rade zimperlich waren. Allen vor-
an die USA, die seit dem Zweiten 
Weltkrieg ca. 20 bis 30 Millio-
nen Menschen mittels Militärma-
schinerie ermordet haben, ohne 
dass dies groß kommentiert wer-
den durfte. „Warum schweigen die 
Lämmer?“, fragt der Kieler Psy-
chologieprofessor Rainer Maus-
feld in seinen Vorlesungen. (10)

Die Antwort ist simpel: Wenn 
es um Kadergehorsam geht, um ein 
kollektives Wegducken vor der jetzt 
neuen US-Führung, hat sich wenig 
geändert. Ein Volk ist sehr leicht 
gefügig zu machen, wenn man es 
einschüchtert. Oder, um mit dem 
römischen Historiker Tacitus zu 
sprechen: „Bedrohlich wird das 
Volk, wenn es ohne Furcht ist.“

Nie waren wir so ängstlich wie 
heute. Für die Eliten ist das ein 
Hebel, der permanent angewendet 
wird, um die Massen in entspre-
chende Bahnen zu lenken. Und 
diese Bahnen führen in der Regel 
an die Front.

Der von den Deutschen im 
„Dritten Reich“ verübte Massen-
mord wirkt bis heute wie ein Kne-
bel. „Unrecht ist Recht, wenn es 
der Mächtige tut.“ Oder wenn es 
der tut, der den Mächtigen näher 
steht als man selber. Stichwort 
Israel. Die Beziehung Deutsch-

Aushang: Aussetzen einer Belohnung, Verbrechen in der Silvesternacht 
2015/16 in Köln, Belohnung von 10.000 Euro für Hinweise, die zur Ermitt-
lung und Ergreifung der Täter führen. Polizeipräsidium Köln, EG Neujahr. 
Deutsch/Arabisch (Foto: Elke Wetzig, CC BY-SA 4.0)
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land-Israel kann man auf politi-
scher Ebene nur als schizophren 
bezeichnen. Um die eigenen Ver-
brechen gegenüber den europä-
ischen Juden zu kompensieren, 
sieht Deutschland seit Jahrzehn-
ten weg, wenn das zionistisch-ras-
sistische Regime in Jerusalem die 
Rechte der Palästinenser in den 
Staub tritt. (11)

Wir versuchen, unsere Schuld 
am jüdischen Volk zu kompensie-
ren, indem wir die Dauerverbre-
chen der israelischen Regierun-
gen ignorieren, als gäbe es sie gar 
nicht. Damit schaden wir nicht nur 
allen Palästinensern vor Ort. Wir 
schaden auch allen säkularen Ju-
den in Israel, die sich immer mehr 
in einem religiös-fanatischen Got-
tesstaat wiederfinden. In Israel ist 
die Rassentrennung die unsichtba-
re DNA des Staates. Wer als jü-
discher Bürger dagegen verstößt, 
und sei es nur in Buchform als Ro-
manautor, der bekommt massive 
Probleme mit der Regierung. (12) 

Zu all dem hat man als Deut-
scher zu schweigen. Auch die Waf-
fenlieferungen an dieses Apart-
heidsregime sollten möglichst 
unkommentiert bleiben. Wer sich 
privat äußert, bekommt schnell den 
Stempel „braun“ oder „Querfront“ 
verpasst; wer es als Medienvertre-
ter wagt, sich kritisch zu äußern, 
wird vom System sofort und er-
barmungslos gemobbt. Man muss 
schon jüdische Wurzeln haben und 
wirtschaftlich unabhängig sein, 
um so Tacheles reden zu können 
wie die Menschenrechtsaktivistin 
Evelyn Hecht-Galinski, die seit 
Jahren für die Menschenrechte der 
Palästinenser kämpft. Lautstark. 
Hecht-Galinski prangert zurecht 
an, dass unter Merkel jedes poli-
tische Thema als heikel gilt. Das 
fängt bei Amerika an, geht über 
die NSA bis Guantanamo und en-
det in Palästina oder der Flücht-
lingssituation, die es ohne chroni-
sche Beteiligung der Bundeswehr 
an NATO-Angriffskriegen ja so 
gar nicht geben würde. (13)

All das ist Teil des Köln-Cock-
tails, und der schmeckt abgestan-
den und bitter. Dieser Text soll die 
Taten und Täter von Köln unter 
keinen Umständen relativieren, er 
versucht nur, eine Bilanz der Ge-

samtstimmung zu zeichnen. Köln 
brachte nur ein Fass, in dem sich 
abgestandenes Wasser über Jahr-
zehnte stauen konnte, zum Über-
laufen. Hier roch es längst faulig.

Kommen wir zu  
weiteren Zusätzen des 
Köln-Cocktails.
Wer in Deutschland offen über 
die existierende Kriminalität bei 
Nicht-Deutschen spricht, bekommt 
schnell von den deutschen Leitme-
dien einen Maulkorb verpasst: Dies 
passt nicht ins Konzept der „Will-
kommenskultur“. Als ob man es 
seinen deutschen Freunden durch-
gehen lassen würde, wenn sie ei-
nen angreifen. Dem ehemaligen 
Justizminister von Niedersach-
sen, Christian Pfeifer, wurde in 
Bezug auf Köln von den intervie-
wenden Medien im Vorfeld ge-
sagt, er möge nicht den Begriff 
„Flüchtlinge“benutzen. (14)

Ist das schon Zensur oder ist 
inzwischen bekannt, wer in Köln 
die Frauen vergewaltigte? Wenn 
es Flüchtlinge waren, muss man 
das sagen dürfen, ohne von den 
Tätern auf den Rest aller Flücht-
linge zu schließen. Letzteres wäre 
nämlich wirklicher, rechter Rassis-
mus. Ein „linker Rassismus“ wäre 
es aber, aus den in Rede stehenden 
Flüchtlingen künstlich anonymi-
sierte Täter zu machen, nur weil 
man Angst vor einer Bevölkerung 
bekommt, die man selber über den 
Hebel Presse seit dem 11. Septem-
ber konsequent und pauschal auf-
gehetzt hat, gegen alles, was ein 
Moslem sein könnte. (15)

Moslems werden seit den bis 
heute nicht endgültig aufgeklär-
ten Anschlägen vom 11. September 

2001 pauschal „für alles“ verant-
wortlich gemacht, sie seien qua-
si „ab Werk“ Terror-Paten, Men-
schenschlächter und seit Köln eben 
auch Massenvergewaltiger. Hin-
ter diesem seit langer Zeit propa-
gierten Weltbild verbirgt sich eine 
gruppenbezogene Menschenfeind-
lichkeit, die in Middle East Sun-
niten und Schiiten und in Europa 
Muslime und Christen aufeinan-
derhetzt.

Wem nützt das alles? Wer pro-
fitiert? Ist das alles, wirklich alles 
Zufall? Wer die letzen drei Fragen 
öffentlich stellt, kann sich auf ein 
Dauerfeuer der Mainstream-Me-
dien gefasst machen. Dabei wer-
den diverse Hebel in Stellung ge-
bracht, die latente Ressentiments 
gegen den Islam an sich bedienen. 
Spannend ist, wer diese Vorurtei-
le bedient und wo.

Da haben wir neben AfD und 
Pegida aktuell ganz vorne Alice 
Schwarzer. Die Frau, die als Femi-
nistin in den 70er- und 80er-Jah-
ren noch eine echte Rolle spielte, 
hat schon lange keine Probleme 
mehr damit, ausgerechnet für die 
Bild-„Zeitung“ die Kolumnistin 
zu machen. Dass die „Bild“ die 
Frau seit Bestehen nur als Sex-Ob-
jekt verkauft, ist Alice egal. Alice 
Schwarzer hat ihre Ideale verkauft 
und ist dafür bereit, sich benutzen 
zu lassen. (16)

So wie Joschka Fischer, der als 
damals schon Oliv-Grüner für den 
Jugoslawienkrieg trommelte, um 
später in Übersee ein paar lumpi-
ge Dollars abzugreifen, und der 
heute gegen Putin hetzt (auch in 
der „Bild“, wo sonst?) (17), so lässt 
sich Alice Schwarzer vor den Kar-
ren der US-gelenkten Islam-Het-
ze spannen. 

Im Interview mit N24, einem 
Channel, den sich Springer mit dem 
Ex-Chef-Redakteur des ehemali-
gen Nachrichtenmagazins „Der 
Spiegel“ teilt, antwortet sie auf die 
Frage „Ist das Kind nicht schon in 
den Brunnen gefallen?“: „Irgend-
wann muss man ja anfangen, es 
richtiger zu machen. Wir müssen 
reingehen in diese Communities, 
in diese Milieus, wir müssen den 
Müttern sagen: ‚Kommt heraus 
aus dem Haus, und lernt Deutsch!‘ 
Bei Asylsuchenden verbunden mit 
Auflagen. Die Töchter müssen die 
gleichen Freiheiten haben wie ihre 
deutschen Freundinnen! Und die 
Söhne die gleichen Chancen. Wir 
müssen der seit 25 Jahren unge-
bremst laufenden islamistischen 
Agitation endlich etwas entgegen-
setzen. Und lernen, stolz zu sein 
auf das, was wir so hart errungen 
haben: Rechtsstaat, Meinungsfrei-
heit, Religionsfreiheit, Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter.“ (18)

Richtig, Frau Schwarzer, aber 
wann gehen Sie über Springer rein 
in die Community der NATO? In 
diese Rüstungs-Milieus. Wann sa-
gen Sie den Bombenopfern im ge-
samten Nahen Osten, konzentrie-
ren Sie sich meinetwegen nur auf 
die Frauen, wann sagen Sie denen: 
„Kommt heraus aus dem Haus, 
und klagt an! Die Töchter müs-
sen die gleichen Freiheiten haben 
wie ihre deutschen Freundinnen! 
Und die Söhne die gleichen Chan-
cen!“ Wann? Wir müssen der seit 
25 Jahren ungebremst laufenden 
US-Agitation endlich etwas ent-
gegensetzen. Jeder Rechtsstaat, 
Meinungsfreiheit, Religionsfrei-
heit, Gleichberechtigung der Ge-
schlechter wird dort auch mithil-
fe westlicher Konzerne, westlicher 
Regierungen unterdrückt!

Das wäre das ganze BILD. Die 
ganze Medaille. Man kann nicht 
einzelnen Nicht-Deutschen nur 
ihr Fehlverhalten vorhalten, man 
muss parallel die Ursachen ihrer 
Massenflucht benennen. Es sind 
NATO-Kriege und NATO-Ter-
ror-Patenkinder wie der IS – eine 
Schöpfung des Westens und sei-
ner Partner. Wir sind der Terror. 
Durch unser Zutun kam es zu un-
kontrollierten Grenzöffnungen an 
den Außengrenzen Europas. Au-

Pressekonferenz im Rathaus Köln zu den Vorgängen in der Silvester-
nacht 2015/16. Oberbürgermeisterin Henriette Reker (links), Polizeiprä-
sident Wolfgang Albers (Mitte). (Foto: Raimond Spekking, CC BY-SA 4.0)
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ßerdem: Hinter jedem Flüchtling 
steckt ein Waffenhändler. (19) 

Zudem gilt: Nicht jeder Asyl-
suchende ist ein Migrant. Wenn 
in Köln marokkanische Banden 
am Werk waren, die hier weder 
das Recht auf Asyl haben noch 
Flüchtlinge sind, dann muss man 
das exakt so aufdröseln. So oder so 
ist deutsches Recht anzuwenden, 
dafür existiert es. Gleiches Recht 
für alle, oder eben gegen alle, die 
gegen dieses Recht auf deutschem 
Boden verstoßen. (20)

Wir müssen aufhören, perma-
nent mit zweierlei Maß zu messen 
und – wie unser Bundesjustizmi-
nister H&M – permanent so zu 
tun, als wüsste dieses Land nicht, 
dass die hiesige Justiz Ermittlun-
gen ganz gern im Sande verlaufen 
lässt, wenn die Politik selbst in den 
Fokus geraten könnte. Stichwort 
NSU – mehr geschreddert wur-
de nie. (21)

Und dann wird es Zeit, die Stan-
dards der Nürnberger Prozesse 
endlich wieder einzuführen. Es ist 
an Dreistigkeit nicht zu überbieten, 
dass ausgerechnet Bundeskanzler 
a.D. Gerhard Schröder öffentlich 
über Merkels Flüchtlingspolitik 
verkündet: „Das ist gefährlich, 
und das ist auch nicht richtig.“ 
(22) <http://www.spiegel.de/…/
fluechtlinge-gerhard-schroeder-
und-…>Irre, war es doch Schrö-
der selbst, der als erster Deutscher 
Kanzler nach 1945 das Völkerrecht 
brach, um in Jugoslawien anzu-
greifen. Seither rollt eine immer 
größere Flüchtlingswelle auf die 
BRD zu und schafft hier maxi-
male Probleme. (23)

Was tun?
Wie kommen wir raus aus die-
sem Killer-Karneval? Wir müs-
sen, wenn auch mit reichlich Delay, 
eine Knautschzone für Menschen-
massen entwickeln, die, wenn auch 
nur vorübergehend, bei uns Quar-
tier finden müssen, da wir an ih-
rer Vertreibung beteiligt waren 
und sind (was beileibe nicht für 
alle ein Bombengeschäft ist). Die 
Menschen werden nicht alle pro-
blemlos integriert werden können, 
zudem wird es Milliarden kosten. 
Das Geld ist allerdings da: Wir 
verpulvern es nonstop in Krie-

gen. Allein das Abstellen der Pa-
triot-Raketen an der türkisch-syri-
schen Grenze hat den Steuerzahler 
60 Millionen Euro gekostet! (24)

Von den Bankenrettungsmil-
liarden müssen wir gar nicht an-
fangen. Und wenn wir dann über 
das zum Teil merkwürdige Frau-
enverständnis mancher Moslems 
reden, das Kopftuchverbot fordern, 
dann bitte komplett reinen Tisch 
machen: Welches Rollenbild wird 
von anderen Hardcore-Religions-
vertretern in der BRD propagiert? 
Darf, wer das Kopftuchverbot an 
Schulen fordert, vor der Kippa Halt 
machen? Stopp den Doppelstan-
dards. Und wann werden die Miss-
brauchsskandale der katholischen 
Kirche endlich vollständig ans Ta-
geslicht gebracht? (25) 

Eine neue Qualität des Reinen 
Tisches muss her, denn hier stimmt 
so einiges nicht. Keine Tabus mehr, 
wenn es um Drohnenmorde mit 
deutscher Logistik geht. Wer wie 
die USA in Ramstein das Gast-
recht missbraucht, der muss aus-
gewiesen werden.

Machen wir es wie in den 50er-
Jahren Mercedes-Benz, bereiten 
wir uns auf den Crash vor, denn 
er wird kommen. Wer jetzt Maß-
nahmen trifft, „soziologische 
Knautschzonen“ konstruiert, Ein-
wanderung gezielt organisiert, die 
Menschen integriert und gegen 
jeden hier Lebenden das gleiche 
Recht durchsetzt, kommt vielleicht 
mit einem Blechschaden davon. 
Wer all dies aber weiterhin un-
terlässt, produziert eine Massen-
karambolage und unzählige Tote.

Das Erste, was ein erfahrener 
Autofahrer tut, wenn er erkennt, 
dass die Straße schlecht und die 
Sicht miserabel ist: Er geht vom 
Gas! Köln kann eine Chance wer-
den, wenn wir jetzt den Fuß vom 
Gaspedal nehmen.

Unser Rat: 
Die Gesamtsituation, den Status 
quo ohne Wenn und Aber benen-
nen. Verursacher in die Pflicht 
nehmen und im Kollektiv zum 
Umdenken auffordern. Mit dem 
NATO-Austritt drohen. Mit oder 
ohne die USA Aufbaumaßnahmen 
in Middle East vorschlagen und 
die Kosten anteilig auf die Ver-

ursacher verteilen. Großbanken 
zwingen, Vorkasse zu leisten. Im 
EU-Team für Middle East einen 
europäischen Marshallplan samt 
Roadmap erarbeiten und auf den 
Tisch legen. Die russische, irani-
sche, und syrische Regierung unter 
allen Umständen mit einbeziehen. 
Vorschlagen, die Führungsrolle zu 
übernehmen. Wenn nötig, „alte 
Hasen“ mit OSZE/UNO-Erfah-
rung aus dem Ruhestand reakti-
vieren. Sämtliche Waffenlieferun-
gen in die Region stoppen. Den 
Haag einschalten. Souverän han-
deln. Länder mit europäischen Au-
ßengrenzen maximal unterstüt-
zen. Flüchtlingslager in Middle 
East maximal unterstützen. Die 
wirtschaftliche Stärke des eige-
nen Landes endlich einmal dazu 
nutzen, aufrecht zu gehen, statt 
weiter wie ein Wurm zu kriechen.

Wenn die Politische Klasse die-
sen Weg nicht gehen will: als Be-
völkerung den totalen General-
streik ausrufen und bei Bedarf 
das politische Berlin vollkommen 
lahmlegen.

Anfangen!
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Kriege sichern Rohstoffe, er-
schließen Märkte und brin-

gen Profit. Ist es möglich, dass 
hinter all den nachgewiesenen 
Kriegslügen der letzten Jahrzehn-
te, hinter all den als „Kampf für 
Freiheit, Demokratie und Men-
schenrechte“ verkauften Morden 
sehr konkrete Interessen stehen? 
Die Interessen mächtiger Akteu-
re, die langfristige, strategische 
Pläne verfolgen und die zugleich 
auch in der Lage sind, Kriege zu 
initiieren und anzuheizen? Folgt 
die Kriegslogik also auch einer 
Profit- und Interessenlogik, die 
zu bestimmten Instanzen zurück-
zuverfolgen ist? Zu diesen Fragen 
sprach Jens Wernicke mit Mohs-
sen Massarrat, Mitglied im wis-
senschaftlichen Beirat von Attac.
JENS WERNICKE: Herr Massarrat, 
Sie vertreten seit Längerem die 
Auffassung, Friedenspolitik erfor-
dere es inzwischen mehr denn je, 
auch und insbesondere den soge-
nannten Militärisch-Industriellen 
Komplex in den Fokus der Kritik 
zu nehmen. Was meinen Sie da-
mit, worum geht es?
MOHSSEN MASSARRAT: Die Kriegs-
gegner reagieren gewöhnlich auf 
Kriege, wenn sie längst ausgebro-
chen sind. Im günstigsten Fall be-
schäftigen sie sich kritisch mit 
offensichtlichen Kriegsvorberei-
tungen und hoffen, den Krieg ver-
hindern zu können. So oder so 
läuft man de facto ständig den 
gewaltsamen Ereignissen hinter-
her und reagiert letztlich nur auf 
Symptome. Dadurch bleibt die 
fundamentale Struktur von Ge-
walt und Kriegsproduktion, die 
eigentliche Ursache von globa-

len Kriegen, eben der Militärisch-
Industrielle Komplex (MIK), vor 
unseren Blicken verborgen. Und 
während wir uns wegen so viel 
Unheil und Katastrophen wie zum 
Beispiel jetzt im Mittleren Osten 
als immer ohnmächtiger empfin-
den, entwickelt dieser Komplex 
sich zu einem immer mächtige-
ren Monster.

Deshalb gilt es jetzt, die Anti-
kriegsaktivitäten mit einer Auf-
klärung über den MIK zu ver-
binden. Nach so viel sicherem 
Wissen über bewusste Kriegspla-
nungen, nach so viel Erfahrungen 
mit offensichtlich gelenkter Me-
dienpropaganda, um Menschen 
gezielt für die geplanten Kriege 
– wie etwa die Jugoslawienkriege 
in den 1990ern und jene der letz-
ten fünfzehn Jahre im Mittleren 
Osten – zur Zustimmung zu be-
wegen, sind die Voraussetzungen 
für die Demaskierung eines der 
schlimmsten Übel unserer Gegen-
wart gar nicht so schlecht.

JW: Und dieses Übel – wie konkret 
klassifizieren Sie es? Wer handelt 
da wie und wendet welche Metho-
den an? Geht es um Geheimdiens-
te, einen „Staat im Staate“ oder 
um ganz etwas anderes?
MM: Eigentlich müsste man die 
Wurzeln des Militarismus zurück-
verfolgen, die bis in die Ära der 
amerikanischen Bürgerkriege rei-
chen. Seit dieser Zeit entwickelte 
sich in Amerika eine Kultur der 
Selbstverteidigung, die bis heute 
bei den Amerikanern sehr leben-
dig ist, wie das verfassungsmäßig 
verbriefte Recht auf Selbstbewaff-
nung zeigt.

Durch zahlreiche Kriege im 19. 
Jahrhundert und vor allem durch 
den Zweiten Weltkrieg wurde der 
MIK schließlich „too big to fail“, 
das heißt tatsächlich zu einem 
verborgenen „Staat im Staate“: 
Er wuchs wie ein Krebsgeschwür 
in allen Bereichen der amerikani-
schen Gesellschaft, im politischen 
System, in der Wirtschaft, in der 

Wissenschaft, in den kulturellen 
Einrichtungen und Medien.

Der MIK, das ist inzwischen 
ein riesiges und völlig undurch-
schaubares Netzwerk, vor dem 
schon Eisenhower am 17. Janu-
ar 1961 bei seiner Abschiedsre-
de ungewöhnlich offen gewarnt 
hat. Als republikanischer Präsi-
dent der Vereinigten Staaten war 
er mit einem Netzwerk aus einem 
„gewaltigen militärischen Esta-
blishment und einer mächtigen 
Rüstungsindustrie“ konfrontiert, 
eine Erscheinung, die „neu ist in 
der amerikanischen Geschich-
te“, so Eisenhower. Eisenhower 
schrieb seinen Nachfolgern of-
fenbar aufgrund seiner eigenen 
Erfahrungen mit diesem neuen 
Netzwerk folgende Empfehlung 
ins Stammbuch: „In den Gremi-
en der Regierung müssen wir der 
Ausweitung, ob aktiv oder pas-
siv, des unbefugten Einflusses des 
Militärisch-Industriellen Kom-
plexes vorbeugen. Das Potenzial 
für einen verheerenden Anstieg 
der Macht an falschen Stellen be-
steht und wird bestehen bleiben. 
Wir dürfen niemals zulassen, dass 
diese einflussreiche Allianz unse-
re Freiheiten und demokratischen 
Prozesse gefährdet.“

Der MIK war offensichtlich 
schon damals stärker als Ame-
rikas Demokratie. Er hatte sein 
schon vorhandenes Netz um sämt-
liche gesellschaftlichen Bereiche 
gespannt, alle Geheimdienste ein-
gebunden, den NSA geschaffen, 
zahlreiche neue Think Tanks und 
Stiftungen entstehen lassen, die 
bestehenden infiltriert, die For-
schung international in seinem 

Eine Boeing B-52H beim Testabwurf. (Foto: US-Airforce, gemeinfrei)

Der „Militärisch-Industrielle 
Komplex“: Die größte Bedrohung 
für den Weltfrieden unserer Zeit
Kriege beginnen mit Lügen, die von Geheimdiensten gestreut und dann von den Medien verbreitet werden. Kriege lösen 
keine Konflikte, sondern schaffen neue. von Jens Wernicke
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Sinne beeinflusst oder gar gelenkt, 
die Medien systematisch mit ei-
genen Agenten unterwandert. Um 
ein Beispiel zu nennen: Die Psy-
choanalyse leistet für die US-Ge-
heimdienste wertvolle Arbeit. Und 
umgekehrt sind diese Geheim-
dienste und US-Militärs, wie neue 
Studien belegen, eifrig dabei, sich 
ein ganzes Wissenschaftsgebiet in 
ihrem Sinne zu formen.

Schließlich ist der MIK heu-
te, nach über 60 Jahren, einem 
unvorstellbaren nuklearen Wett-
rüsten während der Blockkon-
frontation und nach zahlreichen 
Kriegen, die er aller Wahrschein-
lichkeit nach alle selbst hervor-
gerufen hat, um ein Vielfaches 
mächtiger als damals.
JW: Ich darf aber davon ausgehen, 
dass der MIK nicht nur eine US-
Eigenheit ist, sondern, wenn auch 
wohl weniger mächtig und ge-
wichtig, in allen möglichen Län-
dern existiert? Karl Liebknecht 
wird hier etwa die Aussage zu-
geschrieben: „Wie uns angeblich 
noch keiner – um mit Bismarck 
zu reden – den preußischen Leut-
nant nachgemacht hat, so hat 
uns in der Tat noch keiner den 
preußisch-deutschen Militarismus 
ganz nachzumachen vermocht, 
der da nicht nur Staat im Staate, 
sondern geradezu ein Staat über 
dem Staat geworden ist.“ Die gan-
zen Verflechtungen von deutschen 
Geheimdiensten mit NSU, Islamis-
ten und anderen deuten ja genau 
in diese Richtung.
MM: Da haben Sie recht. So etwas 
gibt es in vielen entwickelten Län-
dern. Gleichwohl geht die größte 
Bedrohung für den Frieden aktu-
ell ganz evident vom US-ameri-
kanischen MIK aus. Hier ist das 
größte und aggressivste Militär 
der Welt mit den mächtigsten Ge-
heimdiensten sowie einem offenen 
globalen Führungsanspruch, den 
man wohl getrost als Imperialis-
mus klassifizieren darf, vereint.
JW: Wenn Ihre Behauptung rich-
tig ist, dass der MIK alle Krie-
ge der USA selbst hervorgeru-
fen hat, dann hätten diese aber 
doch auch systematisch und mi-
nutiös geplant und durchgeführt 
sein müssen. Ist diese Annahme 
nicht etwas sehr gewagt? An der 

Blockkonfrontation war immerhin 
auch die Sowjetunion beteiligt, 
um nur ein Beispiel zu nennen.
MM: Fakt ist, dass es für die USA 
nach dem Zweiten Weltkrieg auch 
die Alternative einer friedlichen 
Koexistenz mit der Sowjetunion 
gegeben hat, beispielsweise durch 
die Neutralisierung Deutschlands, 
wie die SU dies vorgeschlagen 
hatte [gemeint ist die sog. „Sta-
lin-Note“ von 1952 mit dem Vor-
schlag der SU zur Wiederverei-
nigung Deutschlands unter der 
Bedingung der Blockfreiheit; von 
Adenauer und den Westmächten 
abgelehnt, Anm. d. Red.]. Dass je-
doch die USA noch vor Kriegs-
ende in Hiroshima und Nagasa-
ki Atombomben einsetzten, nach 
dem Krieg Westdeutschland in das 
westliche Lager eingebunden ha-
ben und rasch zu einer Politik der 
Blockkonfrontation übergegangen 
sind, führe ich darauf zurück, dass 
bereits während des Krieges der 
MIK sich mit der Zielrichtung 
weltweiter US-Hegemonie auf der 
ganzen Linie durchgesetzt und 
alle nicht-konfrontativen Alter-
nativen torpediert hatte.

Die Selbstbehauptungskräfte 
eines – zumal unproduktiven – 
Sektors, der nur bestehen kann, 
wenn in der Welt neue Konflikte 
und Kriege entstehen, entfalten 
schlicht und einfach eine ungeheu-
re Dynamik und blockieren alle 
Wege, die am Ende zum Frieden 
führen könnten. So ist es meiner 
Einschätzung nach auch zu erklä-
ren, dass nach dem Sieg der Al-
liierten in Deutschland ziemlich 
geräuschlos dem Kalten Krieg der 

Weg geebnet und die Sowjetuni-
on zu einem nuklearen Wettrüs-
ten getrieben wurde. Und so ist es 
ebenfalls zu erklären, dass nach 
dem Ende der Blockkonfrontation 
und der Bereitschaft der SU unter 
Gorbatschow zu umfassender Ab-
rüstung die USA diese Alternati-
ve ablehnten und stattdessen mit 
dem neuen Konzept eines welt-
raumgestützten Raketenabwehr-
schirms aufwarteten, das ein neu-
es Wettrüsten entfacht hat.

Dass nahezu alle US-Kriege 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit 
dreisten Lügen vom Zaun gebro-
chen wurden, ist inzwischen kein 
Geheimnis mehr. Der Vietnam- 
und im Grunde auch die Indochi-
nakriege wurden mit der Lüge des 
Zwischenfalls im Golf von Tonkin 
begonnen. Die Bush-Regierung 
legitimierte den Irakkrieg mit 
der Lüge, dass Saddam Hussein 
Atomwaffen besitze usw. usf. Ich 
kann und will einfach nicht glau-
ben, dass so viele Konflikt- und 
Kriegsereignisse in der jüngsten 
Vergangenheit allesamt nur zu-
fällig so systematisch hinterein-
ander stattfanden. Logischer und 
auch glaubwürdiger erscheint mir 
dagegen, dass dahinter ein Sys-
tem steckt und dass der MIK als 
jene Instanz, die hauptsächlich 
davon profitiert, auch die treiben-
de Hauptkraft dieses Systems der 
Kriegsproduktion ist.
JW: Mir scheint Ihre Darstellung 
ein wenig zu simpel. Es übersteigt 
schlicht meine Vorstellungskraft, 
dass es möglich sein könnte, alle 
diese Verbrechen nicht nur syste-
matisch zu planen, sondern hier-

für auch noch die Zustimmung 
der Bevölkerung einzuwerben.
MM: Vergessen wir nicht die psy-
chologische Bedeutung der offen-
sichtlich gezielten Manipulation 
durch Feindbilder, die gleich nach 
dem Sieg der Alliierten gegen den 
deutschen Faschismus die Köpfe 
der Amerikaner und ihrer Verbün-
deten voll in Beschlag nahmen.

Bis zum Zusammenbruch der 
Sowjetunion gehörte die Bedro-
hung des Westens durch den Kom-
munismus zum Alltag der Men-
schen, und dieses Feindbild war 
vom öffentlichen Diskurs einfach 
nicht mehr wegzudenken. Nach 
dem Ende der Blockkonfrontati-
on wurde rasch der Islam zum Er-
satz für eine neue Bedrohung des 
Westens. Es gibt Indizien dafür, 
dass Huntingtons „Clash of Civili-
zations“ eine Auftragsstudie war. 
Sein Buch wurde jedenfalls welt-
weit als wissenschaftliche Recht-
fertigung für die massive Bedro-
hung des Westens durch den Islam 
angesehen, und das lange vor 9/11.

Es kann auch nicht bestritten 
werden, dass das Schüren von 
Ängsten gegen eine Religion der 
fruchtbarste Boden ist, auf dem die 
Saat der Gewalt am besten gedei-
hen kann; zumal bei fanatisierten 
Moslems, die gerade dafür präde-
stiniert sind, die Opferrolle ein-
zunehmen. So gesehen war 9/11, 
wenn es tatsächlich überhaupt das 
Werk von al-Qaida war, das Er-
gebnis einer Self-fulfilling Pro-
phecy von Huntingtons „Clash 
of Civilizations“. Fortan stand 
mit dem Terrorismus ein neuer 
Feind fest, gegen den sofort der 
Krieg erklärt werden musste und 
auch wurde, und der, wie Geor-
ge W. Bush junior ankündigte, 
„so lange geführt werden sollte, 
bis auch der letzte Terrorist ge-
tötet ist“. Nicht nur die Ameri-
kaner, sondern auch die Staaten 
der sogenannten westlichen Welt 
sprangen diesem Krieg Amerikas 
gegen den Terror alsdann nahezu 
bedingungslos bei. Man drückte 
auch ein Auge zu, wenn bei die-
sem Krieg massive Verletzungen 
der Menschenrechte wie Folter auf 
der Tagesordnung standen.

Das festzustellen und auf Kräf-
te und massive Interessen im Hin-
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tergrund zu insistieren, mag dann 
tatsächlich wie eine von Anfang 
bis Ende geplante Verschwörung 
einer finsteren Macht und deswe-
gen undenkbar erscheinen. Ande-
rerseits kann auch nicht bestritten 
werden, dass eine Supermacht wie 
die USA durchaus in der Lage ist, 
einen eskalationsträchtigen Pro-
zess, wenn er denn erst einmal 
in Gang gekommen ist, im eige-
nen Sinne zu steuern und auch 
zu gestalten.

Um dies an einem Beispiel 
zu konkretisieren, verweise ich 
auf die mit der Rüstungsindust-
rie stark liierte frühere US-Au-
ßenministerin Condoleezza Rice, 
die 2006, auf dem Höhepunkt des 
Atomkonflikts mit dem Iran, bei 
einer Veranstaltung in Riad, der 
Hauptstadt von Saudi-Arabien, die 
sunnitischen Staaten aufgefordert 
hat, einen sunnitischen Gürtel zu 
bilden, weil Iran angeblich längst 
dabei wäre, zusammen mit Irak, 
Libanon und Syrien einen schi-
itischen Gürtel zu schaffen, um 
die eigene Hegemonie im Mitt-
leren Osten aufzubauen. Diese 
Intervention war tatsächlich der 
Start für die darauffolgende Ver-
schärfung der Auseinanderset-
zung zwischen diesen beiden is-
lamischen Strömungen und den 
Konflikt in Syrien, einschließ-
lich der Entstehung des „Islami-
schen Staates“. Außerdem gilt: 
Dick Cheney, Donald Rumsfeld, 
Paul Wolfowitz und viele ande-
re innerhalb und im Umfeld der 
Bush-Regierung kamen alle aus 
dem Rüstungssektor. McCain, der 
republikanische Sprecher des Aus-
wärtigen Ausschusses im US-Kon-
gress und der schärfste Kritiker 
von Dialog und Kooperation mit 
dem Iran zur Lösung des Atom-
konflikts sowie mit Russland zur 
Beilegung des Ukraine-Konflikts, 
ist ein Vietnam-Kriegsveteran. 
Und er war sowohl bei der Mai-
dan-„Revolution“ als auch in Sy-
rien bei den Assad-Gegnern im-
mer als Erster mit dabei.

Tatsächlich sind inzwischen 
aus einer Handvoll al-Qaida-Ter-
roristen unvergleichbar größere 
Terrorgruppen wie etwa die al-
Nusra-Front und der sogenannte 
„Islamische Staat“ hervorgegan-

gen. Und wir sollten dabei auch 
nicht übersehen, dass die Mobi-
lisierung und Instrumentalisie-
rung der öffentlichen Meinung 
auch durch andere subtile Me-
thoden, wie beispielsweise die 
Dämonisierung vermeintlicher 
Feinde, erfolgt: Je nach Bedarf 
wurde mal Gaddafi, mal Saddam 
Hussein zum neuem Hitler auser-
koren, der Iran im Atomkonflikt 
so dämonisiert, dass aller Wahr-
scheinlichkeit nach die westliche 
Öffentlichkeit einen Krieg gegen 
dieses Land letztlich hinnehmen 
würde. Und auch Putin wurde, 
tagein, tagaus, systematisch und 
intensiv dämonisiert, als er sich 
dem offensichtlichen Versuch, die 
Ukraine in die EU einzubinden, 
aktiv widersetzte.

Gerade im Fall des Ukraine-
Konflikts konnten wir alle erleben, 
wie durch einseitige Medienbe-
richterstattung die antirussische 
Propaganda im Westen Platz grei-
fen konnte und wie sich in Euro-
pa eine beängstigende Vorkriegs-
stimmung breitmachte. Ich kann 
mir gut vorstellen – und teilweise 
ist das auch längst belegt –, dass 
im Hintergrund solcher Entwick-
lungen eine ganze Reihe einfluss-
reicher Denkfabriken und Netz-
werke dafür bezahlt wird, je nach 
Bedarf politische PR-Kampagnen 
zu konzipieren und alles, was zur 
psychologischen Kriegsführung 
gehört, bei jeder Kriegsentschei-
dung mit voranzutreiben. Und die 
Geheimdienste selbst tun natür-
lich ihr Übriges.

Dass das leitende Personal der 
sogenannten Qualitätsmedien in 

gut organisierten Netzwerken 
ganz im Sinne des MIK bei na-
hezu jedem Konflikt der USA die 
vom Pentagon gelieferten Analy-
sen und Einschätzungen dann kri-
tiklos verbreitet, ist inzwischen ja 
ein offenes Geheimnis. Es ist da-
her keine Schwarzmalerei festzu-
stellen, dass die westliche Medien-
kultur in unserer Gegenwart von 
der Kant’schen Idee der Koope-
ration und des Friedens offenbar 
nichts mehr hält, sehr viel dage-
gen jedoch von der Idee der Kon-
frontation, der Bedrohung, der 
permanenten Beschwörung von 
Feindbildern sowie von Thomas 
Hobbes’ Menschenbild, dass der 
Mensch des Menschen Wolf sei. 
Deshalb wundert es kaum, dass 
bei der Dominanz einer solchen 
Kultur die Friedensbewegung stets 
den Kriegsereignissen hinterher-
läuft und dass Friedensperspekti-
ven kaputtgeredet werden, wäh-
rend der MIK mit Leichtigkeit 
für alle Konflikte und Kriege, die 
er zum eigenen Überleben insze-
niert, die öffentliche Meinung auf 
seiner Seite hat.

Laut Folterbericht des US-Se-
nats vom Dezember 2014, um nur 
ein Beispiel dafür zu geben, wie 
tief die Kultur des Krieges in der 
US-amerikanischen Gesellschaft 
verwurzelt ist, haben zwei Psycho-
logen für 80 Millionen Dollar für 
die CIA neue Foltermethoden ent-
wickelt. Als dies bekannt wurde, 
haben sie ihre menschenfeindli-
chen Dienste auch noch mit der 
Begründung öffentlich verteidigt, 
diese basierten auf wissenschaft-
licher Grundlage …

JW: Wie ist es aber zu erklären, 
dass die Amerikaner die unge-
heuren Kosten der zahlreichen 
US-Kriege und der Bereitstel-
lung von Personal und Kriegs-
material mehr oder weniger hin-
nehmen? Immerhin sind die USA 
eine funktionierende Demokratie 
und die Parteien sind mit Kritik 
der jeweils herrschenden Regie-
rung nicht gerade zimperlich. Der 
Konflikt um die Zustimmung zum 
Haushalt artet ja sogar schon mal 
in eine Blockade der Gehaltszah-
lungen für die Ministerien und 
die Regierungsarbeit aus. Halten 
Sie die herrschende Propaganda 
wirklich für so mächtig, dass sie 
die Menschen fast bedingungslos 
zu beeinflussen vermag?
MM: Das ist in der Tat eine sehr 
wichtige Frage. Tatsächlich gehört 
in den USA eine öffentliche De-
batte über die militärischen Kos-
ten zu den Tabu-Themen. Wenn 
bei den Haushaltsberatungen das 
Thema Verteidigungsetat über-
haupt angeschnitten wird, dann 
wegen zu niedriger Steigerungsra-
ten. Man kommt nicht umhin an-
zunehmen, dass es zwischen den 
US-Parteien den Konsens gibt, die 
Rüstungsausgaben stets zu erhö-
hen. Und auch innerhalb der EU 
gibt es ja derartige Bestrebungen, 
beispielsweise wollten die EU-
Kriegsparteien vor einigen Jah-
ren die Steigerung von Rüstungs-
ausgaben sogar in der Verfassung 
festschreiben, was glücklicherwei-
se gescheitert ist. Was aber die Fi-
nanzierung der gigantischen Rüs-
tungsausgaben der USA betrifft, 
die gerade in der letzten Dekade 
sehr drastisch auf die astronomi-
sche Summe von über 700 Mil-
liarden Dollar jährlich gesteigert 
wurde, so haben sich alle Regie-
rungen zu diesem Zweck immer 
wieder verschuldet.

Gerade die permanente Ver-
schuldung für die Rüstungsaus-
gaben, also für öffentliche Inves-
titionen in einen unproduktiven 
Sektor, die deshalb auch keine 
Steuern auf der Einnahmeseite ge-
nerieren, ist vermutlich der Haupt-
grund dafür, dass die USA mit 
etwa 19 Billionen US-Dollar [Dez. 
2015] der größte Schuldnerstaat 
der Welt sind. Jeder andere Staat 
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wäre mit diesen Schulden längst 
pleite gegangen. Die Sowjetunion 
ist beispielsweise unter der massi-
ven Last des in den 1980er-Jahren 
initiierten „Tot-Rüstens“ zusam-
mengebrochen. Aber den USA ge-
schieht deshalb kein finanzielles 
Desaster, weil die US-Regierung, 
dank ihres Monopols an der Welt-
währung und dank des Vertrau-
ens, das internationale Kapitalan-
leger in die Stabilität des Dollars 
haben, ihre Neuverschuldung mit 
Staatsanleihen, die sie bei der US-
Notenbank Fed gegen Cash ein-
tauschen, finanzieren.

Die Fed vermarktet einerseits 
die Staatsanleihen auf dem Glo-
bus und bewirkt dadurch einen 
ständigen Kapitalfluss in die US-
Ökonomie, während sie anderer-
seits die Notenpresse anwirft und 
die Regierung zur Finanzierung 
der laufenden Rüstungsausgaben 
mit neu gedrucktem Geld versorgt. 
Im Grunde finanzieren die USA 
die Kosten des MIK nicht mit den 
Steuergeldern der eigenen Bevöl-
kerung, sondern mit der kumulier-
ten Kaufkraft aus der ganzen Welt, 
die Amerika als Kapital gerade-
zu wie ein Schwamm aufsaugt.

Dieser Sachverhalt mag viel-
leicht auch der Grund sein, war-
um die Rüstungsfinanzierung in 
der US-Öffentlichkeit kein The-
ma ist und kaum jemanden stört. 
Dieses unglaublich hinterhältige 
Finanzierungsmodell der eige-
nen Kriege setzt allerdings vor-
aus, dass der Ölhandel weltweit 
auf Dollarbasis erfolgt. Diese Be-
dingung kann jedoch nicht durch 
die freiwillige Bereitschaft der 
Ölexporteure garantiert werden, 

zumal viele dieser Ölstaaten nicht 
gerade für ihre Amerikahörigkeit 
bekannt sind. Vielmehr erfordert 
diese Bedingung ein globales Ge-
waltsystem, das die rebellischen 
Ölstaaten die nackte Gewalt po-
tenzieller Regime Changes spü-
ren lässt und dafür sorgt, dass 
das Vertrauen in den Dollar er-
halten bleibt.

Unter diesem Blickwinkel er-
scheinen auch sämtliche Kriege der 
USA im Mittleren Osten in einem 
neuen Licht. Die Zerschlagung von 
starken zentralistischen Staaten wie 
dem Irak und die Entstehung von 
terroristischen Gruppen wie dem 
„Islamische Staat“ sind – solange 
das Geschäft „Öl gegen Waffen“ 
ungestört bleibt – dem erwähnten 
Gewaltsystem dabei alles andere 
als abträglich. Und genau an die-
ser Stelle treffen die Interessen von 
US-Regierungen und MIK zusam-

men und schließt sich der Kreislauf 
von globalem Gewaltsystem, Öl-
handel auf Dollarbasis und Stabi-
lität der US-Ökonomie durch dras-
tische Kapitalimporte. Ich will es 
hier aber bei diesen wenigen Hin-
weisen belassen, auch, da ich diese 
Thematik an anderen Stellen be-
reits ausführlicher behandelt habe.
JW: Wenn es also ein solches „Netz-
werk“ im Hintergrund der Demo-
kratie, einen solchen „Staat im 
Staate“ gibt und dieser eine immer 
größere Bedrohung für den Frieden 
in der Welt darstellt – wie kann die 
Friedensbewegung dann dagegen 
vorgehen und Frieden durchset-
zen? Demonstrationen und Appelle 
gegen den womöglich mächtigsten 
und finanzstärksten Apparat der 
Welt scheinen mir eher aussichts-
los zu sein. Was schlagen Sie vor? 
Gibt es eine Strategie?
MM: Meiner Einschätzung nach 

sollte der MIK bei allen Aktivi-
täten der Friedensbewegung ins 
Zentrum der Kritik gerückt wer-
den. Der Militärisch-Industrielle 
Komplex ist die größte Bedrohung 
für den Weltfrieden unserer Zeit. 
Kampagnen gegen Rüstungsexpor-
te sind weiterhin wichtig, reichen 
allein aber nicht aus. Nötig ist mei-
ner Einschätzung nach eine welt-
weite Kampagne zur Ächtung der 
Waffenproduktion. Dazu müsste 
auch mit Kirchen und Religions-
gemeinschaft diskutiert und en-
ger zusammengearbeitet werden.

Wichtig erscheint mir auch die 
Bekämpfung der herrschenden Kul-
tur des Krieges, die alle medialen 
Kriegsrechtfertigungen und die 
Kriegspropaganda massiv beför-
dert. Diese Kultur muss als men-
schenfeindlich dekodiert und er-
schüttert werden. Der Aufbau einer 
Kultur des Friedens ist zwar eine 
Jahrhundertaufgabe; die dahin-
terstehende Idee der Kooperation 
hat allerdings eine große Anzie-
hungskraft, die uns ermutigt, dran 
zu bleiben.
JW: Ich bedanke mich für das Ge-
spräch.
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Eisenhowers Rede vom 17. Janu-
ar 1961 ist sein beeindrucken-

des Vermächtnis an seine Nach-
welt. Nach allerlei Nettigkeiten an 
seine politischen und administra-
tiven Mitarbeiter steuerte der le-
gendäre General aus dem Zweiten 
Weltkrieg ganz diplomatisch auf 
seine Herzensanliegen hin: 

Zum Einen warnte „Ike“, wie 
ihn seine Anhänger nannten, nach-
drücklich vor einem gefährlichen 
Wachstum des Militärisch-In-
dustriellen Komplexes, also ei-
ner Machtzusammenballung von 
Wissenschaft, Wirtschaft, Politik, 
Medien und Militär zu einem gi-
gantischen Moloch, einem Staat 
im Staate, der irgendwann nicht 
mehr zu kontrollieren sei: „In den 
Gremien der Regierung müssen 
wir uns verwahren gegen die In-
besitznahme einer unbefugten Ein-
mischung, ob angefragt oder nicht, 
durch den Militär-Industriellen 
Komplex. Das Potenzial für die 
katastrophale Zunahme deplatzier-
ter Macht existiert und wird wei-
ter bestehen bleiben.“ Und weiter: 
„Wir dürfen niemals unsere Frei-
heiten und demokratischen Pro-
zeduren durch das Gewicht dieser 
Konstellation in Gefahr bringen 
lassen. Nur eine wache und klu-
ge Bürgerschaft kann das richti-
ge Zusammenwirken der gewalti-
gen industriellen und militärischen 
Verteidigungsmaschinerie mit un-
seren friedlichen Methoden und 
Zielen erzwingen, sodass Sicher-
heit und Freiheit miteinander ge-
deihen mögen.“

Zum anderen ermahnte Eisen-
hower seine Landsleute, mit den 
Rohstoffen dieser Welt sorgsam 
umzugehen und nicht in einem auf-
wendigen Lebensstil im Konsum-

rausch die Potenziale der nachfol-
genden Generationen zu vergeuden. 

Diese nachfolgenden Gene-
rationen haben sich immer wie-
der gefragt, wie ausgerechnet ein 
hochrangiger US-Militär dazu 
kommen konnte, so eindringlich 
vor dem von ihm wohl erstmals so 
bezeichneten Militärisch-Industri-
ellen Komplex zu warnen. War es 
der sogenannte U2-Zwischenfall, 
der General Eisenhower gegen die 
Machtmaschine aufgebracht hatte? 
Ike hatte dem Staatschef der So-
wjetunion feierlich versprochen, 
die USA würden den sowjetischen 
Luftraum nicht überfliegen. Und 
dann war kurz vor Ende von Ei-
senhowers Amtszeit ein ameri-
kanisches Spionageflugzeug des 
Typs U2 über der Sowjetunion 
abgeschossen worden. Ausgespro-
chen peinlich. Und es ist bis heute 
unklar, ob Eisenhower Chruscht-
schow belogen hatte, oder ob US-
Geheimdienste hinter Ikes Rücken 
die Spionageflüge veranlasst haben 

könnte, um die verabredeten Ab-
rüstungsgespräche zwischen den 
USA, Frankreich, Großbritannien 
und der Sowjetunion in Paris zu 
torpedieren. Gelegentlich wurde 
auch darauf verwiesen, dass Ei-
senhower aus einer Familie mit 
deutschem Migrationshintergrund 
stammte: Die Eisenhowers gehör-
ten der pazifistischen Konfession 
der Mennoniten an, und Ikes Mut-
ter war entsetzt, dass ihr Sohn eine 
Karriere beim Militär anstrebte.

Dwight D. Eisenhower war 
unstreitig eine ambivalente Per-
sönlichkeit: Als im Jahre 1932 
hungernde Veteranen des Ersten 
Weltkriegs um das Capitol, den Sitz 
des US-Parlaments, eine Zeltstadt 
errichteten, um ihnen zustehen-
de Bonuszahlungen durchzuset-
zen, ließ Eisenhower im Dienste 
seines Vorgesetzen Douglas Ma-
cArthur die Proteste von Bundes-
truppen niederschlagen. Als Ober-
kommandierender der Alliierten 
war Eisenhower wiederum sehr 

korrekt und fair im Umgang mit 
der Sowjetunion. Den rechtsextre-
men Heißsporn General George S. 
Patton hat er des Öfteren gebän-
digt, wenn der vom zukünftigen 
Kriegszug gegen die Sowjetuni-
on fieberte. Auf der anderen Seite 
hat Eisenhower seine Leute nicht 
gegen den infamen antikommu-
nistischen Großinquisitor Joseph 
McCarthy geschützt. Vielmehr hat 
er, um Präsident zu werden, mit 
McCarthy paktiert. Dafür opferte 
Ike sogar seinen Mentor, General 
George C. Marshall, der sich im 
Fadenkreuz von McCarthy befand. 
Unter der Präsidentschaft Eisen-
howers begannen auch die verdeck-
ten, schmutzigen Operationen der 
CIA: 1954 wurde auf Geheiß des 
Präsidenten der demokratisch ge-
wählte Präsident Guatemalas, Ja-
cobo Arbenz Guzmán, vom US-
Geheimdienst gestürzt. 1953 war 
bereits der demokratisch legiti-
mierte Premierminister des Iran, 
Mohammad Mossadegh, vom CIA 
und dem englischen Geheimdienst 
gestürzt worden.

Diese Auswüchse wurden erst 
durch eine Art von geheimer Schat-
tenregierung ermöglicht, die durch 
die Gründung des Nationalen Si-
cherheitsrates im Jahre 1947 ein-
gefädelt wurde. Im National Se-
curity Council sitzen neben dem 
Präsidenten und seinem Stelle-
vertreter der Außenminister, der 
Verteidigungsminister sowie die 
Vertreter der Geheimdienste. Alle 
Verhandlungen sind geheim. We-
der die restlichen Bundesminister 
noch das Parlament erfahren, was 
in diesem diskreten Gremium ge-
schieht. Und Eisenhower hat sich 
in einem solchen Milieu durchaus 
zuhause gefühlt.

Präsident Eisenhower – 
eine Friedenstaube?
Der 34. Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, Dwight D. Eisenhower, verabschiedete 
sich am 17. Januar 1961 in einer Fernsehansprache aus seinem Amt. Sein Nachfolger nach 
zwei Amtsperioden wurde John F. Kennedy. 
 von Hermann Ploppa

George Bush (sen.) begrüßt General Norman Schwarzkopf bei einer Parade 
für aus der Operation „Desert Storm“ heimkehrende Truppen, Juni 1991 
(Foto: David Valdez, gemeinfrei)

Präsident Dwight D. Eisenhower, 
1956 (Foto: White House, gemeinfrei)
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Wenn Eisenhower also kein 
Gutmensch war, was machte ihn 
am Ende seiner Amtszeit zum 
Kronzeugen der Friedensbewe-
gung? Nun, Ike verstand sich ein-
deutig als General einer Zivilge-
sellschaft. 1953 hatte er bereits 
in einer Rede zum Tod Josef Sta-
lins unter dem Titel „Chance for 
Peace“ vor großer Öffentlichkeit 
kritisiert, dass die umfangreichen 
Militärausgaben Mittel für den 
Aufbau der Zivilgesellschaft ab-
saugten: „Jedes angefertigte Ge-
wehr, jedes zu Wasser gelassene 
Kriegsschiff, jede abgeschossene 
Rakete bedeutet im Endeffekt ei-
nen Diebstahl an jenen, die hun-
gern und die nicht ernährt werden 
und an jenen, die nichts anzuzie-
hen haben. Diese waffenstarrende 
Welt verausgabt nicht nur Geld. 
Es kostet den Schweiß seiner Ar-
beiter, die Erfindungsgabe seiner 
Wissenschaftler, die Hoffnungen 
seiner Kinder Die Kosten eines 
einzigen modernen Kampfbom-
bers entsprechen dem Wert von 
einer modernen Schule aus Stein 
für mehr als 30 Städte. Es bedeutet 
zwei Kraftwerke, von denen jede 
den Bedarf einer Stadt mit 60.000 
Einwohnern versorgt.“

Die vom einflussreichen Coun-
cil on Foreign Relations (CFR) 
ausgearbeitete Militärdoktrin der 
„Massiven Vergeltung“ („Mas-
sive Retaliation“) kam Eisen-
hower, selbst Mitglied im CFR, 
durchaus gelegen. Die Doktrin 
besagte: Wenn die Sowjetunion 
in den Machtbereich der USA ein-
brechen und dort Länder abwer-
ben sollte, würden die USA um-
gehend mit atomaren Schlägen 
auf das Kernland der UdSSR ant-
worten. Durch die Drohung der 
Totalvernichtung sollten die So-
wjets im Zaum gehalten werden, 
und die USA könnten sich Aus-
gaben für umfangreiche konven-
tionelle Waffensysteme sparen. 
Das Geld könnte man für zivile 
Zwecke ausgeben, zum Beispiel 
für den Ausbau der Highways, die 
Eisenhower sehr schätzte. Doch 
auch das von seinem Vorgänger 
Franklin Delano Roosevelt ent-
wickelte System der sozialen Si-
cherung baute Eisenhower vor-
sichtig aus.

Allerdings hatte der Council 
on Foreign Relations – ein Gra-
vitationszentrum der Eliten aus 
Wirtschaft, Medien, Militär, Wis-
senschaft und Politik mit Sitz in 
New York – schnell erkannt, dass 
das Geschäft mit konventionellen 
Waffen durch die Konzentration 
auf Atombomben doch sehr lei-
den würde. Bereits 1956 erarbeitete 
eine Arbeitsgruppe des CFR unter 
der Leitung des jungen Harvard-
Historikers Henry Kissinger eine 
neue Militärdoktrin, die 1957 der 
Öffentlichkeit vorgestellt wurde: 
die Doktrin der „Flexiblen Ant-
wort“ („Flexible Response“). Dies 
bedeutete: Wenn die Sowjetunion 
in das Revier der USA einbrechen 
sollte, würden die USA abgestuft 
reagieren. Zunächst würde auf di-
plomatischer Ebene bei den Sow-
jets sondiert werden, was sie sich 
denn dabei gedacht haben könn-
ten. Wenn das nichts fruchtete, 
wären Antworten mit konventio-
nellen Waffen durchaus denkbar, 
und wenn auch das nichts brächte, 
wäre auch der Einsatz von Atom-
waffen nicht auszuschließen. Die 
Strategie klingt einerseits vernünf-
tig; andererseits sollte die Klavia-
tur der „Flexiblen Antwort“ aber 
auch einem erneuten Wachstum 
der konventionellen Waffenpro-
duktion Tür und Tor öffnen. Und 
das war genau die Entwicklung, die 
der schwächer werdende Präsident 
Eisenhower machtlos mit ansehen 
musste. Was daraus geworden ist, 
können wir heute mit Händen grei-
fen: exakt jener Militärisch-Indust-
rielle Komplex, vor dem Eisenhow-
er so dringend gewarnt hatte, ist 
zu einem Tumor herangewachsen, 
der die Zivilgesellschaft von innen 
und außen zerstört. Der die zivi-
len Regierungen nach seiner Pfeife 
tanzen lässt. Längst wuchert aus 
dem Zentrum der Rüstungswirt-
schaft ein umfassendes Gebilde, 
das alle zivilen Wirtschaftstätig-
keiten vereinnahmt: die sogenannte 
Sicherheitsindustrie. Privatisierte 
Gefängnisse verschlingen in den 
USA heutzutage elfmal mehr Ge-
fangene als noch 1970: Damals 
gab es 200.000 Häftlinge, heute 
sind es 2,3 Millionen, die in der 
Haft in Sklavenarbeit Möbel pro-
duzieren oder an anderen giftigen 

Arbeitsplätzen tätig sein müssen. 
Staaten werden reihenweise de-
stabilisiert und nach dem Prinzip 
des Militär-Industriellen Kom-
plexes neu aufgebaut. Rüstungs-
konzerne kontrollieren sämtliche 
Wirtschaftsbereiche, wie am Bei-
spiel des Irak sehr deutlich zu er-
kennen ist.

In diesem Sinne ist Eisenhow-
ers eindringlicher Appell an eine 
wachsame Bürgerschaft nach wie 
vor ein sehr bedeutendes Zeugnis.

Quellen:
YouTube: Eisenhower Farewell 
Address (Full) <https://www.
youtube.com/watch?v=CWiIYW_
fBfY>
McAdams Full English Transcript: 
<http://mcadams.posc.mu.edu/
ike.htm>
heise.de: Der Klub der „Weisen 
Männer“ <http://www.heise.de/
tp/artikel/28/28513/1.html>
USA-Control: Hitl iste der 25 
korruptesten Privatfirmen im 
Irak-Krieg <https://usacontrol.
wordpress. com/20 08/07/26/
hitliste-der-25-korruptesten-
privatfirmen-im-irak-krieg/>
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www.free21.
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Guten Abend, meine lieben 
Landsleute, 

… in drei Tagen werde ich 
nach einem halben Jahrhundert 
im Dienst für mein Land meine 
Amtsbefugnisse als Präsident in 
einer traditionellen und feierlichen 
Zeremonie an meinen Nachfol-
ger abgeben. Heute Abend wende 
ich mich an Sie, liebe Landsleute, 
mit der Botschaft des Abschieds, 
und ich möchte mit Ihnen einige 
abschließende Gedanken teilen.

 Wie jeder andere Bürger 
wünsche ich dem neuen Präsiden-
ten und seinen Mitarbeitern viel 
Glück. Ich bete, dass die nächs-
ten Jahre gesegnet sind mit Frie-
den und Wohlstand für alle. Unser 
Volk erwartet, dass ihr Präsident 
und der Kongress entscheidende 
Übereinstimmung finden werden 
bei lebenswichtigen Fragen von 
großer Bedeutung. Und weise Ent-
schlüsse, die die Zukunft unse-
rer Nation prägen zum Besseren.

Meine eigenen Beziehungen 
zum Kongress begannen vor lan-
ger Zeit ganz bescheiden, als ein 
Senator mich zur Militärakade-
mie in West Point berief. Diese 
Beziehungen wurden enger wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges und 
der Nachkriegszeit. Und schließ-
lich verdichteten sie sich zu einer 
gegenseitigen Abhängigkeit wäh-
rend der letzten acht Jahre.

In dieser letzteren Art der Be-
ziehung haben Kongress und Re-
gierung gut zusammengearbeitet 
in den meisten wichtigen Berei-
chen, um dem Lande zu dienen, 
anstatt Parteipolitik zu betreiben, 
und haben auf diese Weise die In-

teressen der Nation gut vorange-
bracht. Deshalb sind meine offizi-
ellen Beziehungen zum Kongress 
mit dem Gefühl der Dankbarkeit 
verbunden, dass wir so viel ge-
meinsam auf den Weg bringen 
konnten.

Das Potential für die 
katastrophale Zunah-

me deplatzierter Macht 
existiert und wird weiter 

bestehen bleiben.

Wir befinden uns jetzt zehn 
Jahre nach der Mitte eines Jahr-
hunderts, das Zeuge wurde von 
vier größeren Kriegen zwischen 
Nationen. An dreien dieser Krie-
ge war unsere Nation beteiligt. 
Ungeachtet dieser Weltenbrände 
steht Amerika heute als stärkste, 
einflussreichste und produktivste 

Nation der Welt da. Wir sind ver-
ständlicherweise stolz auf diese 
Vormachtstellung. Jetzt begreifen 
wir jedoch, dass Amerikas Füh-
rungsrolle und Ansehen nicht nur 
von unserem unangefochtenen ma-
teriellen Fortschritt, den Reichtü-
mern und von militärischer Stär-
ke abhängt, sondern auch davon, 
wie wir unsere Macht einsetzen 
für die Interessen des Weltfrie-
dens und Besserung der Situati-
on der Menschheit.

Während der gesamten Ge-
schichte der freien Regierung 
waren dieses immer unsere Zie-
le, um den Frieden zu bewahren: 
den Fortschritt zu fördern für die 
Vollendung der Menschheit, Frei-
heit, Würde und Integrität zu er-
weitern, unter Völkern und zwi-
schen Nationen. Sich für weniger 
einzusetzen wäre eines freien und 
religiösen Volkes unwürdig.

Jedes Versagen, das auf Über-
heblichkeit oder Mangel an Ver-
ständnis oder Mangel an Opferbe-
reitschaft zurückzuführen wäre, 
würde uns eine schmerzliche Wun-
de beibringen, ob nun hier oder 
im Ausland.

Fortschritt in Richtung auf die-
se edlen Ziele ist dauerhaft in Ge-
fahr durch den Konflikt, der jetzt 
die Welt im Griff hat. Er erfor-
dert unsere volle Aufmerksam-
keit und absorbiert unsere ganze 
Existenz. Wir stehen einer feindse-
ligen Weltanschauung gegenüber, 
auf weltweiter Ebene, atheistisch 
in ihrer Prägung, skrupellos in 
der Durchsetzung ihrer Ziele und 
heimtückisch in ihrem Vorgehen. 
Unseligerweise ist die Gefahr, die 
auf uns lauert, von unbegrenz-
ter Dauer. Um damit erfolgreich 
umgehen zu können, benötigen 
wir nicht so sehr die emotiona-
len und übergangsbedingten Op-
fer einer Krise, sondern eher jene 
Opfer, die uns befähigen, stetig, 
sicher und klaglos die Bürden ei-
nes verlängerten und vielschich-
tigen Kampfes zu ertragen – im-
mer mit dem Ziel der Freiheit vor 
Augen. Nur so werden wir auf un-
serem festgelegten Kurs bleiben, 
ungeachtet aller Provokationen, in 
Richtung auf fortwährenden Frie-
den und Besserung des Loses der 
Menschheit.

Krisen wird es immer geben. 
Ob die Krisen nun im Ausland 
auftreten oder hier im Inland, ob 
sie groß sind oder eher klein: im-
mer wieder ergibt sich die Versu-
chung anzunehmen, dass spekta-
kuläre und kostspielige Aktionen 

Präsident Eisenhower warnte 
vor Militär-Industriellem Komplex
Dwight D. Eisenhower war der 34. Präsident der USA. Seine landesweit im Fernsehen übertragene Rede zu seinem Abschied 
vom Präsidentenamt am 17.1.1961 sorgte für eine Sensation: In ungewöhnlich scharfen Worten warnte der ehemalige 
Oberbefehlshaber der Alliierten Streitkräfte im Zweiten Weltkrieg im Kampf gegen Nazi-Deutschland vor dem gefährlichen 
Wachstum des Konglomerats aus Rüstungsindustrie, Rüstungswissenschaft, Rüstungsmedien und Regierung. Für dieses 
Konglomerat machte Eisenhower den Begriff „Militär-Industrieller Komplex“ populär. Bislang stand in deutscher Sprache 
keine geeignete Übersetzung dieser beeindruckenden Rede zur Verfügung. Hermann Ploppa liefert auf der Webseite 
USAControl diese deutsche Übersetzung von Eisenhowers Farewell Address.  von Hermann Ploppa

Präsident Eisenhower - warnte deutlich vor dem steigenden Einfluss des 
Militär-Industriellen Komplexes auf die amerikaniscke Politik.
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als wundersame Lösung aller auf-
tretenden Probleme die geeigneten 
Mittel sind. Ein gewaltiger Kosten-
anstieg bei neueren Waffensyste-
men; die Entwicklung unrealisti-
scher Programme als Behandlung 
allen Übels in der Landwirtschaft; 
eine dramatische Ausdehnung in 
der Grundlagen- und angewand-
ten Forschung – diese und vie-
le andere Optionen, jede für sich 
gesehen möglicherweise viel ver-
sprechend, könnten vorgeschlagen 
werden als die einzigen Wege in 
die Richtung, die wir einschla-
gen wollen.

Aber jeder Vorschlag muss be-
wertet werden im Licht eines grö-
ßeren Zusammenhanges: nämlich 
der Notwendigkeit, eine Ausgewo-
genheit in den nationalen Projek-
ten zu wahren – Ausgewogenheit 
zwischen privater und öffentlicher 
Wirtschaft; Ausgewogenheit zwi-
schen den Kosten und dem vor-
aussichtlichen Ertrag – Ausgewo-
genheit zwischen dem eindeutig 
Notwendigen und den angeneh-
men Wünschen; Ausgewogenheit 
zwischen unseren wesentlichen 
Bedürfnissen als Nation und den 
Pflichten, die dem Einzelnen auf-

erlegt werden; Ausgewogenheit 
zwischen tagesaktuellen Aktivitä-
ten und dem nationalen Wohl für 
die Zukunft. Eine gute Entschei-
dung bemüht sich um Gleichge-
wicht und Fortschritt; das Fehlen 
derselben führt irgendwann ein-
mal zu Unausgewogenheit und 
Frustration.

Der Ablauf vieler Jahrzehnte 
kann als Beleg gesehen werden, 
dass unser Volk und seine Regie-
rung im Allgemeinen diese Wahr-
heiten begriffen und im Angesicht 
von Bedrohung und Anspannung 
angemessen darauf reagiert haben.

Aber Bedrohungen, neu in Art 
und Ausmaß, nehmen fortwäh-
rend zu.

Von diesen will ich nur zwei 
erwähnen: 

Ein lebenswichtiges Element 
zur Erhaltung des Friedens stellt 
das Militär dar. Unsere Bewaff-
nung muss machtvoll sein, bereit 
für rasche Einsätze, so dass kein 
möglicher Angreifer versucht sein 
könnte, seine eigene Zerstörung 
zu riskieren.

Die Organisation unseres Mi-
litärs heutzutage ist nicht mehr 
vergleichbar mit jener, die man 

zu Zeiten meiner Vorgänger in 
Friedenszeiten gekannt hat, oder 
auch bei den kämpfenden Män-
nern im Zweiten Weltkrieg oder 
im Koreakrieg.

Bis zu unseren letzten Welt-
konflikten besaßen die USA kei-
ne eigene Rüstungsindustrie. Ame-
rikanische Hersteller von Pflügen 
konnten beizeiten, wenn es erfor-
derlich war, aber auch Schwerter 
herstellen. Jetzt aber können wir 
uns keine improvisierte Produkti-
on für die nationale Verteidigung 
mehr erlauben; wir sind gezwun-
gen gewesen, eine permanente 
Rüstungsindustrie von gewaltigen 
Größenordnungen aufzubauen. 
Obendrein sind jetzt dreieinhalb 
Millionen Menschen im Verteidi-
gungssektor beschäftigt. 

Wir geben jedes Jahr für 
nationale Sicherheit einen 
höheren Betrag aus, als 
alle amerikanischen Kon-
zerne zusammengenom-
men netto einnehmen.

Diese Verbindung eines gewal-
tigen Militärapparates mit einer 

großen Rüstungsindustrie stellt 
eine neue Erfahrung in den USA 
dar. Der gesamte Einfluss – wirt-
schaftlich, politisch, ja sogar spi-
rituell – wird wahrgenommen in 
jeder Stadt, in jedem Parlament 
unserer Bundesstaaten und jeder 
Behörde der Bundesregierung. Wir 
erkennen die Notwendigkeit dieser 
Entwicklung an. Wir dürfen aber 
auch nicht die Augen verschließen 
gegenüber ihren schwerwiegenden 
Folgen. Alle unsere Bemühungen, 
Mittel und Existenzgrundlagen 
sind betroffen; das gilt auch für 
die Struktur unserer Gesellschaft.

In den Gremien der 
Regierung müssen wir 
uns verwahren gegen 

die Inbesitznahme einer 
unbefugten Einmischung, 
ob angefragt oder nicht, 
durch den Militär-Indust-

riellen Komplex. 

Das Potential für die katast-
rophale Zunahme deplatzierter 
Macht existiert und wird weiter 
bestehen bleiben.

Wir dürfen niemals unsere 
Freiheiten und demokratischen 
Prozeduren durch das Gewicht 
dieser Konstellation in Gefahr 
bringen lassen. Nur eine wache 
und kluge Bürgerschaft kann das 
richtige Zusammenwirken der ge-
waltigen industriellen und militä-
rischen Verteidigungsmaschinerie 
mit unseren friedlichen Methoden 
und Zielen erzwingen, so dass Si-
cherheit und Freiheit miteinander 
gedeihen mögen.

In ähnlicher Weise, und weitge-
hend verantwortlich für die Um-
wälzungen in unserer industriell-
militärischen Einstellung war die 
technologische Revolution in den 
letzten Jahrzehnten.

Innerhalb dieser Revolution 
wurde Forschung zentral, sie wur-
de formalisierter, komplexer und 
kostspieliger. Ein stetig zuneh-
mender Anteil wird für, von oder 
im Auftrag der Bundesregierung 
durchgeführt.

Heute ist der einzelne Erfinder, 
der in seiner Werkstatt herumbas-
telt, verdrängt worden von Arbeits-
gruppen von Wissenschaftlern in 

Flugzeuge am Sammelband in einer amerikanischen Fabrik bei Niagara Falls während des zweiten Weltkrieges 
(Foto: Public Domain).
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Laboratorien und Teststrecken. In 
gleicher Weise erfuhr die unabhän-
gige Universität, traditionell die 
Quelle freier Ideen und wissen-
schaftlicher Entdeckungen, eine 
Revolution in der Durchführung 
von Forschung. Teilweise wegen 
der gigantischen Kosten, die damit 
verbunden sind, tritt praktisch an 
die Stelle der wissenschaftlichen 
Neugier der staatliche Auftrag. 
Anstelle der guten alten Schul-
tafel treten nun hunderte neuar-
tiger Computer.

Die Aussicht auf Beherrschung 
der nationalen Gelehrten durch 
Arbeitsplätze bei Bundesbehör-
den, Projektzuweisungen und der 
Macht des Geldes ist immer prä-
sent – und muss ernsthaft bedacht 
werden.

Indem wir nun aber wis-
senschaftliche Forschung 
und Entdeckung hoch hal-
ten, wie es sich gehört, 
sollten wir andererseits 
aber auch wachsam sein 
gegenüber der gleichfalls 
vorhandenen Gefahr, dass 
die öffentliche Politik sel-
ber ein Gefangener einer 
wissenschaftlich-techno-

logischen Elite wird.

Es ist die Aufgabe des Staats-
mannes, diese und andere Kräfte, 
neue und alte, zu formen, auszu-
balancieren und zu integrieren in 
die Grundlagen unseres demokra-
tischen Systems – immer in Hin-
blick auf die höchsten Ziele unse-
rer freien Gesellschaft.

Ein anderer Faktor, bei dem 
das Gleichgewicht gewahrt werden 
muss, beinhaltet das Element der 
Zeit. Wenn wir uns die Zukunft 
der Gesellschaft anschauen, müs-
sen wir – Sie und ich, und auch 
die Regierung – den Antrieb …

… vermeiden, nur für heu-
te zu leben, indem wir die 
wertvollen Ressourcen der 
Zukunft für unsere eigene 
Leichtigkeit und Bequem-

lichkeit ausplündern. 

Wir können nicht die materiel-
len Güter unserer Enkel verpfän-
den ohne zugleich auch den Verlust 
ihres politischen und spirituellen 
Erbes zu verlangen. Wir möchten, 
dass die Demokratie für alle nach-
folgenden Generationen bestehen 
bleibt, und nicht zum bankrotten 
Phantom von morgen wird.

Entlang des weiten Weges der 
Geschichte, die jetzt zu schreiben 
ist, weiß Amerika, dass unsere 
Welt immer kleiner wird und muss 
vermeiden, eine Gemeinschaft von 
Furcht und Hass zu werden. Sie 
muss stattdessen ein stolzer Bund 
gegenseitigen Vertrauens und Re-
spekts werden.

Eine solche Gemeinschaft muss 
eine Gemeinschaft von Gleichen 
sein. Der schwächste muss an den 
Verhandlungstisch kommen mit 
demselben Vertrauen wie wir, 
genauso geschützt wie wir durch 
unsere Moral, Wirtschaft und 
militärische Stärke. Dieser Ver-
handlungstisch, obwohl belastet 
durch viele vergangene Frustrati-
onen, darf nicht abgeschafft wer-
den zugunsten des gewissen Ster-
benskampfes auf dem Schlachtfeld.

Abrüstung in gegenseitigem 
Respekt und Vertrauen ist ein im-
mer noch gültiges Gebot. Zusam-
men müssen wir lernen, wie wir 
Meinungsverschiedenheiten beile-
gen, nicht mit Waffen, sondern mit 
Verstand und in ehrlicher Absicht. 
Denn diese Notwendigkeit ist so 
hervorstechend und offensichtlich. 
Doch ich bekenne, dass ich meine 
Amtsbefugnisse auf diesem Gebiet 
abgebe mit einem eindeutigen Ge-
fühl der Enttäuschung. Als jemand, 
der den Horror und die nachklin-

gende Trauer des Krieges miterlebt 
hat – als jemand, der genau weiß, 
dass ein weiterer Krieg jene Zivi-
lisation völlig zerstören wird, die 
so langsam und schmerzhaft über 
Tausende von Jahren aufgebaut 
worden ist – wünschte ich, dass 
ich heute Nacht sagen könnte, ein 
dauerhafter Frieden sei in Sicht.

Glücklicherweise kann ich sa-
gen, dass Krieg vermieden wer-
den konnte. Steter Fortschritt hin 
zu unserem endgültigen Ziel ist 
vollzogen worden. Aber es muss 
noch so viel getan werden. Als ein 
privater Bürger werde ich niemals 
aufhören im kleinen Rahmen zu 
tun, was immer ich helfen kann 
auf diesem langen Weg, um die 
Welt voranzubringen.

Jetzt in meiner letzten Gute-
nacht-Botschaft als Ihr Präsident 
danke ich Ihnen für die vielen Ge-
legenheiten, die Sie mir geboten 
haben im Dienst für die Öffent-
lichkeit in Zeiten von Krieg und 
Frieden. Ich vertraue darauf, dass 
Sie in diesem meinen Dienst Wert-
volles finden – im Übrigen weiß 
ich, dass Sie Wege finden werden, 
die Durchführung in der Zukunft 
zu verbessern.

Sie und ich – meine lieben Mit-
bürger – müssen stark sein in un-
serem Vertrauen darauf, dass alle 
Nationen mit Gottes Hilfe das Ziel 
des Friedens mit Gerechtigkeit er-
reichen werden. Mögen wir immer 
unerschütterlich sein in unserer 
Hingabe zu Grundsätzen, zuver-
sichtlich aber demütig mit Macht 
und fleißig in der Verfolgung der 
nationalen Ziele.

Zu allen Völkern der Welt, 
verleihe ich erneut Ausdruck der 
andächtigen und fortwährenden 
Sehnsucht Amerikas: Wir beten, 
dass die Völker aller Glaubensrich-
tungen, aller Rassen, aller Nationen 
ihre großen menschlichen Bedürf-
nisse befriedigt bekommen; dass 
jene, denen Gelegenheiten versagt 
blieben, diese nun in vollen Zügen 
genießen können; dass alle, die sich 
nach Freiheit sehnen, ihre spiritu-
ellen Segnungen erhalten mögen; 
dass jene, welche Freiheit haben, 
ebenso ihre schwerwiegende Ver-
antwortung begreifen; dass jene, 
welche unempfindlich sind gegen 
die Bedürfnisse anderer, Barmher-

zigkeit lernen werden; dass dafür 
gesorgt wird, dass die Geißeln der 
Armut, Krankheit und Unwissen-
heit von der Erde verschwinden; 
und dass in der Güte der Zeit alle 
Völker miteinander leben in einem 
Frieden, der garantiert wird durch 
die verbindende Kraft gegenseiti-
ger Achtung und Liebe.

Jetzt am nächsten Freitagmit-
tag werde ich wieder ein privater 
Bürger sein. Ich bin stolz darauf. 
Ich freue mich darauf.

Danke, und gute Nacht.

Dieser Text wurde zuerst unter der 
URL <https://usacontrol.wordpress.
com/2016/01/15/praesident-eisenhow-
er-warnte-vor-militaer-industriellem-
komplex/> veröffentlicht.
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